
, Heining, Michael, (IM)

Von: , F MIK Lagezentrum '<Lagezentrum.tVlIK@pQlizei. m.de> -  •
Gesendet: , " . . • • • Donnerstag, 19. Juli 201815:3l  ' '   • ' • •

An: •, ' • ' ' •   . .Tempelmannj Michaela (IM); Florian, Karl-Heinz (IM)' ' •• 1

¦ Cc: ' . ZF IM Lagezentrum Landesregierung IM NRW (IM).
.Betreff  • HambacherFörst. .

Anlagen: • 180719_Hinladurig_RWE_Kon'kretrsierung_Ivlinistertermin_Ö,pdf ' \

¦VoriiF MIK Lagezehtrurrv

Betreff: Ham acher Forst

-Tex sie he'An läge--' '

Düsseldorf IM - 413 - 6Ö.11 -VS-NfD- i,A. Dr. L.esmeister, 190718+
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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 19, Juli 201.8 •

Seile 1 von 2

-Elektron Ische'P.p st-- . ' '¦

Herrn H 
Vorstandsmitglied Ressort Braunkohle (CTO)
RWE Power AG • • '

Herrn HMBI    : .
Leiter Korizernsicherheit •
..RWE Po er AG . . ,  

Frau4MHfc
Leiterin Ko zernkömmunikatiop & Hner iepolitik
RWE Power AG' .

Herrn 
Leit r Bergba'upi nung
RWE Power AG •

i.

Aktenzeichen •  

(bei Antvyo t b|tte angc'' "''  .
413-60.1 IVS-NfQ

PHKIn Tempelmann \ i, ¦  j
Telefon 0211 ar.l-äat S :

Telefax 0211 87 -3231

mlchaela.tempelmann

@lm, nrw.de

VS-NUR FÜ  DEN DIENSTGEB AUCH

Hambacher Forst
Einladung zu einer Besprechung .am 26.07.2018

k/ inistergesp äch am 16.07.2018 '

Sehr  eehrte Damen Und Herren, \

DlenstgeBäude:

.Frledrlc.hstr. 62-80 •

. 0217 D sseldorf •

. • '   •• ¦ Ueferanschrlft:

für den  onstruktivem Austausch im Rahmen des Ministe gesprächs am Füretenwaii 129

Montag, 16.07.2018 bedanke ich mich  erzlic . ' •  0217Düsseldorf

Die Festlegung-von Meilensteinen,.des Kräfteansätzes sowie der .takti¬

schen Vorgehensweiöe sind' erfol skritische Fa toren für  ie Einsatzbe-

wälti ün :-Aufgrund .der zeitlichen Dringlic keit- müssen, diese-bereits

zum. jetzigen Zeitpunkt verbin lich vereinbart werden.

Telefon 0211 871-01

Telefax 0211 871-3355

pqststelle@l ,nrw.de
ww .lm.ntw '

öffentliche Verkehrsmittel:
Rhelnbahnllnlen 732,736,835,
836, U71, U 2, U 3, U83
Hallestelle! Klrohplatz



' Deshalb lac|e ich Sie sowie einen Ihrer Mitarbeiter der Arbeitsebene aus

dem ßereich Wald-Facharbeiter, der aus seiner Erfahrung heraus Aus¬

kunft über das handwerkliche Vorgehen bei den Rodungen geben kann

am Donnerstag, 26.0T.20i8, von 10:30 -12:00 Uhr

' ins Ministerium des Innern  es Landes Nordrhein-Westfalen,

Friedrichstraße.62-80 , '

40217 Düsseldorf,

Besprechungsraum des Lagezent ums (CQ223)

ein. Ich  öchte Sie bitten, Ihre konkret n' Planungen (z.B; Einsatz von

900.' icherheitsmitarbeite'rn, Vorgehensweise bei deutlicher Reduzie¬

rung  er ursprünglich geplanten Arbeitstage, Eihsat -vön'nianueii motö-

risierten R  ungsteams, Einsatz von Har estern un    sonstigen Ro-

dungsgeräten) im Vorfeld'zu übersenden oder mitzubringen,'

Über Ihre kurze Teilhahmebestätigung an das Funktiönspostfach refe--

rat413@im.nr l/.de würde ich mich sehr freuen. ' .  .

•! ' • 

it freundlichen Grüßen .'   ' .

•Im Auftrag,

gezt>Dr.  es eister
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Von:.
Gesendet: .

An;
Cc:
B.etreff:
Anlagen: •

8 7.8 

Tempelhnann; Michaela (IM)
.Dienstag, 31..'Juli 201816:54

L kat, Jörg (IM)     ¦
HF - Entwurf Protokoll zur Besprechun  v. 26.07.2018
180731_Prot6koll zur Besprechung vom 26.07.2018_0.2.docx

Sehr geehrte seh  geehrt

beigefügt übersende ich, wie am 26.07.2018 vereinbart, den Protokollentwurf mit der Bitte u  abgestimmte
Rüc  el ung, bis 07.08.2018,-Dienstbeginn; • •   .

Da mir die E-Mail-A ressen  on Herrr HB uid Herrn J  nicht vorliegen, bitte ich um Weiterfeitung dieser.
E- ail äh'beide Herren, damit a ch deren' Anmer ungen i  Ihre abgesti mte Rück eldun'g'ei fit'eße   önnen.
Vielleicht könnten Sie mir zusätzlich, zur Ve vollst ndigung  einer Outloo -Kontakte, auch die E-Mail-   essen der

i ri en Herren zukomm n lassen. , ' ' . • .

Mit .freundlichen Grüßen •
ImAuftrag

•Michaela Tempeimann
• Polizeihauptko missarin * •

. l mjjsteriurn .des Ibnerri-'
äbs)Eandds 'Mbrdrh ih-V?estfalerl

Referat 413-
Einsatz in besonderen Lagen

•   • 40217 Düsseldorf, Frledrichstraße 62-80
< l   40190 Düsseldorf, IM NRW (Postanschrift)
v- jr 0211/871-3375, CN-Pol: 07-221-3375

S1 Ö211/871-3231 ' . '
H   michaela.tempelmann@im.nr .de

t
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Mfofeterium des I ne   , , *
des Landes Nordrhefn-Weatfaten

VS - NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH

Protokoll zur B sprechung vom 26.07.2018

Sicherheitsstörün en im Zusammenhang mit dem Braunkqhletagebau, hier:
.Planun en zur Ro ungsperiöde 01;10.2018-28.02.2019 : .

Konkretisierung des Wlinistergesprächs am 16.07.2018

Zeit:' : ' 10:30-13:00 Uhr

Teilnehmer: RWE Power AG:  |BWM (Konzernsicherheit) ,i
J Äbteiluhg Tagebauplanung),

. abteilun ). ,   flK (ForstabteiIung) '  

PP Aachen:..Herr PD Sauer (Polizeiführer), ' . \

IM NRVV; Herr LPD Lukat (Leiter Referat 41.3), Herr PÖR Baüer-
mann (Referent Referat 413), Herr KD Sandvoß (künftig: PP
Köln, Leiter Ständi er Stab), Herr PHK Sethmacher (Referat'
413), Frau Tempelmann (Referat 4/13) . . •

1. Begrüßung und Ällgemeines''     . * '   •

Nach lder Begrüßung der Teilnehmer und einer.kürzen Vorstellungsruhde, machte

Herr Lukat deutlich, dass die RWE Power AG durch die Genehmigung des Hauptbe-

l. ' triebsplan 2,018 - 2020. die- rechtiiche Grundlage habe, Rodungen  om,01. 0.2018,-

• 28.02.2019 durchzuführen. . • • •   .

. Voraussetzung für ein Täti keitwerden der Pol zei bei- Räumungsmaßnahmen im

Hambacher Forst im  orfeld der Roclungsperiode sei eine vorhandene Rechts run -

Der Rechtsauffassung der R E Power AG (Antrag auf.'R umurig  om 02.07,2018),

.dass-die Polizei eine ori inäre Zuständigkeit habe, treffe nicht zu.  ediglich für den

Bereich' Strafverfolgung habe die Polizei eine origin re Zust ndig eit Originär zu¬

st ndig für .Räu ungsmaßnahmen im  orfeld- seien- unterschiedliche, andere Res¬

sorts, deren sachberührte hachgeof.dnete Ländesoberbehörden und die Kom unen.-

l



Ministerium des Innern • 
des Landes Nor rheln- estfalen

Um-im Vorfeld ,(Räumungsrnaßnahmen) tätig werden zu können,-sind Amts-,

A/ölizugshilfeersuchens dieser Behörden erforderlich. Gleichzeitig trage die RWE

Power AG ebenfalls Verantwortung, da der  ambächer Forst in ihrem. Eigentum, ste¬

he.

Zur Unterstützung ariderer Ressorts und £um Schutz der Mitarbeiterinnen un -Mitar¬

beiter von  WE plarie die Rolizei einen ausgesprochen personaiintensiveri Einsatz,
"derdie gesamte Polizei N W an ihre Belastungsgrenze.bringe. Neben den '(Räu-.
• * t * ' '  

: mungs-)Maßnahmert im-'Hambacher Forst seien, durch-die Polizei weiterhin Ver:

sammlungslagen sowie andere Einsätze wie z. B. Fußballspiele zü bew ltigen. Viele

andere Aufgaben müssten für.einen langen. Zeitraum aufgrund des Einsatzes Ham-

bacher Forst zurüc gestellt werden.  

Hr. LÜkat führte weiter an,, dass Grundlage des heutigen Gespräches die Vereinba¬

rung im-Rahmen des Ministergespräches mit dem RWE Vorstand JBJ  gewesen-

sei (s, nachfolgend).- Für alle Beteiligten- müsse aber' klär s in, dass die Verantwor¬

tung'für die polizeiliche Einsatzplanung und..-durchführung beim.PP Aachen .liege-

und alle diesbezüglichen Aspekte bilateral zwischen dem PP Aachen, und RWE zu

besprechen/zu vereinbaren seien. Für das RWE' wurden das

. PP Aachen  Herr PD Sauer als Verant ortliche benannt.,   • •

Die Aufgabe des IM liegt j'm weiteren Bemühen, die Züst ndigkeitsfrägen zu klären.  

2. ÄusQangsgrundlage / Vereinbarungen (Miriistergesp äch mit RWE Power
AG Vorstand fBII am 16.07.2018)

Vor Be inn der Erörterung zur bevorstehenden-Einsatzlage wiederholte Hr. Lükat die

•im. lyiinistergesprä'ch• festgelegten Grundlagen für-einen möglichen Unterstützurigs¬

einsatz, damit'alle B’es'pfechungsteilriehmer über einen einheitlichen friformätions-

stand verfügen, Die nachfolgenden .Festlegungen sind von den an der Besprechung

beteiligten RWE-Vertretern unwidersprochen geblieben ürid bilden damit die Grund¬

lage für weitere Planun en. ' . - . ¦ ' , , : ¦ , -

1 Weitere TN: l|H QBBLeiter Könzerhslcherheit RWE Power AGj    Lelterln Konzernkommuni¬
kation, Hr, StS Mathles, Fr. MlnD Dr,' Lesmeister, L/Abt.,4, iM, LPp Lukat, L/Ref. 413, IM, ORR ln Pracejus,
L/Pollt. Koordination , ' ' . . -

• ’ ' - 2
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Min sterium des Innern •
des Landes NordrheIn*Westfaien •

'8 81

a. Erhöhung der Anzahl der Sicher eitsmitarbeiter durch  ie RWE Powe 

AG auf 900  

b. Reduzierung  er Anzahl der Rodurigstage auf maximal 24.

c. Reduzier ng  er Rodungsstage am.Stückyon 4 pro Woch  

d.  insatz von RpdungsteamS rund u  die Uhr

e. Rodungstaktik wi d vdn de  Polizei vorgegebe 

f. Änsprechpartrier 24/7 '

g. PolizeitakÜk muss vertraulich.behandelt werden

h.  RWE Power AG bemüht sich weiterhin um die Beibringung zivilrechtli?

eher Titel, unabhängig, ob diese im Ergebnis tatsächlich auch zwangs-

Vollstreckt wer en können

3. Ausführungen RWE Power AG _

_   . . ' '  

flH HII bestätigte, dass die vorgenannten -Aspekte (s. unter 2.) in der Be¬

sprechung unwi ersprochen blieben.•Lediglich,zu den nachfolgenden Items hatte er

noch Anmerkungen:

zu 2  )  rhöhung der Anz hl der Sicherheitsmitarbeiter  urch die RWE

ower AG auf ,900. . - .

Hierzu führte er aus, dass es bereits bundesweite Anfragen bei  en großen Si-

c'herheitsfirmen gegeben habe bzw. diese noch liefen. 900  Mitarbeiter/-inneh. seien

aber eine Uto ische Zahl und man gehe davon' aus; • aximal 400:500. : nach § 34 a

• GeWO zertifizierten Sicherheitsmitarbeiter rekrutieren zu können. Diese sollen im,

Schicht ienst mit jeweils ca. 200 Personen eingesetzt wer- den,' wobei man- derz it

noch die Frage  er Schiehtlärigen diskutiere.-Herr Lu- k'at ver i s'auf  ie Zu-'

sage von Herrn U am 16.07,2019. und erläuterte, wieso  je- Anzahl' von

900 erforderlich sei: •, - • • , ' , • •
t • * * ' , .
• . J. ¦   , * * ¦*, •' . *  

Die Größe, der Rodüngsfiäche pro Tag inklusi e der Auswirkungen auf die Sicherung

der Fläche.wu de therriatisiert. Seitens des IM wurde deutlich g  acht, dass eine

geplante Erhöhung der'Rodungsfläche, pro Tag von drei auf 25.Hektar bei gleichzei-.



Ministerium des Inne  
des Landes Nordrhelrt-Westfaten

tiger Verringerung der RWE-Sicherheitsmitarbeiter von 900 auf 4Ö0-500 aus Sicht

de's IM nicht nach ollzie bar sei. Allein die Berechnung .der Kantenlänge der Ro¬

ungsfläche' mache deutlich, dass dies- so nicht funktioniere. Grundsätzlich sei die

Sicherung der Rodungsarbeiten und der betriebliche'Schütz Aufgabe.der  WE

. Röwer AG. Das Risiko bei .einem Einsatz von weniger RWE-Sicherheitspersonal sei

von der .RWE Power AG zu tragen (z. B. Rodungsstillstahd-u.a.), insbesondere bei

einer so deutlichen Reduzierung der'1 Anzahl- der RWE-Sicherheitsmitarb iter. Es:

wurd  auch verdeutlicht,-dass sich .ihn eigentlichen Rodung befeich weder Sicher-

heits itärbeiter.'noch Poli ei.aufhalten sollten, da Sicherheitsabstände eingehalten'

.werden müssten und rrian sich mit den Rodungen in der Fläche-schnell vorwärts be¬
wegen  olle* ' " ¦ ' •

• Auf die Abgrenzun  der Zuständigkeiten des RW.E-Sicherheitspersonals und der •

Polizei wurde  ingewies n.   ........

Auch die Erforderlichkeit weiterer-Mitärbeiter, z. B. zum Abtransport der bo-, - 'deri-

nahen lnfras,truktur o. ä. wur:de verdeutlicht. ; ; . . •

Auf-die Vereinbarung, däss 900 zertifizierte Sicherheitsmitarbeiter seitens . RWE

• gestellt werden,  ann seitens, des IM nicht verzichtet wer en ••

zu 2f) Anäprechpartner 24/7

Ein Ansprechpartner 24/7, der auch'die Ermächti un  besitzt, für die.RWE Power C

Strafantr ge zu stellen, wird dem PP Aachen  itgeteilt..

zu 2 h) RWE Power AG b müht sich weiterhin u  die Beibringung, zivil

rechtlicher Titel,  nabhängig, ob diese im . Ergebnis tatsächlich

auch zwangsvollstreckt werden kön en

Im Zusam enhan   if def-Räumung sollte 'der zivilgerichtliche Weg durch die RWE

Power. AG beschriften werden. Die RWE'Power AG teilte mit, dass dies sch ieri 

sei, da  nzahl und Struktur der Baumhäuser .nicht bekannt seien, weil ei  Betreten



Ministerium des I nern
dss Lahdes  ordrhein-Westfalen

des Wal es nicht'mehr möglich sei und deshalb auch keine

Erklärung abgegeben we den könne. •

eidesstattliche

Das IM sa te zu,. Bildm terial'der Baumhäuser in lusive'GPS-Daten zur Ver-

gun .zu stellen. • • •

fü-

Die RWE Power ÄG wird sich um zivilrechtliche Titel be ühen, unabh ngig ,  a-

von,- ob diese nachher in einem.Zwangsvollstrec ungsverfahren auch tat-sächlich  

um etzbar si d-, , , •. - . ,

Die  idesstattliche,Er lärung wird durch RWE selbstst ndi  veranlasst.(z. B: durch

•Anwesenheit eines RWE-Mitarbeiters bei einer. Aktion wie der am 28.0,6.2018 . (Frei-

machen von Rettuhgs egeh). Dies wird zwischen dem,PP Aachen und der RWE

. Pov er AG bilateral abgestimmt;' - ¦ , ;

4. weiterer Besprechungspunkte .

a. ) Entfernung  er bodennahen Infrastruktur

Bzgl. der R umungsmaßnahmen der bodennahen Infrastruktur vor Rodungsbeginn

ird die RWE Power ÄG rechtlich prüfen, ob eine Entf rnung von  üll bzw. ein Ab-

transpprt von Fun sachen im Wal  sowie deren sichere Verwahrung durch sie mög 

lieh sin . Bei Fundsachen-Sin  Absprachen durch die RWE Power AG mit-den örtli-

chen Behörden zu treffen. ' . • . .

b. ) Siche ung der freigemachten Be eiche

Hierzu  ird  ie RWE Power  G weitere Überlegungen anstellen und diese, mit dem

• PP Aachen abstim en.  . • ' ' . • • ,. : '

c. ) Sicherung der leerstehenden Häuser und Ortschaften

Da der logistische Hintergrund zum Aufbau einer Infrastruktur füt Störer (z. B.' Bau¬

material für Baumhäuser) auch in den .bereits leergezogenen;  ber im Eigentum'von

RWE stehenden Häusern liegen ¦dürfte, muss RWE intensivere Sicherungsmaßnäli-

men durchführen' (u. a. .verme rte „Streifentätigkeit ); Dies muss'.s ätestens dann'

ansetzen, wenn mit.  äumungsmaßnähmen'der bodenna en Infrastruktur begonnen

wir . '

5



Ministerium des Innern •
des Landes No d heln-Westfaten.

d.) Sicherung deg Geräteabstellplatzes

Hierzu hat die'RWE Power AG Überlegungen angestellt. Details werden mit d m PP'

Aachen erörtert. . ;  • '

e;) Aufstellens eines Zauns bzw. Einfrteduhg

Seitens  er RWE Power AG wurde die Idee mittlerweile verworfen. Hintergrund sei

die Schwierigkeit des Aufbaus, die. Auswahl geeigneter Materialien, die dann auch in

kürzester Zeit zur Verfügung stehen müssten, die Schwieri keit  er Sicherung so ie

.aber insbesondere der Fa t, dass'.feste Zäune Rodungsarbeiteh eher behindern als
' .dass sie hilfreich seien..

Eine Einfriedung ist aber ab dem Zeitpunkt der. U widmung am 01,10.2018 erforderr

lieh. Nur so.ist eine Verfolgung ge  . § 123 StGB möglich.

Hierzu wird die RWE Power  G  eitere Überlegungen anstellen. •

f.) Einzelne Forsteihgriffe . . , • .

• Der  eitpunkt für ein elne Forstein riffe, wurde thematisiert. Die  odungsperiode be-

ginnt a  01..10.2018. ,Eiri vorheri er. Eingriff (dies betrifft auch .das Mulchen un da-

•'mit  ie  orbereitu g auf das Roden) sei rechtlich nicht zulässi . 

. . . g.) Flankehschutz. :

Vom PP Aachen wurde .e ngebracht, dass ein 'Flankenschütz östlich und  estlich des

.Tagebauvorfeldes iiilfreich ist, um zu  einen Angriffsfläche zu verringern, aber auch

u  Personal einzuspareh: Hierzu  ird die  WE Power AG- weitere Überlegungen

ansteilen.  

. .h.) Sicherung der L 276 , :

Darüber hinaüs-muss die ehemalige L-276 durch  ie RWE Po er AG in Form von

Kontrollen (  f. Schranken?) gesiche t werden, dä nach polizeilichen Erkenntnissen

über  iese Strecke yo.n Seiten der Störer mit Fahrzeugen-  aterial für die stprerseiti-

ge Infrastruktur eingebracht'wird . . • . ¦ • • ' • ,

Absicherungserfordemisse  elten gleichermaßen auch für weitere Anlagen'  ie z-.B.

Kraftwer e oder die Hambach-Bahn. •

Hierzu wird die RWE'Power AG weitere-Überlegungen ansteilen.
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Ministerium des Innern
des Landes No drheln-Westfaien

8 8-5.

I.) Einsatz von Technik .

Hierzti werden bilaterale' 'Detailabsprachen zwischen dem PP Aachen un  der RWE

Power AG durchgeführt. • ¦ ' . ' •

j.) Strafanträge. .   •

In der Vergangenheit scheiterten z. T. Strafverfahren, .weil seitens der RWE Power-

•AG kein Strafantrag gestellt wufcie. Die, RWE Power AG  eilte mit.  ie Verant ortlich¬

keiten seien- geklärt; Strafanträge würden in  erartigen F llen gestellt werden..

. k.) Kompensation, von beschädigter bzw. zerstörter  echnik

Die Kompensation von beschädigter,-zerstörter Techni  ist bereits durch die' WE

Power AG vorgeplant. Re|)araturteams’un  -material', stehen bei den Rodün sarbei-

ten zur Verfügung. • ¦•/ •• •'. '•

Es wurde  ereinbart',' dass  as .PP Aachen die Detailabspracheh bilateral' mit' der •

.' RWE Power AG treffen wird.' . - • ' •

Im Auftra  •

gez. Lu at

7
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eining, Mich el (IM)

Von:
Gesendet:
An:
Cc 
Betveff:

Lukat, Jörg (IW)
Dienstag, 7. Augiist 2018 19:12

Tempelmann, Michaela (IM)' • •  
AW: Gesprächsproto oli.zur Besprechung vom,26:Q7.2018'

Hälfe Her

ich hoffe Sie hatten einen erholsamen Urlaub.' . . ' . •    
.Gerne stehe Ich für ein weiteres Gespräch zur Verfügung. Rufen Sie mich gerne  orgen, Mi., 08.08 .2oi8, ab 09.15 li
unter der u.g. Telefonhümmer oder ggf. über die Ihnen bekannte Ha dynummer an. ,t ; ,

Mit freun lichen Grüßen

-' r  Lukat .

.'deSL'fl'JldssNoFdrftfrf VifißStfdteii1

Referat; 413 - Einsatz in besonderen Lagen
Friedrlchstr. 62-80, 40217-Düsseldorf
Tel: • 0211-871-3222 •
CN-Po(: 07-221-3222 " • • .
Fax:, . ; '0211-871-3231.
Mail: • loem.lukat@im.nrw.de •

Gesendet: Dienstag; 7. August 201818 24
An:  Lukat, Jörg (IM)  
Cc:  
Betreff: Gespräch.spröto oll zur Besprechung vom 26,07.2018

Sehr geehrter H rr Lukat, . . ¦

auf diesem Wege möchte Ich mich nochmals- für den offenen Austausch von vorverg'angener Woche bedanken und ;
um Entschuldigung für die urlaubsbedingt etwas, verzögerte Bearbeitung.des Protokolls bitten. '

Im Zuge der Überarbeitung ist uns aufgefallen, dass  ir .einzelne Punkte des Proto olls ge   telefonisch oder auch-in .
einer weiteren Besprechung erörtern möchten, um möglichst schnell zu einem Konsens v.a. hinsichtlich des
Slcherhejfs onzeptes als auch der Einholung einst eiliger Verfügungen zu  ommen. Gern  önnen  ir uns mbf en ¦
telefonisch-zur förmlnfindung abstimmen. • ¦ •     •

Mit f eundlichen Grüßen / Kind-regarcfs

• t-o



t
/ f .   , . »

WE Ä ctierigesellschaft •
Korizernsjche.rheit / Group Security
Leiter Kohzernsicherhelt/.Head of Group Security

Postanschrift: Huyssenallee 2,45128 Essen
•Hausanschrift:. Altenessener.Straße 35,451 1 ESsen

HUMAN FIREWALL.

KWEAÖ' • -. .

Vorsitzen er.des Äufsichtsrates: Dr. We  er Brandt ...
Vorstand  D . Rolf Martin Schmitz (Vorsitze der),' ' .'
Dr.MarkusKi'ebbe _ •' ' . • .

Sitz der GesellscliajBt: Essen, Eingetragen beim Amtsgericht Essen '
• . andelsregister-] !-. HRB 14 52'5, USt-IdNr, DE 8130 23 58'4 • <

ZDI  NFT.  ICHER. MACHEN.' ... ' •. ': '
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Heming, Michael (IM)
9 30-

Von:
Gesend&t:
An:.
Cc:

Betreff: ,

>' Liebe  Frau Tempelmarin,

Dienstag, 7, August 20X813:46. '.
Tempelmänri Michaela (I )
LUkat,Jörg (IM); Hulverscheidt, Öirk (IM); Bauermann, Michael (IM); Häas,
Markus (IM); Sethmacher, Dennis (IM);|
BAOHambachStBl,Aachen@ olizei.nrw,c|e;
andreas.sandvoss@polizei.nrw.de; Wilhelm.Sauer@polizei.nrw,de;.

• ÄW: Protokoll zur'Besprechung vo  26,07.2018 RWE Po er AG

wie soeben telefonisch besprochen, bin ich urläubsbedlngt erst heute Morgen dazu gekommen, unsere Anmer ungen
In das von .ihnen versandte Protokoll einzuarbeiten..Derzeit befindet es sich In unserem Hguse in der '
EndaBstlmri ung, so dass Ich Ihnen unsere'Anmer ungen und Ergänzungen gern bis heute eob zusenden kann. •
Insofern wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie di’es-nachtfä llch in das'bereits  on Ihnen finallsierte Protokoll eiriarbeiten
hnten. ¦ ' ¦ .   . . . :

Herzlichen Dank Im Voraus..

Mit freundlichen Grüßen / Klndmegards

RWE Aktiengesellschaft .
Kpnzernslcherheit/'Group Security • ¦

' Leiter KonzeYnsiche heit / Head of G ou  Security

'. T intern

Phone:
. Mobile:

" Email: :'(S)rwe.co'm

•' Postanschrift: Huyssenallee 2,45128 Essen
Hausanschrift: Altenesseher Straße 35,45141 Essen

* * •

HUMÄtS FIREWALL

Von: Michaela.TemDelmann@lm.nr .de rma[lto:Michaela’.Tempelniann@im'.nrw.de |
Gesendet: Dienstag, 7. August 2018 11:44   ' •

BAOHambachStBl.Aachen@pollzel.nrw.de;
Wllhelm.Sauer@polfzel.nr .de; andreas.sandvoss@polizel.nr .de _
Cc  Joera.Lukät@lm.nrw.de: Dirk,Hulverscheldt@lm.nr .de:  ichael.Bauermann@lm.n w.de; -

arkus.Haas@fm.nrw.de: Dennis.Sethrriacher@lm.nrw.de
Betreff: Protokoll zur Besprechung'vom 26.02.2Q18 RWE Power AG

Sehr geehrte Damen und Herren, . '



' feeigefügt übersende ich die finale Fassung des Protokolls zu  Besprechung vom 26,07.2018 zu Ihrer Kenntnisnahme.
Der '• .   ,

Vollständigkeit halber habe ich die als Tisch orlage im Rahme  der Besprechung ausgeh ndigten Dokumen e •
ebenfalls •   • .. ' • . . •

angehängt.   •. . • . • . . . . •

ie Sie sehen, habe ich eine Protokollnotiz auf Seite 6 eingefügtund hier einen Hinweis von Herrn PD Sauer'
•   . .

aufgeno  en.  , . .  

'' Da mir die E-Mail-A ressen  on Herrn  Pknd Her n J( nicht vorliegen, bitte ich um Weiterleitung dieser  '
E-Mail ah ' '   > ' ¦ ,   • . . . " . '

'.'bei e He ren.' • .   •   '    . • ;

Mit freundlichen Grüßen ' , • • . ' - •    

,lmAuftrag . . .

Michaela Te pelmanh • •
£o(izeihau tl<om (ssari  ' ' • • • . ' ' '

. . Mmlstendmldek Inttem,-'
. de  jid Wpf f lh-W ßjtffilen

Referat 413
Einsatz in besonderen Lagen •. ¦

4.0217 Düsseldorf, Friedrichstraße. 62-80
40190 Düsseldorf, I  NRW (Postanschrift)

®  .0211/871-3376, CN-Pol: 07-221-3375. j
. £ 021.1/8 1-3231 .
B fflichaelä.t&mpelfhann@im.nrw.de

RWEAß ' . . . ' . .   .

¦ Vorsitze der des A fsichtsrates: Dr.  e  er Brandt..
orsta  :-Br. Rolf Marti  Schinitz (Vorsitzender),

Dr; MarkusJ rebber .   '' • • • •••

Sitz der Gesellsphaft: Esse , Eingetragen beim Amtsgericht Essen
Han elsregister-Nr. ERB 14 S25, ÜStrldNr. DE 8130 23 584
ZUKUNFT. SICHER.MACHEN. . .. . •

I
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Vermerk

TSK: HF - Protokoll V. 26.07.2018 Bespr. RWE

Am: . • • 08.08.20'1.8, 09:25'-ca. 10:00 Uhr 

Teilnehmer: IM: Herr .Uukat, Frau Tempelmann'..

RWE:j0BHH B(RWE, Leiter Konzernsicherheit)'

Gespräch Minister- Vorstand RWE

Herr ii Bl  inforrmerte über'ein bevorsteh endes G sp räch in .der kommehden 

Wophe zwisch n Herrn   nister Reül und dem Vorstand vpn RWE...Das Proto oll ¦

wird auch in, diesem Zusammenhang als pro lematisch angesehen. •• .

Reduzierung der Arbeitstage auf 4 pro Woche r '

Gespräch  it dem' inister  ar Von 5 Arbeitsta en pro Woqhe die

Rede. Herr Mathies hat darauf hingewiesen,  ass von 7 Ta en pro Woche nicht ah

jedem Tag so vieje Einsatzkräfte gestellt'wer en können, da es weitere Einsatzan-. '

lasse insbesondere am Wochenende gibt  ie-z. B. Fußball oder Versa mlung. Ab

den. Wochenenden solider Hambach'er Forst aber nicht •polizeifrei bleiben. ¦ • - ¦ *

. H: Lukat: Frau AUn.hat sich.das händschriftlich unmittelbar notiert:

90Ö Sicherheits-MÄ

HBiMjMMBHIhat nichts zuges gt' us .Sicht RWEs gibt es keine Verein- .

bafüng. Man geht von einer Erhöhung von 40-50'aUf 200 pro Schicht, d. h: je nach'

Schichtl nge  on 400-600,  A an, einem Ta . .Irrt Protokoll steht „Verringerung ,  as

ist so nich  richti , es gibt eine Erhöhung. :

H. Lukat: Im Ministerg'espräc  blieb die Zahl 900 unwidersprochen'.-'Die Kantenlänge

wurde berechnet un  aufgrund  essen hat Frau ALin die Zahl 900' eingebracht. ¦



¦ 0 7
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•Das wurde u sererseits so nicht aufgefasst. Es gibt keine Vereinba-

• run . Das. Sicherhßitskonzeptsieht and  s aus. Eine Umstellung des zu rodenden

Bereichs ist nicht geplant.'Wie in den Vorjahren sollen die Maschinen und  ie motq-

mänuelien Trupps  esichert werden, so dass das.  echtec  nicht ab esperrt  ird. •

Sqhwierig ist auch die Formulierung „auf die Anzahl;900 kann nicht verzichtet  er¬
den". -   • ¦' •• •.. ;¦, .j • ;

hLLukatfBBM hat im' Ministergespräch'eing'ebrach.t.„Geld'spielt keine Roile .' -

Dass man jetzt das Personal nicht zusammen riegt ist eine Sache, dass das aber im

Ministergespräch;unwiders rochen bleib eine andere. Deshalb herrschte auch Über¬

raschung,  ass in der .PPP v. 26,07.2018  ie er die.Zahl 200 aüfgetaucht ist.  ehn

' ..'bestimmte Din e niqht ü gesetzt werd n ."liegt das Risiko dafür bei RWE. Zudem .

uss die Poiizei'andere polizeitaktische Überlegungen ansteüen. .

Für RWE ist'die Situation nichts Neues. .Das ist wie in d n vergang ¬

en Jahren, deshalb' ist'die'Zahl 200pro Schicht ausreichend. Im Proto oll steht,' • 

.. dass die Kanteniänge abgesichert wird- Das ist die Frage; RyVE möchte das ungern.

: im Proto oll stehen habön/daes en Disseris deutlich macht. • Man sollte eher •

. schauen,  ie man es hinkriegt. • . . ' 1 •

H. Lukat: Die-9Ö0 ka ri- än nicht streichen, da-dies im Ministergespräch so unwider- '.

.sprechen blieb. .Taktische An assun en aufgrund einer Reduzierun  der Zahl 900

.muss mit derb PP Aachen erfolgen. Für das Protokoll ist die. Grundlage die  Bes re- - ¦ 

} •'''chungV. 26.07.2018. Hier'kann man nicht erkennen, dass etwas, enthalten-ist, was-

"1 'so nicht im  inistergespräch besprechen wur e. Im Ministergespräch ist auc the--

matisiertworden: Anspreqhpartner, Rodungstaktik. (24 7), Rodungstage (60 geht

• . -' ••/ ..nicht). Seiten?' der  dlizei-werden andere Maßnahmen auf Nu.ll reduziert (z. B. Be-

.. . ' '. kä'm fung-Clan-Kriminalität, ScHwerpunkteeins tze, die Einführungsfortbildung wird

• verschoben',- es  a  Giespr che mit Behör en.Ieitu ngen und dem PHRR,- Erf sse-wur-

den zurückhenommen:); Die' Polizei-bemüht sich. Seitens RWE muss.ein'Bemühen '

. • 7 ebenfalls, erkennbar sein. Ein Bemühen, 900 Sicherheitsbeamtezu bekommen, ist ••'

nicht Zu .sehen. Das irritiert.

RWE.bemüht sic  auch. Es wurden. Nachfragen-an Sicherheitsfirm 'n,

.gestartet mit dem Ergebnis, dass 10  estefit werden  önnen. Die Firmen sind-in. Ver¬

trägen gebunden. Anfra en' seien gestellt worden an: Kqtter, W.I.S., Kühn.'Diese

. 2 •

OJ
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' können nuf einzelne MA senden. Das ist schwierig,  a die MA abgestimmt arbeiten

sollen. -Man braucht auch eine Sicherheitsüberlassung, da die Beauftragung nur Über

.  ie.Leitstellen.der S.ichefheitsfirmen .läuft. Dazu müssen gesetzliche Bestim un en   .

nach dem Arbeitnehrrierüberlassungsgesetz-eingehalten werden.

H. .hukat: D r Antrag v.'02.07.2018 war ein Bärendienst  Man weiß nicht .wie es aus-,

geht; Kerpen und Merzenich haben den Antrag abgeleht bZum .ersten  al stimmten

sie mit RWE überein, hier bezgl . des Punktes, dass d|e Polizei originär z ständig

! • sein soll. Das I  schreibt Briefe,  ird weitere Besprechungen mjt  inisterien und ,• •

Ko  unen'  urchführen; um Hier eine Klärung herbeizuführeh. Das Protokoll wieder¬

holt hur  ie Arbeitsgfuh la e; '   . . .

Durchsetzung zivilrechtlicher Änsprüche/Prozessuaie Bedenken

; Das Schreiben vohi   H wutoe'nicht i '   otokoll  ie-

dergef nden. Das Schreiben war Thema' der Folgebesprechung mit dem PP Aachen

. un 'wurde auch niit'Herr  Sandyoß bespröche . Auch das Thema  eidesstattliche ¦

Erklärung" wurde .mit Herrn Sauer thematisiert. Man sieht aber  ie Gefahr, dass Ge-

, richte die Argumentation Gefahr im Verzuga aus bran schutztechnischen überle-.

gun en '(Argument von Fra  Dr.'Lesmeister) ggf. abgeschmettert werden, mit der Be-.

grpndurig, d,ass es äusreicht, zwei Feuerlöscher aufzustellen Das ist'problemati'sch,

¦ .auch bzgl. der Presse. . >• •••' .;•••. ,. •  

. H. Lakat.Das Thema wurde mit-Frau Alin.besprochen. Hierzu wollte RWE noch .

ein alauf-das IM zukon men, um darüber zu sprechen. Ggf.  ommt man'hier noch1'

zü einer arideren Sicht. Trotzdem soll es eidesstattliche Erklärungen seitens RWE
' M  geben,' deshalb stellt  as PP A chen eine aktuelle Bildmappe zusammen. '

lat einen. Gesprächswunsch zu . iesem Thema. ''

Insgesamt ist  zgl. .des Protokolls d r Punkt „Einst eili e Verfügung / Baumhäuser".

problematisch und muss noc mal .a gesti mt werden  ind der Pun t ;,90Ö Sicher-

. heits'-MA .. Hier  emühit sich RWE nach Kräften  aber es wird nicht gelingen..

i
i

i

i
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. :H. Lukat: Die Zusammenarbeit wird nicht am Protokoil scheitern. Es gibt aktu'elie Be-

• urteiiungen der Lage; die angepasst wer en (vön-Tag zu-Tag)  Protokollnotizen öder

• Ko m'entare können ins Protokoll aufgenomme  werden.• •

.Dann schauen wir uns das nochrnal Intensiver n und überdenken'

ajles. Morgen  ird  ie Kommentierung kommen, • •

Aufträge/Aufgahen: , •

• Jörg Lükat informi rt sich,, wann der Termin für das Gespräch Minister - Vor¬

stand RWE in der kommenden Woche stattfinden-soll • . - •

'. •.  HHBiH  übersendet seine Anmerkuhgen/Kömmentare zum Pfoto oli

• (Donnerstag, 09'.08.2018) •   ' . . • . .   •

• ' . • 'gez, Te pelrfiänn, PHK'in

>  
/ 

!
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Hemi g, Michael (IlVl)

Von:'

Gesendet:
An:,
C 

• Betreff: ¦

nlagen:

Donnerstag, 9, August 201813:55
Tempeltnähn, Michaela (IM)

¦ Lukat, Jörg (IM);f

AW: Proto oll zur Besprec ung vom 26.07.2018 RWE Pov)er AG '
¦ 180801_Protoko]| zur Besprechung vom 26,07.2018 Ände rungen_RWEdöcx.

Hallo Prau Tempelmann,

•aufgrund rr)el.nes Telefonats mit.'Herr Lu at von gestern Morgen gab es noch einige Änderungen, die jedoch jetzt,
„eingebaut  sind. • ... '   ' •

Mit freundlichen Grüßen / Kind regards

RWE Aktiengesellschaft '
.Konzernsicherheit/Grou  Secüfity
Leiter Könzemsicherheit/ Hea of Group Secprlty.

TIntern
. >

Phone:
Mobile:
Email; rwe.com

¦Postanschrift: Huyssänallee 2,45128 Essen .
Hausanschrift: Altenessener Straße 35,45141 Essen

* A •*

•J

HUMAW FIREWALL

Von: MIchaela.Tempel anntoiim.nrw.de rmallto: j|chaela,Tempelmann(a)lm.nrw.del . . '
Gesendet  Dienstag, 7. August 201811:44 ¦ 1 ;
An: <M fllll   WMM [     BÄOHambachStBl.Aachen@Dolfeel.nrw.det
Wilhelm.Sauer@Do zel..nrw.d&: andreas.sandvossföpollzei.nrw.de
Cc: Joera.Luf<at@lm.nrw.de: Dirk.Hulverscheldt@lm.nrw.de: Wlchael.Bauermann@im.nrw.de 
Markus.Haas@lm.nrw.de: Dennis.Sethmacher@im.nrw.de •  
Betreff: Protokoll zur Besprechung vom 26.07. 2018 RWE Power AG •

Sehr geehrte-Damen und Herren, • . . . . . • ' ' ¦.

beigefügt übersende Ich die finale Fassung des Protokolls zür Besprechung vom 26.07.2018 zu.lhrer Kenntnisnahme. 
Der . • • ' : . . • . ,

Vollständig eit halber habe ich die als Tischvorläge im Rahmen der, Besprechung ausgehändigten Dokumente
ebenfalls • • '
.angehängt. • • • . •



• Wie Sie sehen, habe ieh eine Protokollnotiz auf Seite 6 eingefugt und hie  eine  Hinweis von Herrn RD Sauer
aufgenbmmen. , ' . ' . "   '

Da mir die E-Mail-Ä ressen  on Herrn <MB nd Herrn P( nlcht vqrllegen, bitte ich um Weiterleitung dieser
, E-iMail.an. .   •   : ' • '

. beide Herren. ' • • .   . •. .

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Michaela Tempel mann •
Polizeihauptkommissarin * •

•MihlsteH frdides Inpenv ¦
. des Ländes Nördrftibrn-i Vgfetfäreri

r<eferat413 •
Einsafz in beson eren  agen

El 40217 D ssel orf, Frie richstraße 62-80
40190 Düsseldorf, IM NRW (Postanschrift)

Üf • 0211/871-3375, CN-Pol: 07-221-3375 ,
. •<?. 0211/871-3231 • • •..

S mfchaela.temDeimann@lm.nrw.de

•; RWE AG. ; •
. Vorsitzehder des Aufsichtsrates: Dr..'We  er Brandt

• Vorstand: Dr. Rolf Marti  Schmitz (Vorsitze de ),. ' • '
•  Dr. Markus Krebber '• • •

, Sitz der Gesellschaft: Esse , Ei getragen beim Amtsgericht Esse . •
• Ha  elsregiste -Nr. HRB 14 525, USt-IdNr. DE 8130 23 58'4 ' .

iÜKUNFT. SICHER. MACHEN. '• '   ,
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•' ' Mtnlstertum das Innern
des La  es Nord heln estfalen

VS - NUR FÜR DEN'DlENaTGEBRAUCH

Protokofl zur Besprechung vom 26,07 .2018

.Sicher eitsstörungen Irp Zusammenhang mit de  Braunkohletagebau, hier:
Planungen zur Rodungsperiode 01.10.2018 - 28.02.2019

, Konkretisierun  des Ministergesprächs a  16.07.2018

'-V,; Zelt:

Teilnehme :

10:30-13:00 Uhr

.RWE Power AG: BBBBU (Konze.rnsicherhelt)
(Abtelluhg Tagebaupla ung)i MBBMMfc|(Rechts-

abteilung) , BHB ( or a e unS) •  

•PP Aachen:.Herr PD.Sauer(Polkeiführer) . •

. IM NRW: Herr LPD Lukat (Leiter Referat 413), Herr POR Baüer-
mann (Referent Referat413), Herr KD Sand oli (künftig: PP

öln, Leitef. Ständlger St b), Herr PHK Sethmacher (Referat,
•  13), Frau Törripelmann .(Referat 413) . .

1. Begrüßung und Allgemeines ..

•. Nach der Begrüßung der Teilnehmer und elnör kurzen Vorstellungsr n e, machte..

Herr Lukat deutlich, .dass die RWE Power AG durch :dfe Genehmigung des Hauptbe- .
'triebsplan 2018 - 2020 dies rechtliche, Grundlage habe, Rodungen,  om 01.10.2018 -

.) 28.02.2019 durchzuführen.

oraussetzung, für ein Tätigkeitwerden der Polizei bei .Räumungsrpaßnahmen Im.

. _ , Hambacher Forst Im Vorfeld der R dungsperiode sei eine vorhandene Rechts rund-

' !a90  '¦ . • . .

Der Rechtsauffässung der RWE Power AG ( ntrag auf Räumung vom 02.07,2018),

dass die Polizei eine originäre Zuständigkeit habe, treffe nicht zu. Lediglich' für den

Bereich Straf erfolgun  habe : ie  olizei eine, originäre'Zustän i keit. Originär zu¬

ständig für Räumungsmaßnahmen Im Vorfeld seien .unterschie liche, andere Res-

.  sorts, deren sachberührte nachgeor nete Landesoberbehörden und die Kommunen. .

i
i

I

l
I
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Ministerium das Innern .
des La des Nordrheln- estfalen •.

Uim Im Vorfeld (Räumungsmaßnahme'n) tätig werden zu  kö nen, sind.Amts*

A/ollzugshilfeersuchens dieser Behörden erforderlich: Gleichzeitig trage  ie -RWE

.Power AG ebenfalls Verantwortung, da der Hambacher Forst In ihrem Eigentum ste¬

he., •

Zur Unterstützung an erer Ressorts' un  zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitar¬

beiter von RWE plane  ie Polizei einen ausgesprochen  ersdnailntenslven Einsatz,

der die gesa te Polizei .'NRW an ihre B'elastubgsgrepze bringe: Heben den (Räu-

mungs~)Maßnah en Im •Hambacher Forst seien  urch  ie Polizei weiterhin Ver-

sammluhgslagen sowfe an ere Einsätze wie z: B. Fußb llspiele zu be  ltigen: Viele'

. andere Aufgaben,  üssten für einen langen Zeitraürri aufgrund des Einsatzes Ham¬

bacher Forst zurückgestellt  erden. • •

Hr.- Lu at führte  eiter an, dass Grundlage des heutigen Gespräches-die Vpreihba-

rung im Rahmen'  'es  inistergespräches mit dem RWE Vorstan    ßewesen

se|,(s. nachfolgend) , Für alle Beteiligten müsse aber klar .sein,, dass die Verant or¬

tung für die polizeiliche Einsatzplanung u   - urc führung beim' PP Aachen liege

u   alle diesbezüglichen Aspekte bilateral zwischen dem RR Aac en ünd RWE zu
besprecheh/zu ve ein aren seien. Für  as R   wur en für  as'

PP Aachen Herr PD Sauer als Veraht örtllche benannt, '    

Die Aufgabe des I  .liegt Im weiteren Bemühen, die Zuständigkeitsfra en zu  lären. •

2. Ausgangsgrundlage  Vereinbarungen (Mihistergespräch  hft RWE Power
AG Vorstan  16.07,2018)

.Vor Be inn der Erörterung zur  evorste en en Einsatzlage wiederholte Hr. Lu at die

. im Ministergespr c  festgelegten Grundla en für einen möglichen U'ntefstützungs-

elnsatzj da it alle Besprechungsteilnehmer über ejneri einheitlichen Informations-'

stand verfügen. Die-nacf|fol en en Festlegungen sind  on den an  er Besprec un 

beteiligten R E-Vertrete'rri unwi ersprochen geblieben und  ilden damit die Grun ¬

lage für weitere Planun en.. ¦ • ' ' ' ' '

cllCI IlblUtUUIUl.L nWCn UWI telteflB-Kon;ernkery>fflüRl-

VPelfe-Keordlnat'loft
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. Ministerium des'lnnem
. " des Land s Nor rhelo-W&stfalen

ä.  Erhöhung der Anzahl der. Sicherheitsmitarbeiter d rch die RWE Power

AG auf 900' - ' • • . ' •  

b. Reduzie ung der Anzahl der Rodimgstage a f maxi al 24    

c. Reduzierung d r Rodungsstage am Stück von 4 pro Woche . ' -

d.  insatz von Rod ngst ams ründ um die Uh  , ' .

e; Ro   gstaktik wird von der Polizei vorgegeben- ,

f. Ahsprechpartn r24f7 - • ' •• •' , . ....

g. PoHz ftaktik muss vertraulich behandelt w rden

h.  WE Pow r AG bemüht sich weiterhin  m di  Beibringung ziviirechtii-

eher Titel, unabhängig, ob dies  ifn Ergebnis tatsächlich buch Zwangs- .

vollst eckt we den könn n ' .

3. Ausführungen RWE'Power AG. ' . • . :

Her flHBtf bestätigter- ass die vorgenannten'Aspekte (s; unter 2,) feb er-Bs-

flsshuriter Berücksichti ung fol ender Aspskte-Anfflerkungefr:

zu 2 a) •  rhöhun  der Anzahl der Sicherheitsmitarbeiter durch die RW 

'. Pow r AG  uf 900

Hierzu führte ei  aus, dass es  ereits bundesweite Anfragen bei den großen' Si¬
cherheitsfirmen' gegeben habe bzw. diese noch liefen. QOÖ Mitarbeiter -innen. . seien' aufgrund 'der Auftraqslaae der anflefraaten Sicherheltsunternehmen aber eine üto i 

sehe Zahl un  man gehe  avon aus,  aximal 400-500 nach § 34 a GeWO zerti-
fiziertenaeprüfte Si erhetemitäibeiter'fBlwtoefrsln   ii u können. Diese sol¬
len i   Schichtdienst mit je eils cg. 200 Personen .eingesetzt wer den/ wobei

an derzeit noch die ' . Frage der Schichtlängen djskutiere, Herr Lü  at ver ies •
• auf die      — •

und-erläuterter-

Dle Größe der'Rodungsfläche pro Tag in lusive der Aus ir ungen auf die Sicherung
er Fläche würde t ematisiert. Seitens des IM  urde deutlich ge acht, dass eine •

geplante Erhöhung der Rodungsfläche pro Tag  on drei,auf föSünf Hektar bei gleich-
- !     on auf400-..

nnn Rloharheifsmltarbeitern aus Sicht d,es IWi nicht nachvollziehbar sej RWE acht .,,.--  '
deutlich; dass Im Vergleich zu den Vor ahren die Anzahl der eingesetzten Sichet . 

ESl]:''Eino zcie Bfl von
feilm SirtsBlz von -soo-

. SSrholism arballem  ährend der
'Rodung Ist  o nicht örfolgtl

Formatiert: Durchgedtrlchen 
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¦ Ministerium das Inne  
des Landes Nordrheli Westfalen

heltsmltarbeiter von ca. 50 auf 4-,SQ0_:

-Allein die Berechnung der Kantehlän'ga'der I

sind nlc t- 5 tiatflmache deutlich, dass dies so nicht funktioniere, Gru  sätzlich sei •

die Sicherunö der kodungsarbelten'und der b.etriebliche, Schutz Aufgabe der'RWE

Power AG. Ras Risiko bei einem Einsatz von weniger RWE-Slcherheltspersona! sei

• von  der RWE Power AG zu .tragen (z. B. Ro'dungsstlllstand u.a), Insbesondere bei

einer so deutlichen-Reduzierung• der Anzahl  er RWE Sicherheitsmltarb'elter. Es

urde auch verdeutlicht, dass sich im eigentlichen Rodungsbereich weder Sicher-

heitsmltarbeifer noch Polizei aufhsilten. sollten, da . Sicherheitsabstände eingehalten

werden mü sten und man sich mit den Rodungen in dör Fläche schnell vorwärts be¬

wegen wnlla. Vor diesem Hintergrund sa te RWE zu: dass Sisherheltskonzept

nochmals zu überprQfen ibs.  vor dem Hintergrund, der nun nicht weiter- verfoigten
r , '

~ Einzäunung. •' , .

Auf die  bgrenz ng  er-Zuständlgkeiten des RWE-Sicherheitspersonals und   der
' Polizei wurde  ingewieseh. ' ' ¦ • ' • ' .

Auch die Erforderlichkeit weiterer Mitarbeiter, z. B. zum Abtrans ort .der bo- • den-

nahen Infrastru tur o.ä. wurde verdeutlicht. •

Auf dip-rjpn jv fimihbafttoeHlnwelsI, dass 900 zertifizierte Slc hBit larbsiteX.sgj-.-

tens FtWE gestellt  erden,  ann seitens de? I  nicht verzichtet  erde   . ' - •

Zu 2.b. ist festzustellen,  ass im ersteh Gespräch mit Herrn Innenminister Reul am

16,07. von .Selten des .MIK von rS- aufeinanderfolgenden und insgesamt -24-J o-,

dunas'taaen ges rochen-wurde. : . • ••

zu 2f)   Ansprechpartn r 24/7 ¦ • •

Ein Ansprechpartner-24/7', der auch die Ermächtigung b sitzt, für  ie RWE Powe  AÖ

Strafanträge zu stellen, wird dem-PP Aachen mit eteilt. • • • "

Formatiert: Schriftart! (Standard)
Arial,12 Pt.  

Kommentar [ES2]! ElnoVerelnbarunB •
ftfhl'cHt Betrof(en worden.



Mini terium des Inne  
des J-andes Nor rheto-Westfalen,

zii 2 h) RWE Power AG bemüht sich Weiterhin um die Beibring ng zivil

rechtlicher Titel, unabhängig, ob diese Im Ergebnis tatsächlich,

auch zwangsvollstreckt werden kön en

Im Zusammenhang mit der Räu ung sollte der zivilgerichtliche Weg durch die RWE

. .Power AG besohritten werden. Die RWE Power AG teilte mit, dass sie in. Bearbeitung

rtefi Besprechungseraabnisses vom 16.07.26l8 derzeit aufgrund .des geringen

K-AnntnisstanH s ka m in der Lage sei!'schlüssige und den gesetzlichen Anfordemi .

»pn AhtspreohAnri  Anträ e zu stellen. dD)es.M_sohwlerlg-flei,' da lhr_Anzähl und

Struktur  er Bau hä ser, nicht bekannt seien, weil ein Betreten des Waldes nicht

mehr möglich sei und deshalb auch keine • . eidesstattliche Erklärung abgegeben

c,rriflft kflnntftn: dies war in den'verganaenen Jahren  öllig.anders.e¦,

' rwf stellte dlA Rinnhnftia eit und auch Förderlichkei  von  nträqenauf EV in Frage

nd überaah aIha dlfiahezüallche Ausarbeitung vom 25.7,201g, In der die Gründe für-

Schwierigkeit der Antraastelluna. die daraus folgende Gefahr der Ab eisung wegen

llnschlüssiokait ries Antrages, die Gefahr der Abweisung des Antrages wegen feiv •

landen RechtsschuWnferesses .aufgrund fehlender VolistreckbarkeitiBGH-Urteil), dje

•psefahr-inhaltli h ii te chledlicher Entscheidungen  egen d'erEinblndan.qvon_2Ge;

richten und dort mehreren Richtern sowie die gravierenden Folgen einer gerichtlichen

Ahlehnund de  A fr oe auf EV medial und polizeitaktisch aufbereitet sind.  Eifle te: .

toftfilefl-offnlnta nlbht Eine alsbaldige Prüfung und die Mitteilung 'des Ergebnisses,

rih dennoch EV beantra t werden sollen, wurde durch die Teilnehmer des IM zugg;.

aant. Hier u wird eine Folaeges räch angeregt, um die weitere, prozesstaktische

Vorgehensweise zu erörtern . . - '

7 r Hersteliuno der Schlüssigkeit der Anträge sagte Pas-JM sagte zu, Bild aterial

der Bau häuser Inklusi e GPS-Däten'zur Ver ; fügung zu stellen.

Bdle eidesstattliche Er lärung dwW-durch R E selbstständig erfolgen kann, wenn

R Everanlasst (z. B.  urch Anwesenheit eines R\A/E-Mltarbelters bei einer Aktion

wie der am  28.06.2018 .(Freimachen  on Rettungswagen)?,persönliche- KenntQjs



Ministerium des Innern
dös Landes Nordrheln-Westfalen •

nhar HIr • enau n  mstände Im Wald, d.h. für jedes der 50 bis 60 Baumhäuser_er:

halt Dies wlrH fflr rinn Falf.'dass EV nach Prüfung des Vor ele en Papletes durch

Has IM deiinoch  aateiW werden'sollen zwisch n dem PP  Aachen und  er R E

Power AG  ilateral abgestimmt.

7Fiitiich hedeutet dies, dass bei einer Räumung der Baumhäuser im Se tember spä-

• tfistens -Ende Aug st die 50-60. Anträ e bei Gericht gestellt sein müssen, die für, die

' Anträge erforderlichen bau hausspezifischen Da en und Angaben also  is ca. 20.

A aust bei RWE vdrlieaen müssen   

Einigkeit bestand darin. dass'Grundlage'für die-Räumung letztlich die VerfügungeQ

H r.nrdriunashahftrcien sind. Die EV-Wären hilfreich, die Rechtslage abzusichern .

' rihAr nicht Vorbedingung für die Räumung. Die zivilrechtliche Rechtslage ist; du,rch_die .

hami s in den intyfRn'.iahren erteilten EV hinreichend  lar und abgesjchert.

4. Weiterer Besprechu gspünkte '

a.) Entfernung der bodennahen Infrastruktur

• E3zgl. der Räu ungsmäßnahmen  er bodennahen Infrastruktur vor Rodungsbeginn

ird die R E Po er-AG rech lich prüfen, ob eine Entf rnu g von Müll bzw. ein A ¬

transport yon Fun sachen im Waid sowie deren sichere.Verwahrung durch .sie mög¬

lich sin . Bei Fundsachen'sind gqfls. Absprachen  urch  ie RWE Po er AG mit  en

örtlichen Behörden zu treffen. . •

,b.) Sicherung desr freigemac ten Rö img§bere!chseefelehe

Hierz  wir  die RWE Po er AG weitere Überlegungen anstellen un  diese mit dem

• PP Aachen abstimmen.' ... '

' c.) Sicherung  er leerstehenden Häuser und Ortschaften.

D .der logistische' Hlritergrund zum Aufbau einer Infrastruktur für Störer (z. B. Bau¬

aterial für Baumhäuser) auch In den bereits leergezogenen, abe  im Eigentum von

RWE stehenden'Häüsern liegen dürfte, muss RWE inte sivere Sicherungsmaßnah¬

men durchführen" (u. a: vermehrte „Streiferitätigkeif).. Dies .muss spätestens, dann

6
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ansetzen, w.enn mit Räumungsmaßnahmen' der  odennähen Infrastruktur begonnen

.wird. '   • • ¦ ' '

d.) Sic erung des Geräteabstellplatzes

. Hierzu hat die RWE Power AG ¦Qfeettequhaen anaestelltelh Slcherunas onzeot ent¬

wickelt, Details werden mit dem PP Aachen erörtert. . •
*       * *   * . ' ,  

. t, e.) Aufstellens eines Zauns bz , Einfriedung 

Seitens  er'  E Power AG wurde die Idee eines Zaunes, mittler eile -verwürfen.

•Hintergrun  sei die Sch ierigkeit des' Aufbaus,  ie Auswahl geeigneter Materialien,

die darin auch  ln kürzester Zeit zur Verfü ung stehen müssten, die Schwierigkeit der

Sicherung sowie' aber insbesondere der Pa t,' dass feste Zäune Rodungsärbeiten

eher behindern, als dass sie hilfreich seien: . .

Eine Einfriedung ist aber ab dem Zeitpun t der Umwidmung am 01.10.2018-erforder-

licb.' Nur so ist eine Verfolgung ge  . § '123 StGB mö lich,

Hier u wlrd die RWE Power AG  eitere Überle ungen anstellen.  

f. ) Einzelne Forsteingriffe  

Der Zeit un t fü.r einzelne Forsteingriffe wurde'thematisiert. Die Rodungsperlöde be¬

ginnt am 01 ..10.2018; Ein vorheriger Eingriff (dies betrifft auch das  ulchen und da-.

• mit die Vorbereitung auf das Roden) sei rechtlich nicht zulässig. _

g. ) Flankenschutz • ' .

om PP Aachen wurä"e ei  ebracht,.dass ein Flankenschutz östlich und westlich des

Ta ebauvorfeldes hilfreich ist, um Zum' einen Angriffsfläche zu  e ringern, aber auch'

um Personal einzusparen. Hierzu wird die RWE Power AG gemeihsam mlt dem PP

Aachen weitere Überlegungen anstellen.'   . •    

'   * •   , ¦

h. ) Sicherung der L 276 • •

• Darüber hinaus niuss die ehemalige L 276 durch die  WE Po er AG in For  von

Kontrollen ( gf, Schranken?) gesichert wer en,  a nach polizeilichen Er enntnissen '

über diese Strecke von Seiten der Störer mit Fahrzeu en li/iaterlai für  ie stö'rerseitl-

ge Infrastruktur ein ebracht wird'.' ' ¦ . • ¦ • .
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• . ' ¦ ' • . ; "  f   •

j Abslctiarungserfordernlsse gelten  leichermaßen auch, .für-•weitere Anlagen wie z.Ö'.'
Kraft erke oder die Hambach-Bahn. > . ' . ' ...

Hierzu wird die RWE Po er AG weitere Überle ungen, anstelle .

i.) Einsatz von Technik ¦

Hierzu  erden bilaterale Detailabsprachen z ischen dem P  Aachen un  der RWE

Power AG durchgefü'hrt. ' •

45 

j. ) .Strafanträge

) In  er Vergangenheit scheiterten z,'T. Strafverfahren, weil'.seitens der RWE Power

AG  ein Strafantrag gestejlt wurde. Pie RWE Power AG teilte mit, die Verantwortlich¬

eiten seien geklärt. Strafanträge  ür en In derartigen Fällen gestellt werden.
* *   * . . . i    

k. ) Kompe sation von beschädigter bz . zerstörter Techni 

Die Kompensation von beschädigter, zerstörter Technik ist bereits durch die RWE 
' Power AG vorgeplant.'Repa turteamö und-material stehen bei  en Rodurigsarbel-

¦ ten zun Verfügung.. :*•

|

.Es wurde  ereinbart,, dass'das PP Aachen;die Detallabsprachen bilateral mit der

RWE PowerAG treffen wird; , • ' • ' ... ••

•• Im Auftrag . • ,.... .; • . • ' .'•••.

¦ gez. Lukat • .

8



Mmisteriunvdfes Iwefn •
däs  andes Nordt'heiR'Westfälen

VS - NÜR FÜ  DEN DIENSTGEBRAUCH

Protokoll zur Besprechung vom 26.07.2018 , . ,

SlcherheHsstörungen Im Zusammenhang mit dem Brau ko letagebau, hiar;
Planun en zur Rp urjgsperlpäe 01.10,2018 - 28.02.2019

Korik etisie un  des MSnlste  esp ächsa   6.07.2Q18 •

Zeit: •

Teilneh er:  

PP Aachen: Herr PD Sauer.'(PolizeifüHrer)'; '

l[ l NFTiA/: H'err LPD Lukat (Leiter.Referat 413), Herr POR Batier-
mann (Referent Referat 413), Herr KD Sandvoß ( ünftig: PP
Kö.ln, Leiter Ständiger Stab), Herr PHK SethmacheffReferat
413), Frau tefnpelhnann (Referat 413) ' ,

10:30-13:00 Ühr-'

' RWE Power.ÄQ:
BMAbtejlun  Tage upfanüng'
'abtei1uhg), jHflMMHForstabteT]uhg)

enze nsichöitie
'(Rechts-

.1, Begrüßun  un  All eme nes

• Na ch der Begrüßung der Teilnehmer  urtd einer  kurzen Vorstellungsrunde', machte

Herr Lukat deutlich, dass die R.WE Power AG du ch die Genehmigüng  es Häuptbe-

• t iebspian 2018' - 20 20 die rechtliche Grundla e häbe,. Ro düngeh 'VOm 01.10.2018 -

• 8.02,201'9 durohzufüh ren.. '   ' •   . ' ¦

Voraussetzun  für ein Tätigkeit 'er eh der Polizei bei. RäumungsmaßriaHmen Im.-

. Hämbache   Rorst im Vorfeld de  Rqdungsperiode sei eine vorhandene -.Rechtsgrun -

'läge. '' .    ¦ .

Der Rechtsäüffassung der RWE  Power AG- (Ant ag aüf'Räumung vom 02.07.2018),.

dass die Polizei,eine originäre Zustän igkeit.habe, treffe nicht  u. Lediglich für den

Be eich St af erfol ung habe die Polizei eine ori inäre Zustän igkeit. Ori jnär zu-
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ständig für Räymdng.smaßnahmen .irri Vorfeld seien unterschiedliche, andere Res-

sorts, de en sachberührte nachgeordhete Un esoberbehörden'und die Kommunen. .

Um;im'Vorfeld .(Räumungsmaßnahmen.)'tätig werden zu können,' sin  Amts-/ Voll: '

•zugshilfeersuchens dieser Behörden erforderlich. Gleichzeitig'trage die RWE Ppwer..

• AG'ebenfalls Verant ortung, da der-Härhbacher Forst in ihrem Eigentum stehe.  • •

Zur Unterstützung-anderer Ressorts und zum Schütz der  itarbeiterinnen-und Mta -

beiter .von RWE plane-die Polizei,einen ausgesprochen pe sonalfnten'siyen Einsatz,

der' ie'gesamte' Polizei NRW an ihre Belastungsgrenze .bringe. Neben den (Räu:

mungs-)Maßnahmen im Ha bacher Forst sejen durch 'die Polizei,weiterhin Verr

sammlungslä en sowie andere Einsätze' le Z. B.-Fußballspiele zu'bewältlgen. Vieie-'

ahdere-'Aufg  en müssten für einen.längen'Zeitraum- ufgruhd,des Einsatzes.Ham¬

bacher Forst zurü.c gestellt werden'. ' ' ' ,   *

Hr., LuRat,führte weiter an;   ss Grundlage des heuti en Gespräc es  ie'Vereinba-;

,.rung irtv Rahmen des Ministergespräches mit  em RWE  orstähd  ||  Sei (s.

¦'nachfolgen ); Fü  alle. Beteiligten müsse aber-klar sein,  dass<die Verantwortun  für

• die polizeiliche Einsatzplanung und -durchführung beim PP Aachen iiege;.und alle

dies ezüglichen Aspekte bilate al zwischen dem PP.'A chen und R  E zu. besp e-

cheh/zu vereinbar n seien. .Für'.das RWE- wu de '.für das; PP'.

Aachen Her   D Sauer als  er nt ortliche benan t; ' • 

. Die Aufgäbe des'lM'liegt im- eiteren Bemühen,.die Zuständigkeitsfragen zu klären.-. '

2. Aiisgan sgrundfage i Ve einbä ungeh (Ministergesp äch mit RWE Po e»'
AG VofständfljN am 16.07.201$) -

Vor.. Beginn der Erörteru jl ur bevotstehenden Einsatzla e  iede holte Hr. Lukat die

im Ministergespräch' fesfgelegten Grundlagen für einen, möglichen Unterstützun s-

elhsatz, damit . alle" Bdäp ec ungstell'nehme -über einen .einheitlichen .I formations-

. stand verfügen. .Die nachfolgenden.. Festlegungen sind von den an de  Besprechun 

beteiligten RWE-Vertretern ünwidprsp'ro.chen geblieben und bilden damit -die Grund¬

lage ta  weitere Planungen. '
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es Lähd sä  ördfhel'p-Wßstfatet ' ••

a. Erhöhung der Anzahl de  Sicherheitsmitarbeite  durch die R WE Power-

AG auf 900 .. • • .....

b, Reduzierung  e  Anzahl der Rodungstage auf maximal 24

c,  eduzie ung der Rodungsstag  am Stück von 4 pro Woche . .

. d. Einsatz von Rodungsteam  und um die Uhr

e.   Rod ngstaktik wird von der. Polizei vorgegeben 1 .

f. Ansprechpartner 24/7 ....

g. Poii eitäktlkmuss vertraulich behandelt wer e  ,

h. RWE Pow r AG be üht sich weiter in u   ie  eibringung zi ilrechtli-

. ehe  Titel, unabhängig, ob dies  Im Ergebnis tatsächlich äudh-zwangs*

Vollsirecki werden können . ....

.3.Au$fühnangan RWE PowerÄG • •,

ij ttHMMtobestätigte,'dass' die. vorgenannten-Aspekte (s< unter 2.) in der Be¬

sprechun  unwidersprochen bi'ieben.. Lediglich z  den; nachfol enden Items hatte er

hoch Anmer ungen':   • •    

u 2 a) Erhöhung der Anzahl der, Sicherheitsmitarbeiter durch die RWE

• Power A  auf 900 . -. * •.  '' .

Hierzu füh te, er aus, dass es bereits'bunde'sweite Anfragen bei.den g oßen Sicher-'

heitsfi men gegeberrhabe b zw.. diese poch liefen.' .900 Witarbeiter/-innen seien ' auf-

¦  und der  uftra slage  er angefragten SicherheitsUn'ternehmeh aber eine utopische

.Z hl"und man gehe davon aus;. .maxi al'4ÖÜ-500 nach, §- 34 a GeW.O  ep üfte

Sfcherheits riita beitereins.etzen zu  önnen. Diese soilen irri Schichtdienst  .it jeweils

ca. 200 Personen eingesetzt  erden, wobei man-derzeit noch die..'Frage der Schicht- .

¦ längen diskutiere, He r Lukät verwies auf den Gesp ächsihhäit  m '16.07.2019' und-

erläuterte, wieso dlp Anzahl von 900 erfor erlich sei. ¦

Die G öße der Ro ungsfläche pro Tag .inklusive der Auswirku gen auf die Sicherung  

er Fläche wurde thematisiert.. Seitens des IM wurde deutlich' ge 'ac t,- dass eine

geplante E höhung des Arbeitsbe eichs pro Tag von drei auf 25 Hektar bei gleichzei¬

ti er Einsatz von '400-5ÖQ Siche hei s i arbeitem. aus' Sicht des, IM nicht nachvqll-, ..  

3
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'ziehbar-sei. RWE machte, deutlich, dass im Vergleich zu. den'Vorja ren'die Anzahl ¦

der eingesetzten Sicherhejtsi ii arbeiter von ca.. 50 auf 40Ö - 500 ver ielfacht wird.

Allein die 'Berechnung .der Kanteniän e der Rodungsfläche mache deutlich, dass

'.dies so nicht funktioniere'.. Grundsätzlich sei'die Sicherung der Roduh safbeiten und .

der betriebilche Schutz Aufgabe der RWE Power AG..Das Risiko bei einem Einsatz '

von weniger RWE-Sicherheitspersonai sei. von-'der RWE Power AG'zu tragen (z. B.

Ro undsstilistahd.u.a.), Insbesondere bei einer so deutlichen   Reduzierung der. ,

Anzahl der RWE-'SIchefheitsmitarbeiter. Es wurde'auch verdeutlicht, das& s ch i  

ei entlichen Rödun sbereich weder 'Sicherheitsmitarbeiter noch-Polizei äufhalten

sollten, da Siche heitsabstände eingdhälten  erden.müssten und; man sich  it  en

Ro ungen in der Fläche, schneil' yorwärts.bewegen  olle,  or diesem Hintergrun  

sagte RWE -zu,- dass Sicherheitskonzept hochnjais  u ü erp üfen ins esondere vor  

defn.Hinte grund de  nun nicht weiter verfol ten Eihzäunung. '

.Auf die A g enzung  e -Zustän igkeiten des RWE-SicherhejtspersonaJs und der

Polizei wu de  ingewieseh-.' • '   . *.

Auch die E fo de lichkeit weiterer Mitarbeiter, z.  B. zum Abtrans ort depbode.nnahen

.. Infrastru tu 'o. ä. wu de verdeutlicht;’' ' - ' • • ••

Auf den Ges r chs,i hält, dass 900 zertifizierte'Sicher eitsmitärbjeiter'seitens . RWE

estellt  erden, Karin-seitens des I  nicht verzichtet werden.

Zu 2.b.',ist festzustejlen-,. dass im ersteh Ges  äch'mit Herrn'In enminister Reu! am

' 16.07  von Seiten   es'  IK von  5- .aufeinanderfolgenden und ins esamt -24- Ro- •

dungstagen gesprochen  urde. (1)  • '
V •     . * *  

zu 2f) . Ansprechpartner 24/7

. Ein A sprechpartner 24/7, der auch die Ermächtigung b sitzt,- für'die RWE Pow   AG

Strafaintr  e zu steilen;  ird,d m PP Aachen mitgeteilt.-.   ' '

I
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zu 2 h) RWE Power AG bemüht sich weite hin um die Beibringung zivil

rechtlicher Titel,'Unabhängig, ob diese im Ergebnis tatsächlich

auch zwängsv:oll t eckt werden könn n; ,

Irri Zusammenhang mittler Räumung sollte de  zivifge ichtliche We  durch die '.RWE

.Power AQ beschritten  erden. Die RWE Povi/er A<3 teilte mit, dass sie in' Bearbe tun  •

es Besprechungsergebnisses 'vom 16.07.2018 .'derzeit aufgrund' .des gerin en

enntnisstandös.'.kau'm in 'der Lage sei, schlüssige und den gesetzlichen Anforde n-  

g n entsp echende Anträge zu stelfön.. Dies sei schwie ig,  a ihr Anzahl'1 und Struktur

de  Baumhäuser nicht bekann  seien, wäll-ein Betreten des'Waldes-nicht mehr

möglich sei'und.deshalb auch  eine eidesstattliche E klärung abgegeben we den1

¦ könnten;  ies war In den, vergangenen Jahren völlig anders. •,.   • •

R E stellte die Sinhhafllg elt und. auch Förderllchkeit Von Anträgen, auf. EV in Pr ge

und übergab eine diesbezügliche  Ausarbeitung'vom 25.7.'2018, in der die Gründe fü  •

Schwi  igkeit' der Antragstelluh , die daraus folgendeßefahf der Ab eis ng wegen '

ühschlüssigkeit des Antrages  die Gefahr der Abweisung  es Ant a es wegen feh-

lenden Rechtssc ufzinteresses- aufgrund fehlender Vollstreckbar eit (BGH-Urteil), die

Gefahr.inhaltlich unterschiedlicher Ehtsch'eidungen  egen de  Einbindung Von ,2 Ge-'

richten und ort meh eren Richtern so ie die gravieren'deri,'Folgen' einer gerichtlichen

Ablehnung  er' Anträge auf .EV- medial und polizeitaktisch .aiifbe're'itet sind.' (2)

.Zur He stellung der Schlüssig eit  er Anträ e sa te das IM zu, dass  as PP Aachen

••ßildrhaterläi -der Baumhäuse  !nklusiVe:GPS-päten zur Ve fügung Stellen'kann.. , .

• Es wurde bestätigt, dass die eidesstattliche, Erklärung durch RWE selbstständig er-,

foigen- ann, wenn RWE .(z; B.-durch Anwesenheit-eines RWE-Mitarbeite s bei einer

.A tion  ie  er am 28.d,6. 2018 (Fr.eimachen'  on'R'ettung&wegen) persönliche-, Kennt¬

nis über die genauen U stan e,im Wald, d. h. für jedes der 50 bis 60 Bau häüset1

erhält. Dies  ird z ischen dem PP Aachen und1  er RWE Power ÄG bilateral abge¬

sti  t. • . ¦ • . • ''   ' .

Zeitlich bedeutet dies, da'ss bei einer Räumung der Baumhäuser i  Septe ber  pä¬

testens Ende August die, 50-60 Ant äge bei Ge icht gestellt sein müs'sen, die für die

Ant ä e erforderlichen bäumhaUsspezifisohen Daten und Angaben also  is c.a-, 20,

August bei  WE vo ilegen müss'en.'fS)' . . • ¦ '.1
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4. weiterer Besprechungspunkte

i) Entfe nung der bodennähen Infrastruktur'

Bzgl. 'der Räurnungsmaßnahmen der bodennähen Infrast uktu  vo  Roduhgsbeglnn •

wird dife RWE PowerÄQ rechtlich p üfen, ob eine Entfernung von Müll bzw. ein, Ab-' 

transport von Fundsachen im Wald sowie deren sichere Verwahrun  durch sie mög¬

lich sind. Bel Fu dsachen sind ggfIs...Äbs fachen   urch die RVVE Po,wer AG mit den

örtlichen Behqrden zu treffen. • V , ¦ . .. ' ' •

b. ) Sicherung des fre gemachten Ro ungsbe eichs

Hierzu wird die RWE Power AG weitere Überlegungen;anstellen und  iese mit dem ¦

PP Aachen ab stimmen.' ' ’ . ' . ' ' .

c. ) Sicherun  der lee stehenden Häiiser und O tschaften

•' Da der [ogistische'Hinte gr ind zuifi Aufbau einer Infrastruktur fü  Stö e  (z..B. Bäu-- ¦'

material für Baumhäuser) auch in den be eits.jeergezo ehen-, abe  im Eigentum  on

Ri/VE stehenden Häusern'liegen dürfte,  uss RWE intensivere. SlcHeruh 'smaßnah-

e  durchführen (u. ä.'vermehrte „Streifentätigkeit ). Dies muss späte tens dänn

änsetzen, wenn mit •.Räu  ungsmaßnahmen,der bodennähen Infrastruktur begonnen. '

wird.   '

,  .) Sicherung  es Gefäteabsteli Iatzes : .

Hierzu hat die RWE Power ÄG ein Slcherungskonzept ent ic elt. Details wer en .mit-
dem PP Aachen, e örtert.  ' • '' . .. ' ’ i''

6.) Aufstellens eines Zauns bz . Einfriedung . .   : .

Seit ns der RWE Power. AG  urde die Idee eines Zaunes mittlerweile verwerfen.

Hintergrund sei die. Schwierig eit des Äufbaus, die Auswahl geei neter. M terialien,,

die ejann augh in kürzester Zelt zur Verfügung stetien mussten, die Schwieri keit-der

.Siche un  sowie-äber Insbesondere  er Fakt,.dass feste Zäune Rodungsarbeiten.

eher behinde n, als dass-sie hilfreich seien. •

Eine Ei friedun  ist aber ab dem-Zqitpuhkt der Umwidmung am 01..10.2018 erfbrd.er-'

lieh. Nur so ist eine Verfolgung  e  . § 123 StGB möglich. . • .   . .

Hie zu wird die-RW  Po e  AG weitere Überlegungen ansteilen.  •  
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f.) Einzelne Fo steingriffe ¦

.Der'Zeitpunkt.für einzelne f rsteingrlffe wurde thematisiert Die Redungsperiode be-'

ginnt am 01.1Ö.2018.\ Ei  vorheri er Eingriff '(dies betrifft'auch .das Mulchen und dar.

mit  dle Vo bereitung auf das Roden) sei rechtlich' nic t zulässig.

g„) Flankehsphutz . . .   '

Vom RP Aachen wur e eingebrächt  ass ein FlankenscHutz östlich uhd  estlich des 

Tagebauvorfefdes hilfreich ist, um zurri einen Angriffsfläche Zu verringe n, aber auch

ü'm Personal einzusparen. Hie zu-wird die R E Rbwer AG gemeinsam, mit derh PP

' Aachen weitere Übe le ungen anstellen.' . • •

h.) Sicherung der L 27ß. • . , .   .

Därbber.hinäus.'rhus's die'ehemalige L 2.76'durch-die RWE Powe  ÄG-in-Fo m von

•Kontrollen ( gf. Schranken?) gesichert werden, da hach polizeilichen Erkenntnissen

übe  .diese Strecke von Seifen .der Stördf mit Fahrzeugen Material für die störerseiti- 

•ge Inf astruktur eingebrac t wir;d. ' '

'  bslcherungs'erfordemisse gelten  ieichermaßen  uch für weite e Anlagen wie z.B.

•K aftwerke oder die HanibachvBahn. . . • . ' ' . • . '
'rHlerzü  ird-die RWE Powe  AG'weitere Überlegungen,anäteilen.

.1.) Einsatz von ,Technik.

i Hierzu .werderi'bilate aie Detailabsprächen zwischen dem PP Äacherdufid der RWE

Po er AG  urc  eführt. • 1 •. '. : ' • ••'„ '. .

j.) St afanträge •   • . • „

ln der'Vergangenheit scheiterten z; T. Strafverfahren,  eil seitens der RWE Power

AG kein St afantrag gesteiit wurde. Die . WE Power AG teilte  it, die Verantwortlic ¬

keiten seien  eklärt. Strafanträge  ürden "in  erartigen Fällen gestellt werden. •

• k.) Kompensätloni  on beschädigter bzw. zerstörter Tec nik

. Dib .Kqmperisätion von beschädigter, zerstörter'technik ist bereits durch  ie RWE

. Power  G vorgeplant 'Re araturteams un  -material stehen bei.den'Rodungsarbei-

te  zür Ve fü un . •.. ¦ . ; ; ' • ' . '
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Mftiiefertow d6s ' . •
äes   nde   orärheTW-Wöslfalßn,

Es wurde vereinbart,.dass.das,PP 'A chen' die' Detailabsp achen bilate al'mit der 

RWE Powe  AQ  reffen wird;  .  -,

' Im Auftr g

gez. Lükat . ' I

ProfoköIInotlzeh: , ' • .   .

• • (1).Darstellung RWE: V.  
.'.Zu 2.b; ist'festzusteilen., dass'irn .ersteh Gespräch"mit.Herrn,Innenminister Reul '

• ' am '16'.Q7. von Seiten.des Mlk von -5- aufeinanderfolgenden gnd insgesamt.r24-.

Rpdungstagen gespro hen   rde.;   '• • •   • •• :

) Darstellung IM:. '   4 . '

; ' . insgesamt 24 Rodun stage sind korrekt. Aufgrund weitere  Einsatzlagen so ie;

: . : erforderlicher Ruhephase'de  eingesetzten Kräfte sind lediglich vier,' riicht fünf . •

' . •: • aufeinanderfolgen e  odun'gstage leistbar. Die  konkreten Absprachen "erfolgen ,

• • bilate al zwischen dem'PP Aachen. Un 'de   WE'Power A6. • '• ¦

. '   , * ' * * * . • 1   •

• * , * * 4 .   * . « j > t  

¦ (2) D  stellun  flWE: ! •
' Eine alsbaldige Prüfung und  ie Mitteiluri  des Ergebnisses, ob dennoch Einst- .

•   ' . wellige .Verfügung beantragt werden sollen,  u de durch die Teiinehriner des IM

' zu esagt. Hierzu- ird ein Foigegespräc  a  ere t,.u . die weitere  rozesstaktl-

¦ ' , sehe Vorgehensweise .zu e örtern, . ' ¦ ¦ ¦'



I
dse I 'nem

cfes taticieS'NorcIrhe iO'Wesffälen
* / * ,

. Darstellurifl •• • . •. •. •

Eine Prüfung äurch das!M wurde nicht zugesagt;Die P üfung oblie t der RWE . •.<

. :Ppwer'.A(3. Sofern die RWE.Power A'G ein'en Ge.sp.rächswunsch hat, kann diese ‘ •

, •geme,an)das IM herantreten. "

1 . 4   * * «

(3) Dar eilungRWE: ; ' . '

. Einigke t bestand dari , dass Qrundlage 'für die Räumung letztlich die Verfüguh-

¦ •' 'ge  der Ordnungsbehörden.sind. 'Die EV wären .hi.ifr.eich, die Rechtslage abzusl-'. • •

• 'ehern aber nicht Vorbedingun  für die Räumung. Die zi il echtliche.Rechtslage ist,

• durch' die bereits ih'deh l tzten Jahren erteilten EV-hinreichend' lär und ab esi-..

chert.  

I

i

Da stellung IM:-

,  Das IM ist bemüht  ie behördlichen, Zuständigkeiten zu klären.. GieicHwoh! wird-

•eine pa allele Zuständigkeit der RWE Power AQ gesehen.- •  .
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Heming, Michael (IM) -

•ZF IM Referat413 (IM)' . • .
Mittwoch, 1. August 201816:46

• Hulvetscheidt, Dirk (I ); Haas, Markus (IM) '   . ' '
' Lu at, Jörg (IM); Bach, Ch istoph (IM); Tempelmann, Michaela (IM);

Set macher, Dennis (IM); van de Water, Jörg (IM) ' ;
• WG: Ablehnung des. Antrages der RWE PoWer AG auf Räumung vop .

• Waldbesetzungen vom.02. Juli 2018 • . • . • '   .

SCANl20180801_15083667_296.pdf . ' , .

Von:
Gesendet:
An:
Cc:

Betreff:

• Anlagen:

ynnt' öhn, Michael | mailto:MHoehn@qemelnde-merzenlch,de1 • .
Gesendet: Mittwoch, 1. August201816:44 . • ' . , - , . _ •„ .• ' „  ' , „
A :  ostste e:'aarhfin@polizei.nrw.de: Dir .Welnspach@polizei.nr .de; thomas.hlnz@pollzei.nrw.de, Canzler, •.

.  ristian; spürck, Dieter; Reriprp Wnifgang;  michaei.VQqel@rhein-erft-krels.de; martin.schmitz@ heln-erft-k els.de;
•  •  evss@krels-dtieren.de: r.sohre entlaaes@ reis-dueren.de; Tempe)mann? Michaela (IM); ZF I  Refera  13 (IM);

'      i hl| irnl dnh  -kirfel@mhkba. fW.de; pos steile@mwjda.nrw,de; poststelle@bezreq-arnsberq.jir .de;
info@ ald-und-holz.hrw.de . '. ,   * •

' Cc  Gelhausen/Georg; Arkenstedt, Roswitha ••
Betr f : WG: Ableh ung des Ant ages der RWE Power AG .auf Räumung von  aldbesetzun en vom 02, jul! 2018

Sehr geehrte Damen und Herren, . •  

ajs Anlage übersende ic  Ihnen, meinen heutigen Bescheid an die" RWE Power AG zur Ken tnisna me. "

it freundlichen Grüßen
• ,I  ' . :   i

Michael Höhn • '

'Gemeinde Merzenich
Der B rgermeister •'

Bürgerdienstleistungen und Soziales
i • jachberelcbslelte -
*' i/aidersweg 1 • ¦

52399 Merzenic  .

„Gemeinsam mehr aus Merzenich machenl 

'"Tel.:02421/399-150
Fax,:02421/399-255
e-mall: mhoehn@gemeinde-merzenich.de

w.Hemeinde-merzenich.de

t: \
*  

>

- 1

MODE LKOMMUNE OPEN GO ERNMENT

)
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Von: Höhn, Michael . .  
Gesendet: Mjttwoch, 1. August 2018 16:34

• Cc: Gelhausen, Georg; Arkenstedt, Roswitha; Klein, Lothar; Lüssem; Thotyias; Zintl, Guido
Betreff; Ablehnung des Antrages der RWE Power AG auf. Räumung von .Waldbesetzungen vo ' 02, Juli 2018

- Sehr geehrtei
• sehr geehr ei

sehr geehrten

meinen als Anlage angefügten Bescheid übersende Ich Ihnen mit der Bitte un  Kenntnisnahme.

Mit freun lichen Grüßen • ' . \
I.A'. . ' .

ichael Höhn ' ' • . • '

Gemeinde  erzenich •     '  
. Der Bürgermeister  ' ' .  

, - ürgerdlenstleistungen und Soziales - .. ' .

yachberelchileiter- • , . •   . , * •
• Valderswe  1 ' . •' •

¦ 52399 Merzenich • • ' .

„Ge einsam mehr aus Merzenich machenl 

Tel.:02421/399-150' • ,
Fax.:02421/399-255 ' • ¦ ' '

e-mall: mhoehn@gemeinde-merzenlch.de
w  .gemeinde- erzenich.de • ; •

j.
•6EMEINDE ¦» ÄÄS

\ >¦
' dfettenscheL  _

MODELLKOMMUNE OPEN GOVERNMENT

2
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Gemein e Merzenich«Väldersweg   > 52399 Merzenich

VVE Power Aktienge ellschaft,
vertreten durch

¦  en Vorstandsvorsitzenden' .

Zentrale
Huysenallee.Z
45128 Essen

- '1C9 7

GEMEINDE
... 4 B .MERZENICH
j Mehr für ; \  

.dieMensd en. . '

Gemejinde Merzenich
Der Bürgermeister

Sachgebiet:; • Ordfiungs rnt
AktC zelc.lieu: Hö/- :
Auskünft erteilt: Herr Hö n.
Zlmmcr-Nuhimerr 31.' '
* Zentrale; 02421' 399-0
® Durchwahl: 150
Telefax; . ' 02421/399.-255 ' •
e-Mälli' buergermalster@Qfemelnde-merzenloh.de

Merzenich,; den 1. August 2.018

1. PER FAX an 02Öl-12-  313 und 0221 4808823111 am 1. August 2Ö18
. 2. PER E Mail an:

RWE öwer AG Äktiengösellschaft .
Stüttgenweg 2 ¦ ' ¦
,509.35 Köln .

Ablehnurta des Anträgs der k E PoWe  ÄG auf  äumung von Waldhasetzurigen
vor  2. Juli ZÖIB, hier eingegangsn a i 11. duli 2018

Ko ien:.; .. • ¦ ; • • • . •'

» PD zeipräsicliUi n  achen ' • ;
KölpingstädtKerpen..

¦   La drat  es Kre ses  tjren •. ' . •. • •'

¦ Landrät  es Rhelrt-Elft-Kr eis.es, _ , ' .
¦ ' ihlSterlurri des Inneren, Abt; 4 Polizei
¦ Ministerium für.Heimat,  ommunales, Bau und Gleichstellung, Abt; 3 Kom  nales. •.

und Äbt. 6 Bauen ' .

'-2-  

Wir sind f r Sie dasMontag - Freitag yonB.OO Uhr-12.30 Uhr (Dienstaggeschiössen) .
i/l nn t'lhr-l fe.30 Uhr. Mittwoch 14,0D llltr-16,00 Uhr und bonners ag von 14.00 -18.00 Uhr
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inisteriulia farWlrtschaft, Inno ation, Digitalisie ung und Energie
¦' Böziirksfegfef rig Amsberg, Abt 0'Bergbau und Energie-
¦   Lan'de'sbetrieb Wäld  und Holz NRW •  

Sehr geehrter  er|
sehr geehrter Herrj  
.sehr geehrte Damen und Herreh,

lhren Antra 'ybrri'2. Juli 2018, bei mir einge an en am 11. Juli 2018, lehne loh ab.,

Begrü dung;

Öl  einzig taugliehe Re'chfsgryndlä e.für ihr Änsjnnen ; nä lich, den Wald dauerhaft frei--
Zühajten stellt § 34 [I PolG dar. § 14 .QBG Ist da eben ausgeschlossen, wodurch kelfie.
ordnungsbehördljche Handhabe besteht • • . .

Diese Rechtsauffassung wir  bestätigt dureh das Vefwattungsgerlebt Düsseldorf im Be  
schlussvohl'10.08. 004, Aktenzeichen 18L 2153/04:
Das Ven/ aituhgsgerlcht Düsseldo f führt wie folgt aus:

„Insoweit kommt es inshesondäre nicht auf die Rephtr jäßigkeif des zu'yallstrBckeri en. b rwal-.
tungsakts an} § 55 Abs. 1 VerwaitungsvöMreckungsgesetz für das Lehd. Nordrhein-Westfalen
(VwVQ NRW) lässt Insoweit inen ~ Wie hier - b.estandskräftig'eh u  . hio t nichtigen   Verwal-
t ngs kt als Grundlage dar Verwäliüngsvollsirßckung ausreichen. Aus diesem Gründ Ist es oh e

•• Bedeutung,  a s.an d /Rechimäßigke.it eines.vo  Aniragsgegnerais allgemeine Ördnungsbe-
tiötöe nach Inkraftt  ten.    G setzes zut Änderung des Pallzelgesetz s und des Ordnungsbe¬
hördengesetzes vom 8. Juli 2QQ3 (GV NRW S. 410) verfügten mehrmonati en 'Mfenthak yerbots
erhebliche. Z eifel bestehen. Nach § 34 . Abs. 2 PqiG NRW in der Fassung der Bekanntm chung
vom 25: Juli  003 (GV NRW S. 4.41) kann einer Person  (durch die Polizei) für maxi al drei Mo¬
nate verbot n werden, einen ß er iQh zu betrete  öder sich in ih  aufzuhalten, wehn. Tatsachen

. die A nahme r chtf rtigen)  a s diese Perso  in'diesem örtlichen Bereich eine Straftat begehen
' Wi d. dass, die Ordhungsbeh.örde ehe yergielchbare Maßnahme auf  ie.' ordnungsbehördtiche
' Generai laysei  es § 14 ÖB  NRW stützen kann,  ürfte angesichts der besondere Anforderun¬
gen stellenden spezielldnEffnächtigungsgrundlage Im 'PolG NRW ausgeschlossen sein. Die.s-gilt
umso me r, als d r Gesetzg ber gleichzeitig'( V NRW'20p'3f  S. 4.13) '§ 24 Nr. 13 OBG NRW

' • d hingehe d mo ifizi rt hat, dass  ie ln '§  34 Abs. 2 PolG NRW vorgesehene Spezlater ächti-
gii.h.g mr die Ordnungsbehördert nicht gilt. Dass  ie allgemein  Qr nurtgsbehörde danach nicht
(mehr) Zum.Erlass meh monatiger Aüfenthaltsverbote zupGefßhrenabwehr befugt Ist} dürfte auch
de  Willen  es Gesetzgebersientspreefieh, den  In  ei 'Gesetzesbegründ'u g zur.Ände  ng des
'§  4 Nr, 13 OBG NRW heißt es: 'Durch  ie Neufassung des § 24 Nr. 13 Wird klargestellt, dass  ie- 
Neur gelung dös § 34 Abs. 2-PolG NR  niclit tyr die Ördnungsbehördeh gelt   soll, Dle' Anord-
h.ung dieses er e erten Platzverweis s sgif  erlPglizel überlassen bleib n,  .   ,

. Hieraus und Ihrem Antragsschreiben, vom 02.07.2018 folgen ,. bleibt festzuhaiten, d|äs.s 
•ausschließlich die Poliz i originär.züs ätidig ist und als Ein ige-auch über die nötigen Mit¬
te! verfügt , ' . , .  

Sie füh  n selber aus,' dass die Zuständigkeit der Poljzei nach Ihrer Auffassun  besteht, .
sowohl für de  .eige tlic en Akt d   RäuifiUftg-, äle aüch für die vorangehende P-Iatzver-
elsung selbst. •
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¦Der.gufen Ordnung hal er sowie der, Vectahrensböschieunlgung im' Hinblic  auf den Be-
. ginn der  Rodungs'saison.erlaube ich rnif; eine Kopie dieses'B'esoheidS afi djee. .  dres¬

saten unmittelbar zu versenden.

Für Rückfragen stehe icfi natürlich zur Verfügung. . . • . '

ReGhtsbehelfsbelehrund: .  
Ge en diesen Beschei  können Sie innerhalb eines Monats .naeb seiner Bekanntgabe

• Kla e vor  e  Verw'altu gsg'ericht.Aachen, Ädaibertsteinweg 92, §20 0 Aachen, schritt  :
.' • lieh oder zur Niederschrift des Urkuhdsbeattiten der Geschäftsstelle erhoben» •. ,

Die Klage kann auch.in elektronisc er Form  ach Maß abe „der Veror nung ü er den .
->  elektronischen Rechtsverkehr bei  en Verwaitungsgefichtert un  den Fihanzgericf ten
fl i  Lande Nordrhein-Westfalen  - ERWQ VG/FG - vom Ö7»11,2012 (GV.NRW,'Seite .
• 548) in.der jeweils gültigen Fassung eingereicht werden. Das elektronische Dokument

muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2  Nr. 3  es Signaturgeset- • •
. zes vom 18.05,2001 (BGBL I, S. 876) irr der jeweil  gül igen Fassun   ersehen sein und '

' an die elektronische Pgststelle des Gerichts übermittelt werden,' ¦

• ¦ ei Ver en ung  er elektronischen For  sind besondere technische Rahmenbedin-
• gungen zu beachten, Dje 'besonderen technisch n . oraussetzungen sind unter

w.e vp.de aufgeführt;'

I

r
<
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Hem'mq, Michael (IM).

1100.

Von:' ZF IM Referat413 (IM)
Gesendet: • • Mittwoch, i . August 201816:12 ' • , • • . (

An: Hulverscheidt, Dirk (IM); Haas,.Markus (IM) 
Cc: •   :. Lukat, Jörg (IM); Bach; Christoph (IM);-Tempelmann, Michaela (I );

Sethmacher, Dennis (IM);  an de Water, Jörg (IM)
Betr ff: WG: 2Ö180801 - Ablehnung Antrag RWE Räumung Hambacher Forst

Anlagen 20180801 - Ablehnung Antrag RWE Ha bacher Forstpdf . . j

Wichtigkeit:. Hoch ' ' ¦, . •

Vnn; Cam p.r, rhrlstian rmailto:Chrlstian.,Canzler(5}stadt-kerpen.del
Gesendet: Mittwoch, 1. August 2018'15:50 • •
.A ; pn t st Gllfi.aacheT @Dollzei.nrw.de: Dlr .Welnspach@pollzel.nrw.de; thomas.hlnz@pollzel.nrw.de; Gelhausen, . _

r~) feorg; Höhn;  ichael; michaRl.voQel@rheln-erft-krels.de; martln.schmite@rhein-erf -kreis.de; q.beyssigkreisi •
dueren.de: r.sc rewentioa fi@ reis-duereri.de  Tem elmann,. Mic aela (IM);-ZF I  Referat413 (I ); Lamberth,;
nicole.fronholt- lrfel@mhkba.nrw.de: poststelle@rnwlde.nrw.de: posts elie@be2req7arnsbe q.nrw.de: info@ ald-und 
holz.nrw.de ' , . • ¦ . ,• • -   . . • ¦

Cc: Beriere Wolfgarig; Esser Michael; SpÜrc , .Dieter; Sch ister loachlm; Comacchlo Andreas; Bubacz Birgi   Virnich .
• Melanie;'Grass Wolf ang; Greven Oliver; 13-S FW-Kerpeh ' • '

Betreff: WG: 20180801 - Ablehnung Artträg RWE Räumung Hambacher Forst
Wichtigkeit: Hoch ¦

Sehr geehrte Damen un  Herrdn; . . • . .• ' ' . • • ' ' •

'•den heute der RWE Power AG übermittelten Bescheid sende ich Ihnen in'der'Anla e zur Kehnthisnahme,

Mit freundlichen Grüßen. . • ' ' / . '
• Im Vertretung ' • • , ¦• • •

Christian Canzler
Erster Beigeord eter

'Dezernat II •••
.Zi mer 112' • ' ••

-Jahnplatz 1
5Ö171 Kerpen . • , . " ¦ •: .

Telefon: 02237/58-507
Fax: 02237/58-509 . '
E-Mail: christlan.canzler@.stadt-kerpen.de ' •

Keroeh - gelingt aemelnsaml I Webportal Integration

Besuchen Sie uns auch onlinel

1 >
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Bitte prüfen Sie, ob diese Mall wirklich ausgedruckt wer en mussl 1 01

Vons Canzler, Christian .  
Gesendet; Mit  och, 1. August 2018 15:19

. Cc; Berlere Woifgang; Esser Michael (Michael.Esseriastadt-ke pehz   ; 'Diete  Spü ck fdlete .s uerck(S)stadtT
kerpen.deV: Schwlster JoachlmtJoachim.Schwlsteriastadt-kerpen.del: Andrea  Cnmarrhln . • ,
(AD reas,Corriacchlo@sta t-kerpen.dej; Bub cz Birgit; Virnich Melanie; Grass Wolfgang; Greven Oli er; 13-S F -
Kerpen . • ' , • •

Betreffs 20180801- Ablehnung. Antrag RWE Räurnung Hambache  Forst • • ' , •
Wichtigkeit: Hoch •

. Sehr geehrter 
sehr geehrteij
sehr geehrter 
sehr geehrte Damen un  H rün,'

luf Ihren Antrag  orn 2. Juli 2018 hin übermittele ich I nen den in der Anlage befindlic en Beschei  mit  er
Bitte um Kenntnisnahme.

Mit freundiiche  G üßen,
. Im Vertretung '

Christian Cahzler
Erster Beigeordnete 

De ernat II ' , ¦   , ' '

Zimtfier112 . • . • _
Jahnplatz 1 • • • ., '

i  j0171. Kerpen ...

; Tel fon: 02237/58-507 '
' Fax: 02237/58-509 , . • .

E- ail: christian.canzler@stadt-k6'rpen.cle

Kerpen - gelingt ge einsa   | Webportal Inte ration '

•Besuchen Sie  uns auc  online!

I
I !

i
!
i
I

Bitte prüfen Sie, ob diese Mail'wirklich ausgedruc t werden, muss!

2
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Kölpingstadt Kerpen ¦ Postfach.2 20'50151-Kerpen

•RWE Pow r AGÄkt;len'ges§l|schäft
vet reteri dUfch
dön Vörständvcirsttzönden. • •

Hiisenallee Z
.4512ä Essen

' Irfausa ressös

Kolpingstadt Ker en' Afjit 2i - gföhefheit.und Ordn ng

Jahnplatz t
. 50171 Kerpen

Telefon (02237) 58-0-
Telefax .(022'37):5S-102- • ¦.

oi cjntiri'gsafntf stacjl- erpön.da

gearfaelfarfln)
Herr Berlöre

Z ic en
21/21,1 rwe'

• Abteilung - -Zimmer • Durohwähl ¦ Datum
21.4 . • • 79. , . 58-251 •. . 1. Aug st2018

l. .RER FADt: a  0201- 2-24313 und022.1.-48088231.11 am 1. AUflUst;2018
?. PER E-r/läil art:. \ • - ' . ,

• WE Power AG Aktlengesellsphaft:
-St'ütfgsn eg. 2
50935 KölM -

Herro .und/oder4

¦Ablehnühq des Antrags der RWE. Pgwer AG auf  äumung von Waldbesetzungen votji 2, JuU
2.018,. hier eingegangen arrt ll, Jüli 2018 . . '   ,

i

i

Kbbleh: - ' '.  • •

*   Polizei räsidium Aa'öhen . . ' ' ' . • ' - ' . •
». •• G'ömeihdä Merzefiich.
¦ .Land rät des  he tn-Eitt-Kreisßs
¦ .liandrald s Kreises b.üren> •'•.• .
k Ministerium  es Inneren  Alt. 4 P lizei •. - • ' ' -• .  
«. Ministerium für Heimat, Ko munales) Bau und Gleichstellung, Abt 3 Kommunales und  bt. ©.
Bau n ¦ . -• ¦ ' . •'

¦ MfnlsteHüm für Wtrtsöhaft, Inno aflpn,. Digitalisierung und Energie ¦ . .. r
¥ B.ezifkaregte.i'w'ng   hsberg, Äht. 6 B bäu ün .Eheräi'e- ' .
»< Landesbetrteb  ai  und Hoiz N W   • ,
'Ba.nkvjriSItidMnöen dor.stftcUkasse arpBn:. ' .
Krolasparkasaa Köln, Konto -1 8 btfö bis. BiZ.370 &öi 89
IßÄN-OSfeaVOb 0289 0149 000013 S IFT-BIC:-'CÖK8DE33

Ölftumgiizelteri; '
Mo'nlcq'fcl;; Mlbwooh und Freltep 08,  12.oo phr
Donnorstafi • l?.'po-' 8.3<)Uhr

• - giäublgeFlüa tltUsatlonsnammer!
ÜE4?Z2Zfl000008708Ö'

' "c;\U6bre\CANZ 7D\D (iument.ste1 - Ordnong.WahlBnlHambaohBr-rorattAblBhnabdo Be8ol eldun§\20180B0l - Abloimung Antrag'RWE Räumun  ftam aijiior Fqrgf-
.EndfasBung.doox- ", * ' • •   . . . • •
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ßöhf gefehfter 
¦ ehr gee rt r 
sehr geehrte Damen,und Herren  '

• Ihren Antrag vom 2. Juli 2018/Bei thir eingegarigen am l , juli.2018., lehn eich ab.

1.103-

Begründung; •

Die einzig' taugiiehe Reshfegru dtege för ihr Änsinnen, näm öh .den Wald dauerh ft frefzühalten sfetlt
' '§ 34 II Pöl© NRW dar. § 14 ÖB<  fsf dahäheh atfsgeschlQsseh wodurch keine ordnungsbehördliohe

. •. Ran habe besteht • .

• Diese Rechisauffaesyng - ird bestätigt-cjuroh.tlhs VefwaitUngs;§e cht Düsseldorf im Beschluss vo 
- • ' 16'..68.2p04lAkt'enzelöhe,tT'18t2 1S3/04;'.   1 '     , . ' •• •

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf führt  ie fölgt-a ls: ' . • .
„Inso  it kommt es insbesori er  nic t auf die Reshtm&ßi keft  es zü -vollstrecken en  erwal 

.  T\ • tuhgs.a ts an  § 55 Abs, 1 Ve ltüngsyoll.streckungsg.es'etz'für das Land, Nor rhelh-Westfalen.  
1 )) (Vw Ö NR ) lässt .fnsoWejf einen  -  ie hier - bestahdskräftigen und nicht nic tigen  er ai-

. tungsakt als Grundla e derVeT ajtungsvQlistfö'Qkung g srelohen,' Aus diesem-©run  ist-es om
< . - ne  Be eutung,, dass an d r .Recht äßig eit eiries'  om Antragsgegner als allgemeine Qr - •

• ; nurig.sbehörde nach Inkrafttreten  es Gesetzes • zur Änderung  es Pofeeigesefzes un   es
OCdnungsbehördengeSetzes vom 8.-J.UII 2QÖ3.(GV' NRW S. 4iQ)' vetfüg'fen mehrmonatigen Auf-;' •.

. ¦ , epthaltevefbQfö-eitiebjiohe.Zweifel besieh ; N Oh§34 Äb.s..'2 PotG NRW iri def  assung  er
Beka'hntiYi ch nä vo 2 1 Ju -2Q03-(p NR D)44't)kanp..eiherRerson<dürohd!ePöüzei)f(Ir' 
maximal drei Monate' verboten werden, elnefi Bereich zu be reten oder sic  in ihm aufzuhalten, •

en  Tatsachen die Annahme-'reohtfertlgerii-d ss diese. Persoh. in  iesem örtlichen. Bereich
' ' . eine Straftat begehen .wird. Dass die prdnungsbehörde ein.ß v rgleichbare Maßnah   auf die

ordnüngsbe ördliche Generalkiause]  ee § i-4.  BG käftn, dürfte a äesichts def •
• . besöhde'/© Anfo  erungen sl'elJendenbpe ieljep' Erm'ädtitJg.yhgs ruhdlag  im-PolQ-NRW aus-  

- .geschlossen sein. Dies gllfu hso mehd. als-der, Gesetzgeber'gleichzeitig [GY NRW 2003, S.
. . • -413.) § 24 Nr. 13  QBG .NR  dahingehen  mediffeleff hat,  ass'die ln § 34 Abs. 2 PolG NRW' '

•Vorgesehene'SpezialerlnäcKtiguhg für'die ÖrdhuhgsbeHörden nicht gilt. Dass die": allgemeine •
örd ungsbehör e danach'nicht (mehr)-zum ßrla'ss meh/'monätig er.Aüfehthältsver ote zu .Ge-I
•fahrenabw.ehr befugt Ist,'dürfte a ch-dem  illen  es ¦Gesetzgebers entsprechen, de n iri  er • -' Gesetzesbegrün ung zur Änderung des §:24 N.rs- jä ÖßG NRW.heißt bs.  Durch , ib-.Neufass.ung

•j D; '  es '§ 24 Nr. i 3  lrd klarg:estel,lfLdäss die Neureg lung des  3.4 Aps. 2 PolG NRW nicht füpdie '
. . ördhungsbehdr an gelten soll. Die  bordnung dfesä  erweiterten Platzvei veises söJi.d fRoli-,

zel Überla'Ssen bleiben.  • '• • •'. •   . - ' ,

¦ Hieraus un  Ihre  An ragsschreiben •vom Q2 7v Q1;8 folgen ,, .blei t fe'stzuha1tent' ass aus-,/ >
schließll'qh die Polizei 'originäf'ZUStähdig ist Und äia P!nzl e.'aucK über  ie nötigen Mitt l verfügt:   • .

¦,   Sie führen selber aus,  ass die Zuständigkeit der  o izei nagh'Ihrer Auffassung besteht, so ohl
für-.den.eigentllcheh-Äki: der Räümüng.'alsauch ürdlevorangehe ide latz erweisurTg selbst.

.  er guten Ordnung.'halber sowie der Verfahrensb.eschieunigup  im. Hinblick, auf den Begöin  e.r
_ .  p un ssaison erlaube teh  irt eine Kopie diese  BescbeMs ah die öi . A ressaten unmittel-' •

bar zu .versen en. .'¦• .

j ' Für Rückfragen stehe ic  natürpch zur Verfügung.

, Rechtshehelfsbeteftmncr. • ' •
Gegen . i sen Bescheid de  K'olpln.gstadt Ker en, können. Sie Innerhalb eines Monats nach B.e-

. kahntgabe  lage vö.r dem Ver altungsgerich  Köln, .ÄppeJIhoTpIafe, .50667 Köln, schriftlich oder zur,
, Nlederschrift es Urku dsbdamten def .Ges häftsstelle erheben, . •, ¦ • , •  

Die Klage  ann a ch-in elektro ischer Fo m nach   ßgabe „der Veror nun : üben en eiektföni-

' i



.   . . •, ' ' '•-ä  , ' w ' 11 0 4

selten R «0,'tlv2  y -S F s~ÄrÄÄÄg
RtriWa+iivnfloh $ 2 Nr. 3 deä Sisnatyrgss.etzeS   . i ihiarrvi Hpilt werden. • •

Mit freundlichen Qfüßen
In V rtretung'

,

Christian DanzJer
Erster Beigeordneter
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Zukunft, Sicher. Machen

Pplizelpräsldium Aeohen     .
Der Polizeipräsident •
Herrn Polizeipräsident Dirk Wejnspach
Hubert-Wlenen-Str. 25 .
52070 Aachen ' ¦

Köln, 2. Juli-2018

Öffentliches RechtDeutschland'

_ Ihre Z ichen ,
. Ihre Nach'rlcht , . •

Unsere Zeichen'PEJ-G. ..
Name

•Telefon,. •
Telefax
ErMall

Postanschrift
50936 Köln

Antrag-, '¦l' •

auf Räumungyon Waldbesetzungen
in Teilbereichen dör Reste des Ha nbacher Forsts
zuta Zwecke der planmäßigen Fortsetzung

es  enehmigten Braunkohlentagebaus Hämbach

Em fän er: ¦ . , •, ¦

i:   Polizeipräsi ium Aachen,  , s • , -  

2. • Örtliche Or nungsbehörden

. a. ' Kolplngsta t Kerpen (Rheln-Erft-Kreis) - Der Bürgermeister
, • Herrn Bürgerm ister Dieter Spürck • , - ,

. Jahnplatz 1,.5017TKer eh •

bi. • Gemeinde Me zenich (Kreis Düren) - Der Bürgermeister .
Herrn Bür er  ister Georg GelHausen
Valdersweg 1,52399 Merzenich ' • i

'Kopie:. ' . ' '•

R ein-Erft-Kreis - Der Laridrat {
Herrn LahdratMic ael K euzberg '',!   

• ,.WIIIy-Brandt-Platz t, 50126 Bergheirp,

Kreis Dü en - Dar Lä'n rat ' ' . .
Herrn Lapdrat Wblfgang Spel'thahn.
Kreisver ältun  Düren • •
.52348 Düren,,  ,

Mlnlsferlurh des Innern des Lahdes Nordrheln-Westfalen ,
Abt. 4 Polizei
0190 Düsseldorf '- .,   >  

RWE Power ,
'AMlengesoUschaft

Huyssanallee 2 ' •
I512B.Essen
T «SEOJ 12- l'
F.+49 201 12-2 313
I www.i e.com

. Vorsitzender des
/Aufsichtsr tes;..
Dr. Rolf Martin Schmilz •

Vorstand: .
¦ Dr. Frank Weigand :
( orsitzender) .•
Ör.tersKullk ' .

¦ Nikolau  Valeriu 
¦Erwin Winkel , • .

SltzderOesellschaft: '
Essen un  Min
Eingetrag n .beim •

. Amtsgericht Essen
HRB17 20 .
Eingetragen beim

¦ Amtsgericht Mi 
HRBIIT

. Bankverblndun'g:
•Comn erz anlcMln ¦
RICCOBADEFfarO
IB Ni DE72 370  00 4

0500 1 90 00
Ollubtger-ldNr, 

I DE372ZZ00000.13073B.
USt-ldNr. DE an2 23 345
St-Nr. 112/5 1 /1032
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Zukunft,. Sicher. Machen,
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. Ministerium für Heimat, Kommunales, Bali und Gleichstellung •
des Landes Mordrhein-Westfalen • .

1  Al t. 3 Kommunales
JÜrigensplatz 1,40219 Düsseldorf.

inisterium für Wirtsohaft, Innovation, Digitalisierung un . Energie
des Lan es'Nordrhein-Westfalen
Abt VI Energie (Gruppe VIB Ber bau, Netze  n  Kerntechnik)

' Berger Allee 25,40213 Düssel orf

Bezlr sregjerung Arnsberg
Abt, 6 Bergbau und Energie  
Goefeenstr. 25,4  .35 Dortmund •   . ¦
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Zukunft. Sicher. Machen. .

.. Seite 3 '

' Antrag
auf Räumung von Waldbesetzungen

InTei Iberei eben der Reste desHambacher Forsts
zum Zwecke der planmäßigen Fortsetzung des genehmig¬

ten Braunkohlentagebaus Hambafeh
t • , ...

Ä. Einführung
k * •. *' * •, .     x y.' ' ** .

Die  RWE Pöwer AG - im folgenden auc  „Antragstellerln  oder nur „RWE"- ge  •
nennt - betreibt den jrn Kreis Düren sowie de  Rhsln-Erft-Krels (Nordrhelh-
Westfalen) liegenden Tagebau Ha badh zur Förderung von.Braunkohle.  er'
Abba   er Braunkohle erfolgt rfilttels Schaufelradbagger; . odurch eich . as fest-
gelegte Abbaugebiet kontin.uie ljch vora  bewe t. Gemäß.dem läridesplanerlsch
erbin iloüeh B aunkohlenpla  so ie den ber reohtllch zu eiassehen Betriebs¬

plänen erfol t der  erzeitige Abbau In südöstlicher Richtuhg,. auch auf  em Rest-
Gebiet des Hambäöher Forsts.. • . •,   ;.

U . den. eiteren Abbau In diese Richtung planmäßig förtsetzen zu können, Ist
zunächst die Rodung b waldeter Flächen not endig.-Diese Ist nur Innerhalb der
behördiloh'festgelegten Rodungszeifen möglich,  elche für die ko  en e Ro- •

' ungsperi,od  z isch n- em'01.1.0.2018 und dem 28.02.2019 liegen. I.m Rahmen
der am 1. Oktober 2018 be innenden  o ungsperlode 2018/201,9 soll die Ro-

. (jiung der I  südöstlichen' Bereic  des Tagebaus beflndlicheh Wäldflä hen in ei¬
ner  röß nordnung von ca. 100 ha erfolgen, u  diese nachfolgend für .'die Koh-
lege Klnpung in Ans ruch zu nehmen.-•   ...

Pie diesjähri e Rodun  ist für  en geplanten Fortgang des Tagebaus zur Ver- •
eidung von erhebliche   gfls.' nlcht mehr aufholbaren betriebllcheh Nachteilen

für den Tägebäubetrieb und damit für die langfristi e.Kohleversorgung der •
ferauokbhlerikraft erkei unbe ingt erforderlich. Der Tagebau Ha bach sichert
rund 15 % der Ener ieversor ung in N W ab. Nach de   illen der Landesre ie-' ruhg soll er ausweislich der Leitentsc eidung vom 6.7.2016 diese Fuhktidn .auch

weiterhin langfristig Innerhalb der geneh igten Gren en des Abbaugebietes
ausüben.. Nachde ,Im letzten Jahr.auf ründ von Gerichtsverfahren betrlebsseftlg
eine Rodung ausgesetzt worden'war, ist  er plaperlScH vorhan ene Zeltpuffer  m •
•W sentlichen verbrauoht Genehmlgungsrec tlich" lie en alle für. ie Rodung er-

-'forderlichenGenehmiguhgeh ollzlehbäfvor. . . .

Sowohl Im Bereic , der diesjährigen un  auch zukünftigen Rodungsfläche, als'. • •
auch' ii nerhalb  es urimittelbar hieran an renzepideh SIcherHeltsbereifihes (r nd ¦
2-fache Bau länge, bis zu ca. 70 m),  urden durch so genannte "Kohle- bz . "
Klima-Akti iste ", eine Vielzahl von Besetzun en erric tet, um den  eiteren Ab-

¦ bau  pn.Braun ohie zu erhlndern.Es handelt sich dabei zu . einen um'Ver-.
schläge innerhalb der Baumkronen (teilweise mehrgeschossige Baumhäuser)'in
uptersöhladlioher Bau eise, zü   anderen um bodennahe Bauten, Zejte und. • „
sonstige Einrichtungen, die Im Wald angelegt wurden  Die teil eise in 20 m .Höhe
lie e den Bau häuser sin  teils so besphaffen und aüsgestattet, dass sie einen
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längeren Aufenthalt der Personen 'ermöglichen. Zudem sind sie teilweise durch
umfangreiche Sellkonstruktiohen miteinander verbunden,  as einen Austausch
der jeweiligen Personen möglich macht, ohne  dass diese die Bä'y e verlassen '
tnüssen. Auch Ist davo  äuszugehen, dass auch neue unbekannte Personen

'  von außen" dazu stoßen. .Daneben wurden und werden I mer; wieder Barri a¬
den, Erdlöcher li   ähnliche Hindernisse, bis hin zu Bpmben (Attrappen) bzw, •
sog  USBVen (unkonventionelle'Spreng- und Bra.ndvprrlohtu gen),.errichtet, um

•den  ugang -zum besetzten Bereich zu ersc weren. Es Ist zu erwarteni.dasS  ie
Rodungsbereiche in  iesem Jahr na ezu fläc endeckehd mit,solc en Baumhäu-.
sem. und sonstigen Besetzungen un  Barrikaden, bele t slnd/ erden u d dass
ge en die Räu ung und Rb ürig - wie bereits aus „Äktlyisten reisen  angekün-
.digt - erhebllcher.WIderstand'geleistet wird; Naqh Lage der.DIhge steht außer  •'
Zweifel, dass die Räumüng nur seltehs  pr Polizel.durc gesetzt  erden kann. *

RWE jst weder die Anza l, ndoh dleddehtit t der derzeiti en und künfti en B -  '
setzen bekannt. Selbst der Polizei ist  ei, Angriffen auf eigenes Personal oftmals •
eine Feststellung, der  I entit ten nicht mö lich, da  ies durch diese Personell .'
gezielt verhindert  ird. Dies reicht vqn einer Ver u mung, bis hin zum An leben

; kü stlicher-Bärte/ Auch Auswejspapiere, w.elöhe eine I entifizie ung e möglichen
ür e -,-tra  n die meisten Personen nicht bei sich bz . haben iese vernichtet;' E ne Identifizierung mittels Fingerabdrücken  ird teilwelsedurc.h die Manipulation

der Fin erkuppen  ezielt verhlndeii-Berelts in.mehrereri Fällen wurden Perso¬
nen' (neben Mitarbeitern der  on der Anträgsteilerin-beauftragten Werkschutzfir- •

¦ ma auch Polizeibeamte) Im Wald massi  un   ewaltsam angegriffen..   • 

Infolge der Besetzung  äre-eine Rodun  der künftigen Abbaufläohen mit erhebli¬
chen Gefahren für  eib u d L ben der Besetzer ver unden.  uch stellen  ie ‘ :
Personen selbst, wie die Vergangehheltmehrfäch bele t hat, eine a ute öefahr *
für die Rodungstrupps sowie das zü   Sc utz der  o ungstrupps  ingesetzte ‘
Pers nal d r, da  i se  ewaltsam an' Ihrer genehmigten, gerichtlic  bestätigten
Tätigkeit gehin ert wur en, und. werden. O ne Rä mun  der Baumhäuser- un  ' •

eiteren Besetzun en Ist eine  odung  aher nic t durchfü rbar. -
, t. 4   ,

•Dies hätte zur Fol e, dass  WE die Besetzungen fakti ch dulden und den wette- -
ren  lan ä igen  enehmigten un  vol.lziehbarefi  ohstoffabbau im Tagebau ‘.
Ha  ach nicht,weiter vofahtreiben konnte. Damit  ären auch erhebliche  uswir¬
kungen auf die Energieversorgung des Landes Nordrhei -Westfalen verbun  n;
erTagebau Hambach slci ert  und 15% dieser.Energieversorgun  ab, -

Besetzungen-Im Ham aeher Porst finden-seit mehrereri Jahren statt. Nach der]  
Erfahrungen der.Vergangen eit, Insbesöh ere-i 'Zusammenhang mitZustän- .
di keitsfragen bezü lich verschiedener Behörden; Ist die Kl rung des  or e ens
bei  er Räumung rech zeitig vor Beginn der n chsten Ro un ssaison dringend
erfdrdWilch. Dies gilt insbesondere' inri Hinblic ,auf  ie a tuelle Rechts rechung-
des RGH,  onach.die Vollst ecku   von R umungsflteln gegen unbekannte Be¬
setzer nicht (mehr) möglich ist.' •

N ch dieser Rechts rechung ist  ie bisheri e Vör ehens eise: zivilrechtlicher
Titel durc  RWE Power, Beauftra ung eines G ric tsvollziehers und T tigwerden'
der Polizei für diesen in Ämtshllfe nicht (me  ) möglich.  er BGH stellt aber.äus-  
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-drößklich fest, dass In diesen Fällen der Rechtsbetroffene (RWE) nicht rechtlos
gestellt wer en  arf und sieht eine Etnstän spflicht  er Or nut gs- Und Pollzeibe-' ;

, nörden für gegeben, um Angriffe auf Reohtegüter des Betroffenen zu beseitigen ¦ •
bzw. zu verhindern. . .•  

Je nach örtlich r Bele enhelt des betroffenen Bereichs bowle je nach 'Szenariö • •
Im konkreten Fall (Art und Ort der ßesetzung, Beschaffenheit der zii räumende 
Einrichtun , Vorlregeh von Straftaten oder nicht, Bestehen.von Gefahren für Leib .' oder Leben-o er nicht..-,) kann durchaus die Erstzustähdigkelt unterschiedlicher

o er mehr.efer Gefahrenäbwehfb.ehörden ln Betracht kommen: Polizei Qnd/oder. •
örtliche Ordriungsbehörderi. ; - ,

Däher lst dieser  ntrag an den potentiellen Kreis derzuständlgen Behörden ge- ¦
richtet. Antragsinhalt jst die Durchführung der Räumung der Besetzun en, damit •
RWE am 1.10.2018  it der tatsächlichen  odung be innen kann.  elche Be¬
hörde o er' welche.der Behörden,  gfl's. auch gemeinsam-  ie Räumung verfügt, .  •, - -
ist  ür  WE Irrele ant. Relevant ist allerdings, .daas die Räumun  tatsächlich
stattfindet' nd fiierauf ein Anspruch selte s'RWE besteht, denn der BGH' at in
.seiner aktuellen Rechtsprechung ausdrückl ch festgeh lten, dass ein für den' Be-, • . •
troffenen zivilrechtlich nicht zu erlangender Rechtsschutz zu einer Einständs-
flicht der Ordnungs-un /pder Polizei ehörden fü rt. Die gesetzlichen Voraus¬

setzungen hierfür sind  egeben, wie noch'dargdstellt wir ..

Es Ist dringend,  eboten, die Zuständi keit un  konkrete Vorgehens else bei der •
Räumun  in); Vorfeld der RodUhg  erbindlich und eindeuti  festzuiegeh, damit .,
RWE Po er .am 1  Okto er 2018 tatsächlich mit der Rodung beginnen, und alle '

. Rodungsar eiten bis zum 28. Februar  019 pl n äßig a schließen  ann.,Ange- ' • " -
sichts.des AUsfalls der Rodung Im-letzten Jahr muss diese Rodung zusätzlich
zu  ohnehln anstehenden j hrlic en Ro' ungsumfa i  durchgeführt  erden. Es
handelt sich um rund 100 ha.-Aüch zwecks Vermeidung erneuter Verzögerungen .
Im Laufe der Rodüngs'periöde sowie Im Interesse eines koordinierten und äbge- . :
stimmten Vorgehens erscheint aus Sicht der Antragstellertn die Bestim ung ei¬
ner einheitlichen behördlichen Zuständlgkeitfür dle.Räumung  er Besetzungen  ¦ ' '
Ifn Hambaoher Forst,' und z ar unabhängig vom konkreten Szenario, sinnvoll und
geböten,. ' . *. ; •' ' ',

Angesichte der Umst nde dürfte festste en, dass in  einem Fall eine Räumun 
ohne £lnsatz;der Pblljzel mö lich sein wird,; hlac'  Auffassu    er Aritragstellerin
Ist  ie Polizei ih eigener'Zu§tändI kelt zur Räumung berec tigt und verpflichtet,
Aufgrund  er grundsätzlichen.Zust ndigkeit  ör örtlichen 'Ordnungsbehör en für
• ie Gefah enabwe' r richtet sich dieser Antrag dennoch gleic ermaßen an die

olizei wie auc  die örtlichen p  nun sbehörden Im Sinne  ön Gefahrensbwe r--
behörden. :   : • • '. . ' '
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1 •B. Antrag

Vor diesöm Hintergrund sowie um-den Antragsgegnern ausreichend Vp bereir
• ¦ tungszeit zu lassen, um alle für die Rättmung. erforderlichen Maßnahmen Im* De-,

tail ahzüstlijimen, stellt die Änt a stellerin daher bereits heute den  

¦ .. Antraä.   , ¦ :

, sämtliche Wal -Besetzungen Im Harnbacher Forst, die slbh In der Ro*
,   dungszone soVrle einem daran an renzen en Slcherheltsberetch von 70., .

f) Metern (der aus Verkehrssicherurigsgründen;b'el Baumfällungen.einzuhalten ist).  
befin en  rechtzeitig zu,raumen, so dass die  htragstelierln die bet ieblich
genehmig en Rpdungsarbeit n. in der Rodungssaisoh ab  e  1. Ok ober
20 B bis zu  20. Februar Z019. ungehindert  urchfUhren kann.

Insbeson ere  lrd  ie Räumung von Baumhäusern, gleich  elcher Be-
. \ sc aff nheit und Bauweise,  on sämtlichen Besetzern beantragt,  arüber. .

hinaus auch die Räumung anderer Besetzun sformen wie b ispielsweise
B setzung n in bddennahen Bauten, auf Plattformen, in Zetten, Hänge at¬
ten, Seil n, Klette geschitn Schächten, Tunnel ,.Stollen oder sonstige 
Vorrichtungen o er Gerätschaften, ein chileßllcii  er Beseitigung dieser
Vorrichtu geri und Gerätschaften selbst. , .  

Beantragt  ird auch die Räumun  von B rrikaden, S reng- und B and Vor¬
richtu gen (MSBV) und sonstigem VorrichtUngen.oder Einrich u  en,  ei-  
che den Zugang zu den Rp ungszonen einschrähken, Zu-/Abfahrten
ünd/oder Rettungswege behindern un /o er Gefahren für diö handeln en

. ; Personeri berg n  , • . . ' .
' iiy  • .. .. • ¦ ¦ .   • . ¦ • • •¦. • *.. .1

. Darüber hinaus wird  eantragt, auch sämtliche  etriebsfremden un   on \
yE nicHt autorisiert n Persone , die sich außerh lb o.g;-Vorrichtun en

- oder Gerätschaften, Ifn Wald äufhälien und entsprecbenden Aufforderun- .'
en, den  eneh igten, zum Betriebsgeiände gehöri en Rodun sbereich zu  

ve lassen, nic t Fol e leisten, zq  und ab dem   Oktober 2018 aus der.,
o upgszon  zu entfernen. .

D rüber hi  us wird eine zeitlich und inhaltlich ents rechen e  äu ung .
beantragt für Besetzun en un  Anwesenheiten auf und inri Nahbereich (5Q
m) von Zu« un  Ab e en zum Roduh sbereich u   auf  em sonsti en Be-
triebsgelände Ta ebau Hä bach (ziB. ehe  li e L 276) heute Betriebsstra¬
ße). : •; . . ¦   . . _ •

. Dieser Antrag u fass  auch dip Räumung eventueller Wiede -und Neube-.
Setzungen lm vorgenannten Bereich ab dem 1. Oktober 2018.   . ..

Wir bitten um verbin liche Zusage der beantragten   u ung ode  rechts¬
mittelfähige Bescheidung .bis S ätestens zu  31. August 2018.' •
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C. Begründung,

I. Gliederung der Darstellung zum Beleg des Vorlle ens der den
Räumüngsahspruch begründen en Tatsachen und r chtlichen ;
Voraussetzungen t .  

.. Nachfölgend wird nach   • '   . . • •' - einem allgemeinen Überblick über das, Subsi iaritätsprinzip   .), .

• - einer Rückschau a uf frühere Besetzungen und'Räumungen jlll.l.) sowie
eine  Ausblick auf die ln der Rodungssaison zti erwartende Situation Im ,
Hämbaqher Forst (Ill,2)

Im Einzelnen dargelegt, ¦

, - - dass der Antragsteilerin zivilrechtliche A sprüche gegenüber  en  Aktivis-
•' ten  auf Räumung.zKstehen (IV.) '  . .1 •.
- , dass eine gerichtliche Durchset ung dieser Ansprüche ins esondere un- ••

ter Berüc sichtigung.a tueller BGH-Recbtsprechung rechtlich sowie tat-
säc lich unmöglich'ist (V.) ...

und- '. . . ,

.i - - dass deshalb ein Ans ruch  er Antragsteilerin a.uf behördliches Einschrei¬
ten zur Räumung der Wal be'setzungen im Hämbaoher Forst besteht
(VI.), eil "•   .  

- elne'Ermächtlgungsgrundlage für die Räumung der Waldb'esetzungen
durch  ie Polizei bz . Ordnungsbehörde  egeben ist (Vl. .)

- das SubsIdlaHtäispri zip vorlie end nicht greift (VI.1.c) (2)) . .
die Abwägung der widerstreitenden Interessenvorllegend beim Eht-
schließungsermeSsen tatsächlich und auofi zeitlich gesehen zu-einer Er- '
messehsreduzierung auf Null führt ( I.3.).

II. Vorab: Verhältnis des Einschreitens der Gefahren bwehrbe ör-.,
. den zu zlvllrächtlichen Ab vehrans rüphen („Subsidiaritätsprin¬
zip )   ' •   -

• ' Die, Durchsetzung zivilrechtlicher-Ansprüche obliegt nach dem .ln Art, 20 Abs. 2 .
. GG festgele t n Grundsatz der Ge altenteilung  ru dsätzlich  en Gerichten.
Zur Durchsetzung seiner* zivilrechtlichen Ansprüche muss sic   er Bürger also

¦ zunächst gerichtlicher'Hllfe bedlene . Die. un ittelbare Inanspruchnahme.der
- •' vollzie enden Gewalt, wie beispielsweise der Gefahrenabwehrbehörden, zur

• Durchsetzung solcher Ansprüche würde diesen. Grundsatz untergraben. •'



Bn6 Ausnahme hiervon .Ist nur dann gerechtfertigt, dann aber auch erforderlich,'
wenn, dem Bürger der Zugang zu den .Gerichten aufgrüftd rechtlicher.oder' at-•
sächlicher Umstände ver eh t Ist. 1h diesem Fall wäre dem Bürger ohne Ein-
standspfllcht der Gefahrenab eh behörden, ein effektiver Rechtsschutz und da¬

it auch der Schutz seiner Grundrechte genom e .'Da dies jedoch dem staatli¬
chen Schutzauftrag zuwi erläuft und darnit verfassungsrechtlich nicht hinhehm-
bar ist, können (und müs en) die Polizei- und Ördnungsbehörden im Au nahme-
fall auch zum Schutz von zivitrechtlichen Abwehrarisprüchen 'elnschrelteri. .

Wie auch die übrigen Polizei und Or nungsgesetze der Länd r le en daher § 1
Abs. 2  es Pollzeigesetzes des Landes Nqrdrhein-Wöstfäien (PolG NRW) und
ents  echend § 1  bs.d und 2 ÖBG LV.m. Ziff.' 1.11 . Verwaitungsvprschrfft zur.
Durchführung des 0rdnung6be ördengesetzes,'(VV Ö G NRW) (zu § 1 OBG)-
fest,  ass den Gefahrenabwehrbehörden der Schutz privater Rechte hur dann '
obliegt, ,  enn gerichtlicher Schutz; nic t rechtzeiti 'zu erlangen Ist und wenn ohhe
•behördliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts vereitelt- oder  esentlich er¬
sch ert würde: So eit  emnach ausschließlich private Rec te  efäh det sind, ist
ein brlglnäree. Einsc reiten der Gefahrenabwehrciehör eh nur unter diesen Vo¬
raussetzungen möglich.    - - . , ' . . . !

.pass  ie Voraussetzungen für.elh originäres Einschreiten der Gefahrenabwehr- 
be örden vo liegen  (auch) gegeben sind,  ell d.e.r Ant agst ilerin je enfalls zivil¬
rechtliche Räu ungsans rüoh , züstehen un  ein zl llrechtllphes Vorgehen der.
Antragstellerin ge en die Besetzun en . egen aktueller BGH-Rechtsprechung
zurVpIIsfredkung vop Ürtelien gegen.„ynbekannt  keine. Aussic t auf Erfol  ver- •
spric t,  ir  i  Folge den dargestellt. ;   . • ' .

1)1. Sachverhpltsdarsteiluhg   .

1. Frühere Besetzungen und Räumungen
Waldbese zurigen Im Hämbac er Först finden seit 20.12 statt, in den Jahren
2Q1 ,2013 un  2014 wurden diese sog. „Waldcamps1  je eils von  er Polizei
geräumt, nach e  esiu konkreten Straftaten aus den Besetzungen'heraus ge-
kommöri  ar, im Vorfeld der  odungssaispn 2014/2015 wurde indes ein behörd¬
liches Einsc r iten gegen Waldbesefzungqri -sofe n es tticht zu Straftate 
ko mt.- abgele nt Daraufhin Ist es der Antra stellerih ln elnlgeh Fällen gelun¬
gen, vor ZIvKgerlchten einst eilige Verfügungen auf  äu u g ge en die unbe¬
kannten B setzer  in elner B ume zu erwir en un  a ch durch.einen Gerichts- ••
Vollzieher und dieser  iederum mit A tshilfe der Polizei zu vbllströck n'(sofern
.sich dies night infolge freiwilli er Räumung erledigt hätte oder der zuständige
Gerichtsvollzieher solche Vollstreckuh eauff rä e mangels Besti  barkeit des
•Schuldners nicht ber its a gelehnt hat). Die .einst eili e Verfü un  des LG
'Aachen vom 27.11.2014 (12 0 448/14), betreffend  as Bau hau.s'.„Neuland -im-
Kreis Düren, Ist diesem Antrag als Anla e 1 exemplarisch beigefü t •' '

•Durch Beschluss des BGH vo  13.07.20 7 -1ZB -103/16 -zu einem'nähezu -
Identischen' Saqhyerhalt steht nun aber höohstrlchte lich fest,  ass, unter den ge¬
gebenen Umständen spiche Gerichtstitel gegen unbekannte Besetzer  ohl'nicht
mehr erlassen werden, auf je en Fall aber durch Gerichtsvollzieher nicht mehr
yollstreckt werden können. Damit ist der Antragstellerln der Weg där zlvilgerichtli-
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eben Hilfe definitiv yefspsrrt. Die Göfahrenabwehrb hörden sind daher zum
Sch tz der verletzten Rechte zum Einschreiten nicht nur berechtigt, sondern In¬
folge Ermessensreduzlörung •aych  erpflichtet.  

2. Heutiger Zustand der Waldbesetzungen und
Bedroftuhgslage . ..

Nach derzeitiger Kenntnis befinden :slch aktuell etwa 30 Baumhäuser im Hämba- , •
eher Forst, der überwIegende'Tell davon sowie eine,nahezu unübersehbare Viel- . '•
falt sonstlger von J,Aktlvisten'' ferricHteter Einrichtungen der oben beschriebenen • •
Art befinde,n sich jni diesjährigen Rodungsötrelfen, sowohl auf dem Gebiet der.

! )) Stadt Kerpen (Gemarkung Bui ; Rheln-Erft-Krels), als auch der Gemeinde Mer¬
zenich (Gemarkung Morschenich; Krel  Düren). Art und Urhfang der Waldbeset- ' • ' ' •
zuhgen unte scheide  sich bereife derzeit ganz erheblich yon den Vorjahren. . . ¦.
. Hatte man es'zuvor zumeist mit Plattformen o er Hängematten und nur verein- ¦ . •

.; zelt mft etwas stabiler aus eba ten Baumhäusern zu tun, so hat seitdem ein
ganz massiver Ausbau  er Besetzungen stattgefunden. Weiter ist festzustellen,
dass  ie Gruppe der Besetzer mehr und mehr von Personen geprägt ist, die ge- • • . '' • ' 1
alftätlgen,autono en Gruppen zugehörig sind. ' , • v „ .  

Von detaillierteren Darlegun en zum aktuellen Zustand der Besetzun  wirdhler  ' '. . ''¦ . ' ab esehen, da di  Polizei .selbst'infol e Ihrer Be ehungen über  ind stens . '

gleich ertige, wenn nicht umfassendere Informationen verfügt,''als die Antragstel-
lerin selbst und diese Informationen auch.bel den Ördnungsbe örden vorliegen . .
z . von der Polizei dorthin vermittelt wer en können, pje; Mitarbeiter der Äh-V ••

tragsteileri  o er  e  von Ihr  eauftragten Ünterheh en. k nnen sich schon seit •
. längerem wenn.'überhaupt nur unter Polizeischutz in den /Vaid begeben, da sie

. dort massiven Angriffqn seitens der Besetze  aus esetzt sind,' ettere Auäbauf -  : • , ' .
t)gk6iten und-Besetzu gen sind  is  ü   Beginn der Rödungssaisö'n am-.' ¦ ' ¦

.   1. Qktober 2018 zu erwarten, 2uma| auch in einschlägi en Foren bereife seit l  -. . • '
1 .    gefem hierzu äuf erufen  ird,-s. nur: ; ... ' ' .• •  
' J'    ;  . ' . ' :

https://hambacHertorst.ord/ (Startseite): (Abruf am 22.06.201 R) , . ''
„Rodungssaison ab 1 Oktober: ¦ • .

. Ab dem ersteh O to er wird RWE erneut  e buchen das Herz ejes  t   .
Restwalde,s zu rödeh.'Wir mübseh jetzt begi nen u s. auf die kommen- •• \ • . ' •¦
de-Rodungssafson vorzubereiten, um uns den Kettensägdn so effektiv •

• ' wie  ö lich in-denWeg'zu stellen . Das bedeutet gera e:v.oratle  zu-  •
mobilisieren. Es Ist Zelt sich zu organisieren und aktiv zu werden !'\- ¦. '

-httß l//hambacherforst.ord/rodu i6ssalsbn>-18/ f Abruf am 22.06.201 ß) - ’ • . ' .

. , „Ab September wer en-wirhler Workshops geben um allen zu.ermögll.- 
• Chen, auf verschiedertö und ihnenJ.ehts rech nde Art und Welse hierzu . • '
wir en. VVir gehen alle Fähig eiten weiter,-die es braucht um einen •, • .

' Bau  zu besetzten und andere A  ionen durchzufüh en. .' •

Ab O tober werden wir  eh Wai  so großfläöhig besetzten/dass es für . '  
¦  WE unmöglich sein wird Ihn.zu roden.  . • •  

[
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httt3s://www.fende-äelaende,orft/de/ (Abruf qm 22.Ö6.2Q18) , '

„Die Bezlrksregferiing Arnsberg hat die weitere'Rodung.des Hambacher
' Forstes ab 1  Oktober 2018 genehmigt. Doch'wlr werderrda sein;,um

das.zu verhindernI  ,

• In . er kommenden Rodungsperfode ist demnach  it ganz massive  Widerstand
. gegen die Rodgrigsarbelten und die vorlaufende Räu ung zu rechnen. Da it die 
Rodungsarbeiten  berhaüpt be onnen wer en .können. Ist es unabdingbar, die
Wald- und Baumbesetzuri en ln den zu rodenden  Bereichen unmittelbar  or Be-
ginn  er:Rodung, durch die Polfzef/Or nuHgsbehörden zu räu en.' •

IV. Zivllrechtliche.Ansprüche von Rt/VE gegen die, „Klima-Aktivisten  .
RWB Power stehen aufgrun  Verletzung ihres Eigentums, berechtigten Besitzes
.so ie eingerichte en und ausgeübten Gewer ebetriebs, zivilrechtliche Ansprüche : 1
auf Räumung gegen die „Kll a-A tlyis eh'VBesetzerzu  Das Bestehen dieser - • >.
Anpp Oche wlrdim Fol enden glaubhaft ge acht, ¦¦ • .

1. Eigentums- undBesitzsitüatioh
Die.zu räumenden Bereiche im Hambacher Fors , n mlic  . , •

- dle'el et tllehe Rqdungszone 2018/20.19   - ' • '  
zuzü lich eines Sioherheitsstreifens ( oppelte Bäuml nge, d.h. ca..70  ) .' ¦ über die Grenzen der Ro ungszone hinaus ¦ -

- die ehemalige'L276 (heute Betriebsstraße), notwendig für Abfuhr des
Holzes  nd sonstige Logistik ' . ¦ 1 .
zuzüglieh eines-Sch.utzstreJfens ilnks urid rechts' er ehe  . L276 In einer .
Breite von je eils.50 m'   • •' . '

' stehen zum weit üb'erwlegenden Teil Im Eige tum'der RW - Power. D)e übrig'en'

/   Flächen (im Wesentlichen klei ere Teilfläche , im Bereich der vormaligen öffentli-
. chen Straßen) stehen aufgrund entsprechender Überlassungsverelnbarungen im
berechti ten Besftz, un  somit im berg aulichen Nutzungszu riff der RWE Power.
AG; Der gesamte in dem als AnladaZ beigefügten Pla  (schraffiert)  arkierte
.Bereich stehtim  er baulichen Nützun szu Hff  er R E PoWer AG. Alle zur
Räu un , beantra ten Flächen befinden sich Innerhalb dieses Bereic s. Zwi¬
schen Ei entum un  Besitz infolge bestehender ber baulloHef'Überiassungsyer- . :

, fr gei • wir  doft nicht unterschieden, da das eine  ie aas andere zur uneinge¬
schränkten Inanspruchnahme für bergbauliche Zwec e  erechtigt

Bezüglich der konkreten Rödungszone.WIrd auf  ie bereits der Polizei überlas e- •
nen Pläne sowie die i  Zuge deir weiteren Vor ereitung der Rodung'ggf. hoch zu .'
erstellenden un  zu. übergebenden Pläne Bezug genommen. Diese Pläne kö ¬
nen den Ordnungsbehör en; natürlich weitergegeben-oder bei der Antr gstellerin

.   ah afragt werden.. Um nach Möglic keit zu  erhin ern, dass Details  ber dle vor- •
gesehene Rodun  bereits frühzeitig an die Öffentlichkeit  zw. zur Kenntnis  er
Besetzer.gelangen. sehen- lr von eine  Beifügun  genauerer PIäne zu diesem   .
Antrag,derzeit ab. Weitere Fläne un  lnfor ationen können deh Polizei- urid ,
Ordnungsbehörden bei Bedarf selbstverständlich jeder eit vertraulich zur Verfü¬
gun  gestellt werden. , , • ' , . • •
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Y • Die Antragstellerln ist Inhaberin - teilweise als jurlstlscha Pprsori, teilweise Infol¬
ge entsprechen er Ver inbarungen rpit verbundöhen Unternehmen - von Berg-
beuberechtigungen für den Abbau von Braunkohle auf den  egenständlichen

, •. Flächen. ' '     , '  

2  Genehmlgungssituatfon 1
Der Braunkohlenabbaü im. betroffenen Tagebau Hambach so ie die vorgesehe-

. nen Rodungen erfolgen auf der Gründläge erteilter und beständskräftiger bzw.' ' '
volizlehbarerlandesplarierischerund bergrechtllcherGenehmiguhgön. •.>'. • Der Braunkphlenabbau im fagebau-Hambach erfolgt auf der Grun lage des

j) Braunkohlenplans Hambach Teilplan 12/1, aufgestellt vom Braunkohlenäus-
• schuss als, zuständigem.,Gremiu  für die  raünkohlenpianung in Nordrhein- '

. • . Westfalen am16,/.17. Dezember1976 und mit Erlass vom 11, Maj 1977'vorh Mi¬
nisterpräsidenten des  _ändes Nordrhein-Westfa|en geneh i t. Er. ist verbln li- •

•. ches Ziel der Raumordnung un  Landesplanung urtd als solches zu beachten. \

Der Braun ohlenabbaü ira Tagebau Harffbach und die Rekultivierun  d.es abge-  
bauten Bereloha als Gesam  orhaben erfolgen' auf der Grundlage vier aufelnan- . ¦
der auf auender, jeweils in sich nicht abgeschloss ner Rahme beirlebspläne. •.

: Gegenwärtig und bis 2020;bewegt sich derta ebau in  en'rä'umiiohen .Grenzen  
des bestao skr ftigen zweiten Rahmenbetriebsplans für die Fortführung des
Ta ebaus, Hartibach von 1996-2020, der mit Bescheid vom 17. Au ust 1995. '
zugelassen und mlt Zulassun  vo  21.0'2.201t'aktualisiert wurde..
Die Zulassung,  es driften RaWmenbetrlebspläns für die Fortfüh ung des Ta¬

ebaus Hambach von,2020-2030,erfolgte am'12. Dezember 2014. Auch dieser
;Rahmenbetriebsplan'und seine Zulassung sind vollziehbar.'Rahmenbetrlebs- '

• . • planzulasspngen haben lt. höchstrichterlicher Rechtsprechung die feststellende
irkung;, dass dem Vorhaben Gründe des Gemeinwohls nicht entgegenstehen. • •

-  Dife In der Ro u gssaison 2018/2019 z  'Rodung vor esehenen Flächen befin-
< JJ . d en sich im räu  ohen Gelt ngsbereich sowo'hl.des z eiten, als auch teil eise
' (soweit der der Vorfeidfrel achung nachfolgende Tägebaubetrieb ab dem  

• 01;01.2020 erfolgt) des dritten Rah enbetrlebspians. '

Geneh igungs r n lage für den'Abbau etrleb elnschließiich der vorlaufend ' '
hot endlgen Vorfeldfrejmab ung (hierzu  ehören auch die beabslo tlgten Ro-
ungsarbeitenjistderjeweils geltende Haüpt etrlebspJan.Dies ist gegen  rtig' '

der Häuptbetriebsplan 2018-20 0 für den Tagebau Ha bach, der von der
¦. BezIrksre ierung .Arnsberg mit Bescheid,  om 29. März 2018 unter Anordnung

• er sofortigen Vollziehung zugelassen wurde. Die vorgesehenen-Ro ungsmafi- '
nahmen sind Gegenstand dieses g ne  igten und sofort volfeiehbaren Hauptbe¬
triebsplans 2018- 020, Ih  Hauptbetriebsplan  ird festgelegt, dass die vorgese¬
henen Rodungen - aus Natufschutzgründen allerdings erst ab dem 1. O tober '
2018 - zulässig sind, . 1

Für die Ro un  eines, Sicherheftsstreifens entlang  der e emali  n L276 (heute
Betriebsstraße) wurde ein Son erbetriebs lan beantragt, de sen Zulassun  un¬
ter Anordnung dersofortlgen Vollziehbarkeit ii  Kürza-erWartot wird. -•

V
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: 3.. G richtsverfahren .
Am Voriiegen und der Vollziehbarkeit sämtlic er für die Fortführung des Tagebau. • '' ¦ Hambach einschließlic  der Rodung erforderlichen Genehmigurigeh än ern die ,

derzeit anhängigen Gerichtsverfahren nichts*

Die seitens des BUND vor dem .Verwaltungsgerloht Köln (VG köln) erhobene  ,
Klage gegen den Hauptbetriebsplan 20l8-2020. hat aufgrund der ängeördneteri
.spfortigen  oIlz[e baf elt.keine aufschlebehde Wirkung. E tsprec endes  ilt für ¦¦
die Zulassung des 3 . Rahmenbet lebsplans. Dessen Sofortvollzug wurde ange- . . •
ordnet; nachdem das VG Köln mit'Urtell vom 24.  .201/ erstinstanzlich die  .
•Rechtmäßigkeit derZulassgng best tigt hatte. '. ., ¦ ' 1 '

4. Politik . ' •'

Am 5. Juli 2016'hatdieNRW-Landesreg.Ierun dieaktüalislerteLeltentscheldung < i.
„Eine'nachhalti e Perspekti e für das Rheinische Revier 'verabschiedet. Däniach -
ist die Verstromung der regionalen Braunkohle nach wieyor eiri.zentraler Eck- '. .
pfellerder Energiepolitik des Landes.-Öer Abbau det Braunkohle ist zur Energie- / .' gev/Innun  erforderllch, Insbesondere weil es sich um elnen sicheren, kosten- . ,

günstigen und verfü 'bären, ohstoff handelt. Der Entschei ungssatz 1 der bei-;
tentscheidung aus  dem Jahr 2016 bekennt sich unverändert zur Erforderlichkeit / • '
des Rraunkohienabbaus im- Rheinischen- Revier Und stellt u.a. fest, dass die für ".

•.  e'nfagebau Hafnbach.festgele tertAbbaugrenzen unverändert blelbetl.'Äuch ;
die heue Lan esregierung hält an den bisherigen Einschätzungen fesbupd b.e-  
räfti t i  Ko lltionsverträ  2017-2022  ie Be eutiing der Braunkohle für die   . ' ' .'
Energieversorgung.    •   • •   :

¦Am6 'Jum20l8hatdie.Bun esregierüngdi'eKommlsslon„Wachstum,Struktur- 
wändelun  Regionalentwicklüng  ein esetzt, welche Vorsc läge für einen proak- - •
ti en und sozialverträglichen Stru tunwan el ln den Braunkohlereglqnen.der j • •• '
.Bundesre  blik Deutschlan  erarbeiten,soll. Die Ergebnisse der Kommission, dis' .
frühestens Ende 2Ö,1'8 voriiegen  erden, und anschließen 'In ein-Gesefe e- 

; burtgsverfahren münden solleh, haben ersichtlich auf die ab 1Oktober 201.8  .
e lante Rodung zeitlich und In altlich keine  Einfluss,:' / ' v

Im Ergebnis liegen "damit-sämtlic e für die Rodung erforderliche Geneh igun en •
in vollzie l arer Form vbr. Die vöfgesehenen Rpduhgen sind damit rechtmä¬
ßig und ab tle  01.10.2018.durchführhar.   ': ••

Falls und soweit  ie obigen Darlegungen als nicht ausreichen  angesehen wer-.
denundet adleVörläge-dervorstehen aufgeführtenGenehmigun sunteria-
gen, weiterer  ldentums- und Basltznaoh elss und/oder-sonstiger Bele e und .

• Nachweise für erfpfderllc 'gehalten- ird, wird um entsprechende Mitteilung ge-,
beten. Die g nannten. Unterlagen sin  teil eise Öffentlich, Jedenfalls bei Behör¬
en verfü ba  un  können auch und an e  falls bei ßedarf ( gf. 'auszugsweise) •
or elegt und/o der  estimmte U stände g f. ander eitig, wie e,twä Im Wege " • ,

- eidesst ttlicher Versicherungen-, .glaubhaft .gemachtwerden. •
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5. Räumungs-und Herausgabeansprüche Im Einzelnen

a) Ans  üche aus Eigentum .
D/e Besetzung i/ori,Bäumen und des Waldes auf den Im Eigentu  und Besitz
von RWE'stehentJen Gaincistücken führt dazu, dass RWE die konkret besetzten
Flächen nicht mehr nutzen kann und ihr der,Besitz hieran  ollständig. orehthak •
ten wird.* Im Verhältnis zum Gesämtgrundstück'führt diese Vorenthaltung ziiel- •
ner Beeinträchtigung des Eigentums.

Herder In Palandt, 76l Auflage 201 § 858 BGEl, Rz. 3 ' ' .

• Dieses Zusa mentreffen aus BeSitz orenthaltung hinsichtlich einzelne  Grund-.  
stückstelle und .Beeinträchti ung hinsichtlich des GeSämtgrundstücks führt  azu,. ¦ •

•; das? .Herausgabe- und  eseitigungsansprüche nebeneinan er zur Anwendung.
gelangen.  ' • . . • • \ ; .

Baidus ln Münchner Kommentar zum BGB, 7 . Aufl. 2017, §:1004, Rz. §9; Herder In
•Palalidt, 76, Auflage 2017> §• 10Ö4  GB, Rz. 5. • '

In B zug, auf  as Ei entum sind daher Ansprüche sowohl aus §985 BGB, als ;
•auch aus §'1004 Abs.-1, BGB gegeben. •

(1) Ans ruch auf Herausgabe'der konkret besetzt n Flächen nach § 985
• BGB '  r.

Gemäß § 985 BGB  ann der Eigentümer vom Besitzer die Herausgabe der .Sa- •'
. , che verlange  Erforderlich hierzu Ist eine sö  enannte. Vindikatlpnslag'e, welche. .

.. dann yorliegt,  enn ein Dritter eine Sache des Eigentümer  besitzt, ohne  ierzu ..
ber ch igt zu,.sein. Sachen i ri Sinne  ieser Vorschrift sind auch Grundstücke.,
mit in unbeweglic e Sachen. .  •

Dörrler in Schulze, Bürgerliches G setzbuch, 9. Aufl. 2017, § 90, Rz. 5.

Die von  er Besetzung betroffenen Grundstücksflächen stehert.zum ganz über-
• wiegenden Teil Im Eigentupi der RWE Power AG.   •. . . .

Die „Aktivisten" befin en sich im .Besitz  er jewefis besetzten  lächen. Unab äm .  .
• . gig von der Frage der Rechtmäßigkeit wird der Besitz einer Sacnegemäß § 85 
' Abs/1 BGB durch'die Erlangung der tatsächlichen Gewalt über diese Sache,er-
¦ worben, in  essen tats chlicher Gewalt Sich-eine Sache befindet, hän t maß¬

geblich von der Verkehrsanschauurig ab, aisö von derzusammenfässendeh .
Wertung aller Umstände' es Je elligeri Falls ents rechend, den Anschauungen'' .
des täglichen Lebens'..; ' ;   ' . .

• BGH. Urteil  o  30.01.2015, Az.'VZR 83/13, Rz. 24-durls • ' ' .

Hierb i sind Insbesonde e die'tatsächliche Herrsc aftsbeziehun , de en Dauer  
. ¦ und Erkennbarkeit, die räu liche Beziehung, sowie das äußere Erscheinungsbild
zu betrachten.   t ..
• * , v   . - ' *   *

• -'' Aufzäfiluhg bei Göfz In Beck-onllne Ko mentar, Stan  Ö1.06;2017, § 864 BGB, Rz.
. • 69. • ' ¦
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im vorliegendeh'Fall haben die „Aktivisten  eine unmittelbare physische.Einwlr- •
kurigsmögllchkeit auf die  esetzten Grundstü'cksflächeh; weiche Ihhen den urimlt-   , •
telbaren Zugriff auf  fese-Flächeh ermöglicht. Diese Einwirkungsmöglichkeit ist
von Dauer und wird durch. (Sie . ktivisten  selbst nach außen offensiv kenntlich".
gemacht. Bel.zusamitienfassender Be ertung der Umstände, gepaart mit der ' ¦
massiven, teil eise  ewaltsamen Verteidigung der Baumhä   r, sowie des äu-.

: ße'reh ErscHeinungsblides kann an eine  Besitz seitens  er „Aktivisten -k;6ih : ¦
Z eifel beste en. , I' . • . •

Eine Berechtigung zum Besitz s itens der „Aktivisten" besteht nic t. Eine solche ' •
er ibt sieh  eder aus döiri Gesetz noc  aus Vertrag. Auf,  as Wal. gesetz: önnen
sich die nAktlvJsteh' spätestehs zu   eitpun t  es Rgdungsbe lhns nlcht'(mehr)

,  e'rufen1 aessichhunmehr.um.Betriebsgeländeun nlc tmehrum„Wal "'
handelt. Aus der Tatsache, dass ge en die Personen bisher nicht rechtlich vor¬
gegan en worden ist,, lässt sich ein Besitzrecht nic t ableiten. Der Besitz .der „A -
tlvisten i beruht einzi  u d allein auf .der .pra tisc en und rechtlichen ÜhmögJJch-
keit eines gerichtlic en Vpr ehens ge en di  unbekannten un  nach Za l und  •, \
Zusammensetzuhg sfän ig wechselnden. Personen. Hierzu wird nachfol end
unter V. noch, näher ausgeführt. Ein Wille, yqn RWE, den „A tivisten  ein- auch

.nur vorübergehen es - Besitzreeht elnziiräumen, kann hieraus nicht gesc lossen
' werden un  besteht natur emäß nicht. . . ..   , ' • •

Als Ergebnis hat RWE damit einen. Anspruch gegen die jeweiligen „Aktivisten" auf.
Herausgabe der  on ihnen in Besitz geno menen Grundatücksflijichen, mithin • .
einen Ans ruch darauf, dass diese die Vorenthaltung  es. Besitzes beenden uhd
, das Grundstück Verlässen. , •' * . ' • 1

•   . * *   * * ..   *,

(Z) Anspruch auf Beseitigung der Beeinträchtigun  nach §.1004 AbsM
BGB' . ,

.  ird das Ei entum, in anderer Weisö als durch Entziehung oder Vorehthaltung
es Besitzes beeinträchtigt, so. kann, der Eigantümeir nach § 1004  bs.   BGB die  • •

Beseiti ung der Beeinträchtigung vom jeweiligen Störer verlangen. Notwendige • • •,
Voraussetzung dies s A sp uchs ist folglic  eine Beeinträchtigung des Eigen¬
tums, die weder ln dessen Entziehun , noch in einer Vorenthait ng des Besitzes
¦besteht;       ¦  

Zwar führt die Besetzung einzelner Grun stücksteile zu einer Vore thaltung des ' . . •• •
Besitzes eben dieser Teilstücke, gleichwohl stellt sie in Bez g auf das Gesamtr  
grundstüc  "lediglich" eine Beeinträchtigung des Eigentums dar, da der Besitz
a 'Gesamtgrundstück nicht entzogen, sond rn "le i lich" gestört  ird. • . '

so auch Herder in Palandt! 76. Aufl. 2017, § 858 BGB, Rz. 3 m.w.N. 

. Die Vorenthaltu g des Besitzes lediglich einzelner Grundstüc stelle ste t damit' einem Anspruch nach § 1Ö04 Abs, 1 BGB in Bezu  auf das Gesämtgrun stück

nicht entgegen, , / , . '
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• Eine Beeinträchtigung des Eigentums'liegt in Jedem dem Inhalt äes Eigentums   ;
wldersprechencien. Ei griff In die rechtliche oder.tatsächliche Herrsc aftsmacht -
des Eigentümers. . • *. ; .. f  .. " . ' ' •-

¦ ' Herrler In'Palandt, 76. Auf]'. 2017, § BGB, Rz, 6. • ' ' ' " "

' Maßgeblicher Inhalt  ieser He rrschaftsmachf Ist die ln § 903'BGB geregelte Be¬
fugnis  es Eigentü ers, mit seiner Sache nach Belieben zu verfatire  und Än e? • n
re von jeder Einwir ung auszuschlleßen. Den Eig ntümer eines Grundstücks
berechtigt  ies  arüberiu entschei eni wer cfas Grun stück betreten  arf und zu •   . ' . -
welchen Be.djn ungeh dies.er ögllchtWerden soll. , •: •• • • . • • . . •

. BGH; Ürteil vom 01.03:2013, Az.  'ZB 14/12 «rjurls .; • . • '

Die Besetzung von Grundstückstellön grelft l'n diese der RWE züstehende Be-   '
fü nis ein. Zugleich wlrd hierduroh die für einen Rohstöffabbau zwingende Ro- ¦ . ' • •. '
düng der betreffen en B'äume  erhin ert, da eine solche a fgrun  der damit I  ' •
Züsanimenhang stehen en erheblichen Gefahren für Leib lind Leben der „Akti- - . '
visten nichtmögJichlst. Auch das Recht, eine solch'e Ro ung vorzuhehmen, fällt
- vorbehaltlich-nobwendiger be ördlic er Zustimmungen-unte  die. In § 9Ö3 BGB •
geregelte Befugnis des Eigentümers., De nach liegt'eine Beeinträchtigun   es'Gesam grundstücks vor, welc e auch  egenwärtig'andauert-. • '. . ; iS- ,

Schließlich muss der in die Herrschaftsmacht des Eigentümers eingreifende Zu- '. :
stand, vorliegend also das Betreten  es Grun stücks und die .Verhinderung der . . • .
Rodung durch die „ ktivisten ,'rechtswi ri  seih. Rfe'chtswl rigkelt liegt  or, so- . .' " - i
eit der Eigent mer diesen  üstan  nic t zu'duf en verpflichtet Ist un  wird Im „ - • ' , .

Übrigen bereits  urch Vorlie en ei er Beeinträchti ung Indiziert. ' . . • . 1

BGH, Urteil vo   04;12.1970, Az.,VZR 79/68, fe, 13-Juris ' ' '    

Gründe, welche RWE zur Duldung der'Besetzungverpf lieh Jen, sind wede 'er¬
sichtlich noch von den ,/i ti Isten  dar elegt oder bewiesen. Ein Bewusstsei  der . •  ,
Aktiviste ", dass: deren Handeln rechts idrig ist, Ist nicht erforderlich, • •

Herrler in Pa)andt,'7(k Aufi.  017, .§,1004.BGB,.Rz. 13, ' '   '

egt aber unabhängig davon  or, wovon die vielen Einträge Im Internet zeugen.

nabhängig  avon, ob  ie Voraussetzungen des Art. 8 GG Vo liegen (hierzu VI.
1. a)(1)i kann sich auch hieraus'keine-Dul ungspfilcht von RWE ergeben, da die ¦
Versammlungsfreiheit nicht dazu berechtigt, .Grundstücke gegen den Willen'des ' . , '
Eigentüme s zu betreten;

Auch aus § 2 Abs. 1 des Landesforstgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen ' ' ' .
(l_Fo ) ergibt .sich eine Solche Dul un spfltcht nicht, da  ip  Aktivisten  niit ihrer 1 ,,

¦ Besetzung offensichtlich keine Erholungszwecke  erfolgen. ¦

SonstigeRec tfertigungsgrün e,yveloheeineDulduhgspflichtfürdieAntragstel-' lerln begründen  önnten, bestehen nicht. Insbesondere bestehen gegen die ge- '   .

, neh  gte. und erlau te'Betriebstätig eit der'Äntrags'tellerl   eine Not ehr-oder   '
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• : Selbsthüferechte ge  . §§ 227,229 BGB, Dies wurde bereits In zahlreichen Ge-
rlchtsyrtejie.n festgestellt. ; . ' • ; . . • .

LG Köln 26 O 151/15, Urteil vom 09.01.2017 (AbseilaktionH mbach-
bahn)L • . . ¦  

. Insbesondere kann der Beklagte sloh entgegen seiner Auffäßtsung .
auch night auf einen Rechtfertfgungsgfu'nd i.S.d. §§227,22$ BGB;

. § 34 StGB oder Art. 2 Abs. GG berufen, ' a  ie Vo aussetzungen evt- ,
. • d.ent nlchivorllegen. Die Been igung der staatlich genehmigten Koh-' .
j) Je förderung un  Verbrennung  urch die Klägeri  kenn der Beklagte  

angesichts  es G'ewaltmonopols des Staates nur durchelne.gerlchtll- ¦  
. che Geltendmachung seines Anliegens bzw. pblltlsches Engagement '

'•'   erreichen. Die eigenmächtige Verletzung der genann  n Rechtsposl- J' •
onender Klägerin ist dagegen von sämtlichen In Frage kommenden

• Redhtfertlgungsgcünden nicht erfasst  ' ' ¦'

•   • Rechtsfolge des § 1004 Abs', 1 BGB ist.der Anspruch des Grun stückselgentü-
-i iers auf Beseitig ng der Eigentumsbeelnträchtlgüng gegen den oder 'die Störer.

' •   BGH, (Jrteif yom .Öl.'f2.2006, Az. VZR112/06, Re. 6-.Juris . •' , . . ' ' •

, Da die das Grundstück besetzende  Personen die Eigentumsbeelnträchtlgüng . '
durch ihr Verhalte  adäquat verursg,eht haben, sind sie Handlungsstörer un 
können nach § 1004 BGB'Fn Anspruch genornrhen werden. .

• ,BGH, a.ö.O., Rz, '9 - Juris  ' • ' ''   ! ' '/

. Wie auch bei dem Anspruch aus §985 BOB  ann die Beseitigung der Etgen-
:' ) '. 'tumsbeeinträchtigung nach §. 10p4 Abs. 1 BGB nur im Verlässen des Grund*

. ' stücks lie en. Ein solcher Anspruch steht RWE materiell ge enüber  en • „Aktivis-
ten"zu.:   ; •;  

b)  Ansprüche aus Besitz , , ,.
Soweit die besetzten Grundstücke nicht Im Eigentum der RWE stehen  bestehen ¦ •

' Besttzschutzarisprüche. hach den §§ 8.61,882 BGB. I ür die Im Eigentum .von .
'RWE steh nden Gründstücke'treten diese Besitzschutzansprüche neben  ie1,
vorstehend,dargestellten Ans rüche aus den §§ 985,1004'B B. .

(1). Anspruch auf W.iedereinräumüng. des  Besitzes der konkret
b se z en Flächen hach § 861'Abs. 1 BGB

' . . Da  WE durch die „Aktivisten  der Besitz an den konkret besetzten Flächen voll-
5 ständig entzögen ist, besteht diesbezüglich ein  nspruch auf Wle ereinräumung

des.Beslfees "gemäß § 861.  bs. 1; BGB,, da die Besitzentziehung durch die „Aktl- •
. visten  im Wege der verbotenen Eigen acht .erfolgte: Eine solche iibgt  emäß1 

>. § 858  bs. 1 BGB dann vor, wenn dem Besitzer der Besitz, ohne sein n Willen
. entzogen wird bz . .er ohne seinen Willen im Besitz gestört wird und das Gesetz •    
diese Entziehung o er Störung picht  estattet. Du ch  ie Besetzung einzelner \
Tellflöchen wird RWE der Besitz ah eben diesen Flächen entzogen, ohne dass
dies Ihrem Willen ents richt. Auch elh0.gesetzllche Gestattung  ieses Besitzen 

(
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. zuges  e t nicht vor. Fol lich steift die Besetzung verbotene-Ei enmacht; dar; • '-
durch welche RWE der Besitz an den kon ret.besetzten Flächen entzogen 'wird.

Da die „A tivisten" demna h gege über der:RWE fehlerhaft I.S.d. § 861 Abs. 1
BGB besitzen, hat  WE einen Ansp uch auf Wiedereinräumung des Besitzes .

i.   gegenüber den „Aktivlsfen . <   ' ..

¦ {2) Anspruch auf Beseitigung der Besitzstörung nach § 862 Äbs„1 BGB
• Da- die Besitzentziehung hinsichtlich einzelner Gründstücksteile auch eine Be-

. sltzstöruhg hinsic tlich des, im .Besitz.von RWE befindlichen Gesamtgrunds ücks
. durch verbotene Eigenmacht der jA tivIsten"  arstellt, besteht darüber hinaus ••

' ¦' auch ein Anspruch auf Beseitigung  er .Störung gemäß §.862 Äbs. 1 BGS.

c) A s ruch aus eingerichtete  ünd ausgeübtem Gewerbebetrieb
Ein Anspr ch- von RWE auf Beseitigung und Urtteriassung.der Grundstücksbe- '

• • setzti g bestehtzudem aus Ihren Rechte  af  eingerichteten und ausgeübten
Gewerbebetrieb, verbunden mit den an den betreffenden Grundstüc en, beste¬
henden Bargbau erechtiguh en. Auf die  igentums erhältnisse ko mt es hier-
bef nicht an. - : >•   1 •

• • Das Rec t am eingeric teten und ausgeübten Ge erbebetrie  stellt ein  on  er
.• Rechtsprechung ent ickeltes und anerkanntes sonstiges  echt i  Sinne des'
§ 823 Abs..-1 BGB dar  . ; - - ?

•- Vergleiche nur BGH, Urteil vom 26.10.195f ; Az. I ZR 8/51 = N W, 1962,660

.Die G  ndstücksbesetzung  er „Aktivisten  ist als.reohfe l rl er Eingriff In'dieses •'
. '-Recht zu  erten."  • •'  

!   , Unter den1 Be riff des Gewerbebetriebes fällt all.däs,  as ln seiner Gesamt eit
• denGe erbebetrieb.zur Eritfaitung.und Betätigung in der Wirtschaft „befähigt,
¦ J Insbeson ere BetrleBsräüme und .-'-g/:undstüc e1 Maschinen;'Gerätschaften sowie '
"Elnrlchtungsgegeristände und Warenvorräte. . • " ' .

BGH, Urteil vom 09 12.1958, Az. VI ZR1'99(5/, = NJW'.1959,479- .   : ' .

Damit  ehören die besetzten Grundstücke, welche zu ünftig zum Z ecke des •
• RohstoffabbäuslnÄnspruch genoIn en wer en sollen, unstreitig zum Ge erbe-, '

¦ • betrie  von R E. . . . ',  

Durch, den Schijtz des eingerichteten und ausgeübten  ewerbe etriebes soll das .
Unternehmen in seiner wirtschaftlichen Tätig eit Und in seinem, Funktionieren vor
widerrechtlichen Eingriffen bewahrt  erden. Um elne uferlose Haftung zu ver-;'

elden, muss der Gewe bebetMeb Jedach."In qualifiziert r For "  etroffen seih,
weshalb etn so e annter "bet le sb'dzo eher Ein riff gefordert  ir . Ein solcher
e t vor, wenn sich der Eing iff gegen'den Betrieb als solchen richtet und nicht

le iglich vo  Gewerbeb.etrleb ablösbare Reehtsposltlonefi betrifft.

' , • BGH, Urteil .vo  00.02.2014, Az. I?R 75/13 = NfjW-RR 2014,1508'   •' '



Zukunft. Sicher. Machen

Die Betriebsbezogenhelt eines Eingriffs kann sich auch aus dessenJendenz
ergehen,.insbesondere wenn es in der Wülehsric tun  des Verletzers liegt, durch ' ;

• bestimmte Maßnahmen den Betrieb, zu beeinträchtigen.

. '  BGH, Urteil  om 16.00,1972, Az. lll ZR'l 79/76 = NJW 1977,1875

;   Da durch die Besetzung  en Grundstücke der. Abbau der darunter lagernden Koh- •
. I'e verhindert wir  und der Rohstoffabbab gera e den Keri   es .Gewerbebetriebs

de  Antragstelleiin' ausmacht, liegt unzweifelhaft ei  betrlebsbezögener Eingriff , ¦
., , '    or. Belegt  ird dies.zudem durch die Von den „Aktivlsteh" zum Ausdruck ge- '
i . brachte Willensrichtung, mit ihrer Grundstücksbesetzuhg gerade,den Kphleabbau
- verhindern zu woileh. . . ,   V • . .

' Ob. ein solcher betriebsbezogener Eingriff rechtswi rig'ist, bestimmt sich anhand
. - einer Inte essens-und Güterabwä un .i  Einzelfall. Rechtswidrig, ist der Ei griff,

dannt  enn das Schutzinte esse des Geschädigten dle'schutzwürdigen Belange . •'  
. •-. des Schädigers überwfegt. Zwar mö en die von den Besetzemals maßgeblicher' ,

Be eggrund benannten lhteressen des Klimaschutzes grundsätzlich anerken-
• nens ert seih. Die Entscheidung'darüber, ob und inwleweit diesen Interessen
. . ¦ •  echnung'getragen wird, Ist je och eine politische und o ilegt  er jeweili en
•  Staatsreg erung. Hat diese Ihre Entsch ldung In Gesefzesfarm gegossen und

ehtsprioht eine,  ehör lich zugelassene Tätigkeit-wie vorliegend der  ohstoffab- ' ¦ '
baü - diesen gesetzlichen Anfofderungen, sind gezielte Eingriffe In diese Täti keit ' ' . .  

' . nicht schutzwürdi . Darüber hinaus ist die überra ende Bedeutüng  er Sicherung • • ••
der Energie ersorgun  für  as Ge einwohl zu berücksichtigen. Diese Ist als öf-,
fentllcheÄuf äbe.vongrößter.Bedeutuhg und zur Sicherung einer'mehschen- .
ürdigen Existenz unumgähglioh.   . ! . . '  

' '¦ Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 17.12.2013, Az; 1 BvR 3139/08,I BvR' '
I  J  3380/08, Rz. 286   ... <•/. . •

'. Ari er Reohts jdri keit des  ingriffs kan  demnach kein Zweifel,  estehen;  •

Soweit ein; rechtswidrige  un  schuldhafter Eingriff In ein sonstiges'Recht im Sin- ¦   ¦ '
ne des § 823 Abs. 1 BGB  örliegt, Ist über die Anwendung des § 1004 BGB ein  - . •
diesbezüglicher Beseiti ungs-und UnterlaSsungsanspruch durcfidle. Rechtspre- .

• chung anerkannt (sogenannter quasi,-rie atorischer Beseiti ungs-upd Ünterläs- " , , ¦ •
sungsanspruch). ' . • .   • '. ' • ' , . .

• Vgl.S ohnh'el erlri Beok-onlln6Großkommentär, Stand 01.0 8.20i7, § 1004.BGB,. • ' '
' ¦ Rz. '13 unter Verweis auf die Gm'ndsatze htschelduhgen'RGZ 60, 6 sowie RGZ148, '

.' •  w). . . . • . .   •• ' ...

Da.die „A ti isten  vorliegen  den eingerichteten und aysgeübten  e erbebe- .
trieb von R .E in rechtswidriger und schul hafter Welse beeinträchtigen, Ist ein •

.  iesbezügliche  quasi-ne atorischer Beseitl ungs-'und Unterlassungsanspruch  
gegeben. • '

' d). Keine Ver irkung der Ansprüche \..
Die Ansprüche sind schließlich auch nicht.ver irkt. Verwirkun   ann'eintreten, .  /'
wenn de  Anspruch vom Berechtigten über l ngere Zeit nicht geltend gemacht

¦  wo den ist und der-andere feil sich nachde    samten Verhalten  es ßerech-. • •••

RWE
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tigteh dara f  instellen durfte und sich auch tatsächlich darauf-eingestellt hat,
, dass'.dieser das Recht auc  In Zukunft nicht  eltend mac en wer e.

' Sutsohet ln Back OK,  43, Editiöh, Stand 15.06.2007, § 242 BGB, Rz. 131

• Zwar hat RWE  ie ihr zustehenden Anspr che gegen einzelne „Aktivisten , bisher.
nicht kon ret gelte d  emacht. Eine Geltend achung erfolgte allerdings ln der
Presse un  ebe falls In den Ges rächen „Hämbadher Dialo ", die Im Juni 20.18 •

•• von der Gegenseite einseitig b'ee def wurden., Die Vor ehensweise bei der' Gel-  
tendmaohu   der Ansprüche beruht einzig auf den unter Ziffer V. dafgedtöllteh .
praktischen und prozessualen Sch ieri keiten,  ere . Ursache Im Verhalt n der

• „Akti isten - be ründet  egt sowie  em' Umstand, dass eine unterjähri e Räü-' .
mung   auch nac  Auffassun  derrPolizei. - slnnlos   re,-dä es unver üglich zu '

; einer .Neubesetzung ko men'wür e. Vor diese  Hintergrund durften sich die   .
,/Aktivisteh  auch nicht darauf einstelle'h,  ass diese Ansprüche nipht  ehr  el> '
tsnd gemac t  erde'n.-im Gegenteil lässt sldh aus. dem erhaiten der. efsorieh.
und entsprec enden Äußerungen klar entnehmen,, dass diese sich einer Gel¬
tend achung voll be usst sin : Es- arf-auch unterstellt wer en; dass sich „her-
umgesp'röch'en'' hat, dass dle Aniragstellerin die Besetzun   on Bäumen.ln Ro-'- '

ungsstreifen ln. den Vorjahren soweit erfor erlic -  ittels einstweiliger Vörfügu  •
gen durch esetzt  at,- zumal d e Verfügungen teil eise den. Besetzern  grcft per- •.'

•' sö liche- Übe gabe: auc  zuges öllt wo den sind,. Hinsichtlich des unverjährbaren
. Heraus abea'nspfuchsaus .§.9fi5B.GBkanneine Ver irkung zude  hür darin . • >

angenommen werden, wenn- sich die,Verpflichtung,zur. Herausgäbe für  en Be¬
sitzer als schlao thl.n urierträgilch darstellt; • •

B H,'Orteil vom 16.03.2007,  z, VZR-190/06,Rz. 10-, jur/s. '   ' '' ' ; : c'

• Mangels Vorlfegen- ieser Voräussetzurigen Ist eine Verwirkung ausgeschlossen.- •

e) Zwischenergebnis
Als Z ischener ebnis ist da it festzustelien, dass RWE gegen die Besetzer An-  
sprüche auf Räumun  der'betroffeneri"Grundstüc e zustehen.'Belegtwird  ies
auch  adurch,  ass In der Vergan enhelf  äumu gstltel gegen Baumbesetzer im
jeweiligen. Rodungsstreifen des Hämbacher Forsts-yon  erschiedenen Gerichten

. erlassen und ents rec ende Ansprüche somit gerichtlich anerkannt word n sind.;
.(zu  Beleg vorstehen er. Ausfü rungen, vgl; Besc luss'des LG Aachen, beige-   •
fügt als Anlage 1). •.  

. V. * Keine Durchsetzbarkeit der bestehenden A sprüche
Abgesehen von den gesetzlich gere elten Selpsthjlferechte des Besitzers, wel¬
che'äufäruhd der U stän e-im yorlfe encien Fall praktisch und tatsächlich nich 
urchsetzbar sind,-Ist  WE zur Durchsetzung,  er Ihr zustehen en Ansprüc e

grundsätzlich auf  ine gerichtliche Geltend ac un    d die anschließende Voll-  
Streckung .angewiesen. Sowohl  ie Geltendmachung als auph die  ollstreckun 
der jeweiligen Ansprüche hat urifer'Einhaltung der dafür vocgeseherien g'esetzli- •
eben Bestimmun e  zu erfolgen. Nu  so eit diese eingehalten werdän, Ist eine
erfolgreiche gerichtliche Durchsetzung möglich. ... .

7
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1. Räumungstitel
• Von d$r detaillierten Darstellung der einzelnen förmlichen Voraussetzungen (z.B. •

Bezeichnung des Klagegegners,  Zustellung der Klageschrift...) für die in Frage
kommenden gerichtlichen Reo tsbehelfe (Räumungs-Klage oder einstweilige.
Verfügung) kann vorliegend abgesehen werden. Zwar ist es der Antragsteller 
trotz der Unmöglichkeit, die Schuld er namentlich zu bezeichnen, in der Vergat - '  
gen eltih' einigen Fällen  elungen,, einst eilige Verfü ungen auf Räumung be- . •,

, setzter Bäume zu er irken, Inde .sie derle en konnte,' dass sie ein Hlnzukpm-: - • '
men weiterer bzw. den Austausch gegen.andere Personen dprch Umstellung der .   . .
Bäume vom Antrag auf.E rläss des Titels bi? zu dessen Vollstreckung verhindern '

,• wird. Angesichts  er a tuellen Umstände Ist aber nic t e sichtlich, wie  ie An-•' tra stellerih eine derarti e Sic erung- selbst unter massive  . Eihsatz von .

Wachpersonal - heute noch bewörksteillgen sollte, insbes. wie sie etwa - insbe- . ' ¦   ,
solidere bei Dunkelheiteinen Austausch, über die in  en Baumkröhen Vorhan-• • .
denen Bell- und Quenrerbjndungen verhindern sollte. I folge der Größe un   es •
massivenAusbäuzustarides der Baumh user .kann noc  nicht einmal'a n hernd- ••
angegeben wer en,  ie viele Besetzer sich |eweils darin auf alten, Es ist somit ' .
bereits aus tatsächlichen Grün en zunehmen  un ahrschelrtllch, dass Zlvil e- -
rldhte Räum ngstitel  ünftig überhaupt erlassen würden. Wie nachfolgend aufzu- ' '
zeigen sein wird, würden die Identlfizlerungsproblsme jedenfalls eine Volistre-  
ckung,vereiteln, '' . ; :  

2. Z angsyollstreckung def gelte d gemachten Ansprüche
Selb.st-wenn eine gerichtliche Gelten machung dei[ bestehenden.Arisprüche im •

ege der Klageoder mittels einst eiliger Verfügun  gelin en würde, müssen 
diese auch erfolgreich 'durchgesatzt erden könne ..Da cl|e „ ktlylsten"'lhrQ Be- .
Setzung,trq|z gerichtlich titullerter.'Ansprüche nicht freiwillig   ufgeben  er en, '   !
bedarf ds im. orliegenden Fall  er Z an sVplistrecküng nach dem hierfür j weils . . •
gesetzlich vorgesehenen Verfahren. Hierbei werden die  ereits„ auf ezelgten ¦ 
Probleme des ständig wechselnden Personenkreises so ie der fehlenden

¦ Kenntnis der fdentität der „Aktiviste   virulent.' ' - ' , ' .

-.Gemäß § 750 Abs. .1' ZPO1 darf die Zwan svollstreckung nuf-dann  eginnen, • ':
wenn die Personen für und gegen die sie stattflhdeh soll, In dem Urteil oder jn der .
ih  beigefügtehVdllstreckungsklausel na entlich bezeichnet sind und.  as Urteil
bereits zugestelltjst bdei1 gleichzeiti  zugestellt  ird. Dies gilt für einst eilige

. Verfügungen entsprechend. Ob diese. für die,Zwangsvollstreckung zwin enden
Voraussetzun en voriiegenj hat  er Gerichts ollzieher vor Beginn der Z an s- , 1 ,   ,-

.  ollstreckung gemäß den §§ 44, 45 der Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzle- .   • •
her (GVGA) zü prüfen. . ' '

'Ist dem Gerichts oilzleher dle Identifizi run  des je eili en Schuldhers.nicht,..
möglich, so hat er die Zwan s ollstreckung zu unterlassen. Dementspreche   '

r e  ie Vollstreckung von Titeln gegen unbekannte Besetzer auch früher
schon, teil eise abgeiehht. •

Da eine rechtsstaatllche Zwangs ollstreckung ohne die Einhaltung der. Bestie - .
mungeri des § 750  PO. nicht möglich Ist, sind diese z ing n .
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; Heßlerlh.MünchenerKommenfarzu ZPO, 6. Aufl. 2016, §750 F z, 1 unter Verweis •'
auf OLG Frankfurt, Beschluss vom 26.07,1977, Az. 20 W 162/77' . .. ¦ . ' c ¦ •

Die Angabe der Person stellt dabei sicher, dass'nlöht In Rechte .einer Person
eingegriffen wir , die nicht aufg und eines .Gerichtsur eils zur Duldun  d.er ¦
Zwangsvollstreckung verpflichtet ist. Demnach nriii'ss die Bezeichnung'des • .
Schul ners dem Vollstrecfcun sorgan die .zweifelsfreie Feststellung  erPerso-

.' : nehidentltät zwischen den Parteien des Er eh tnlsV jfährens und des Zwangs*- '
. '' * ; Vollstrec ungsverfah ens ermöglichen . Der Gerichtsvollzieher muss  it arideren* 

. - Worten prüferi.körineri, ob erdle  erson vor sich hät, ge en welche auch das
i  t  geric tliche Urteil ergangen ist. .Wie bereits die Klageerriebun  und auch der An- '
. .* trag .auf-Erlass'einer einstweiligen Verfügung Ist auch die Z angs ollstrec ung • •

• unzulässig, wenn der Schul ner aufgrund  er Beschreibung' Irrt Urteil o er in der .
diesem beigefügten Vollstreckungsklausel nlchtelrideuflg Idferittflzierbar ist. Wie
bereits dargestellt, Ist dies bei einem unbekannten und ständig wechselnden , , -.
Personenkreis  er Fall. • ¦   ''

Selbst wenn also eine Hinreichende Bezeichnung  er Personen im Rah en der
Klageschrift mö lich wäre, scheitert deren Völlstrec uri  daran, dass sich nicht
feststellen lässt, ob die bei' Durchführun  der Völlstr ckungshandlurig In  tv..

- sprucfi gend mmenen Personen jenen, entsprechen.- elche in der .Klageschrift . '
• . und dementsprechen  j  Urteil bezelc he  siri .. • '  

Heßler ln Münchener Kommentar zuf ZPO,. 6. Aufl, 2016; § 750, Rz. 81 unter Ver-
• weis auf. OLG Köln, Beschlus? vom 18.08.1981,  z. 3 W24/8  s NJW  082,1888;

¦ - LG Hannover, Besöhlus? .vom 06.04.1981-, Az. '13 0 139/81'= NJW  981,1455; LG
; . , . Krefeld, Urteil vom 30.0 1981,  z, 5 0'303/81.= NJW 1982,289; LG D.üsseldoff,

Beschluss yom*1 .07.198i;Äz. 25 T 459/81; ,
* v , sowie zuletzt ex lizit BGH. IZB103 16,. Beschluss yom  3.07. 017.

| '7.\ ••   • '  ' : ...
3. BGH-Bedchluss vom 13.0 .2017, I ZB.103/16

; . Letztlic  sind  eitere Qberledungen hlnslchtllch der Er irkun  und Vollstreckung
von, Räumungsff eln nach dem' BGH-Beschluss vom 13;0. ..2Ö 17,- JZB103/16,  

• obsolet..In dem'Beschluss, der eine  nahezu Identischen Sachverhalt, n mlich
¦ die Räumung-unbekannter Hausbesetzer, betrifft, stellt der BGR fest: • 1 .

„Das Brfordernls der eindeutigen Bezeichnung der S huldner im Voll 
.. strecküngstlteioder In der VoIIstreqkungsklausel gemäß § 760 Abs. 1" ZPO besteht auch dann wepn die'RäumungsvolfstreDkung eln,

rechtswidrig besetztes Gr ndatüok betrifft und es d m Gläu iger lm 
E k nntnisverfah en ohne po zei öhe Hilf  nicht möglich Ist,  ie '

. ¦ Schul ner namentlich zu bezeichnen.    ' . .

•   ' ' D r V rzicht auf das Erforderni  einer sicheren Identifizi r ng des
, Schuldners aufgrund der Bezeich ung Im yolistreckürigstiiel oder in

der_ Vollstteckungsklausel Ist nicht deshalb gebote , weil  er Elgen- ' ,*
., tümer ansonsten  ollständig rec tlos gestellt wäre. Eine Räumung

geg nübe  Hausbesetz rn kann vlelrpehr nach dem Poliz i- nd •
Ordhungsrecht erfolge ."- ' ' ' .' •   ' .

/i



RWE
Saite22 ( > . '   •   ' ' •   ' .   .

Im Beschluss vom 13.07.2017 hat der B<3H also hervorgehoben,'dass es auch
die Unmöglichkeit einer hinrei hend genauen Bezeichnung nicht rechtferti en
kann, vo  Zentralen Erfordernis einer sicheren Identifizierun  der Schuldner an¬
hand des Vollstreckungetltels äbzusehen.  . '

Angesichts der expliziten Feststellung des BGH, dass „die Zulassung eines „Ti¬
tels gegen Unbekan t", eines.„Titels gegen den,, den es a  eh  oder, eines „Ja-'
gebezogenen  Titels. it der eitehdeh Rechtsla e riieh't vereinbar 1 sei, kann .
nicht da on, äusge angen werden, dass einstweilige Räuiriun sverfügungen  e¬
gen eine unbekannte Anzahl unbekannter Besetzer  ünftig noch volistreckt wür¬
den, zumal  ie oben  argelegt schon früher die Vollstreckung aus ebe  den vom
BGH an eführten Gründen teil eise  bgelehnt  urde (Qerlchtsvollzleherin I 
Rhein-Erft-Krels). Aus diesem Grunde Ist bereits zu bezweifelm  ass entspre¬
chende einst eilige Vetfügungeh überhaupt noch erlan twerden könnten; da

.bereits feststeh , daSs jedenfalls.eine Vollstreckung ausgeschlössen ist; dürfte
.bereits dasRechtsschutzbedü fnis für den Erlass eines solchen'Titels fehlen.  ¦

Es sei klargestelit, dass auch der BGH die .Vollstrec ung von Titeln gegen nicht'
namentlich bezeic net© Sc uldner nicht  run sätzlic  ausschließt, sofe   durc 
.Auslegung  eö Titels ohne  eiteres festgestellt,werden kann,  er Partei ist.
Diese Möglic keit der z eifeisfreien, Identifizierun  Ist aber  ie dar elegt hier
bereits.deshalb, nicht gegeben, well es de  Antrag$t.ellerin faktisch nicht möglich •
ist,.ein Hinzyfreten weiterer oder andere -Personen,  t a über die Bau  ronen,
zu den Personen, gegen die ein eventueller  itel er irkt  urde, z  yörhindern. •
' * . * . . •     ' h ' '

Auch wenn der  GH selbst In Fällen illegaler Haus- und Grundstücksbesetzun- •
gen-ein gesetzliches-Defizit .bei der Durchsejzung zivilrechtlicher'Räurnungsarj-

; sprüche einräu t, Ist der Berechtigte, gleichwohl hlchtrechtlos gestellt,, dä die
äumung nach der BGH- eohtsprec ung dann auf jeden,Fall nach Polizei-und

Ordnun 'sreoht zu erfolgen hat; Gerade auc i-dlese gegebene Situation führt bei ¬
der Ausübun   es Entschlleßüngsermessens zu eine  Ermessens eduzierung
auf Null.        

• Vorstehendes  ilt im-,Übrigen unabhän ig davon, ob' im konkreten Fall (sowie im
BGH-Fall) auch der Straftgtbes ai1. ;; es Hausfriedensbruchs erfüllt Ist (un   ie '
Polizei  un ittelbar aufgrund einer Störung der Öffentlichen Sicherheit eingreifen
kann), So macht der BGH im o. .-Beschluss deutlich, dass er auc  in Fällen, in
denen ein Hausfriedensbruch nicht vorllegf;  te.orlglnäre Zuständi keit für die, •

• Räumung bei  en Polizei- und O dnüngsbehörden sieht: • . . : ' ' -

• • Jm Übrigen werden bei Haus- un  Grun stücksbesetzungen ragel-
. mäßig .auch die Voraussetzungen der Ei griffsvo au s tzu gen des

-,, Polizei- u d.Ordnu gsrechts fü  den polizeiliche  Schutz privater
Rechte vodlägen (vgl. Deg nhar , JuS 1982, '330, 331) '   '

4. Zwtephenerigeb'nls - *
Als Z ischener ebnis bleibt festzustellen. dass die Vollstreckung zivilrechtlicher
Räumüngstltel daran scheitern würde, dass  ie-Identit t- er Personen nicht, be¬
kannt Ist und diese auf run   er tats chlichen Ver ältnisse .für eine Individuali¬
sierung nicht hinreichend genau bezeichnet werden  önnen. Selbst  enn die
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. bestehenden Ans rüche 'gerichtlich titulfe'rt werden könnten, sind sie Im Wege
• •  er Zwangsvollstrec ung nicht'durchsetzbar. ,

VI. Ansp uch auf behör liches Einschreiten
•Da es RWE nach den  orstehenden Ausführungen nicht .möglich Ist, eine Räi - ' ' •

„_ mung der'Rodungsflächen auf zlyilgerlchtlichef i Wege zu.efrelchen st RWE" •   ;
• darauf angewiesen, dass die Räumun  durc  die Polizei- und Ordnungsbehör-.

den  eranlasstund durchgeführt.wir . Im Fol enden wird da gestellt, dass die   .
Polizei- un ,Ordnun sbehörden So ohl zum Einschreiten berechtigt (Ermächti-
gungsgrundia e), als auph hierzu verpflicht t sind (Er essensreduzierung), so- .

i   mit Irri' Ergebnis ein Anspruch auf Einschreiten du ch die Polizei- uhd-Ordnun s- :
•  * behördep besteht. . • • ' " ¦ •  

1. Zulässigkeit des Einschreitens der Polizei- und Ordnungsbehörden
gegen die „A tivisten  (Berechtigung)

ä) Maßgebliche Ermächtigungs rundlage \ .
' ' Für ein Einschreiten der Polizei- und Ordnungsbehörden kommen .vorliegend nur

Ermächtigungsgrundlagen aus dem Polizei- und Ordnungsrecht ip Betracht  Ver¬
drängende Spezlalzüstähdigkeiten.bestehen nicht.

(1) Versammlungsrecht • > ; .
Eine. Spezialzuständlg elt der KreispoKzeibehörde nach der, Verordnun  über' ¦ .'

. Zuständig eiten nach dem Versäm lungsgesetz (VersG) besteht  icht, da die
Wajdbesetzung nicht als Versammlun  im Sinne.des Art.,8 GG qualiffzlptt wer- •
den  ann. ' • :  •.   > •

Auf der von äennA tlvisten" betriebenen Internetseite www,hambacherfo.rst.org • '.
'   • stellen diese selbst klar, dass die Rodung d.er Bäume und im weiteren die Förde-

l • rung  er Bfaunkchle durch die Bes tzun  verhin ert  erden soll un  deshal  ' f ¦ „
,  ö lichst vle|e. Bäume besetzt werden sollen:  • • ¦.

. https://hambacherforst. orQ/ ' . ¦ • ¦ • ,' .
• ¦ https: /hambacherfor5t .ora/rodunQSsalson- .

• 18 #Rodunässalsonfl 201819 Vörbereltüna.  ' • •   •' .  
• ¦ . .'•   ' .

Ölp gezfeRe, Behinderun  der betrtebllchen Tätigkeit von RWE ist dyrsh das Ver  '
. sammlungsreoht nicht  eschützt; sog. Verhin erungsblockaden fallen nicht' Unter' '.

•. den,Öchutzdefydrsammlungsfreihelt. . '

BVerfG, Beschluss'vom 24.1Ö.-2001, Az. 1 BvR '1190/90 u.a, = NJW 2002,1'03t; .'
, ' BGH, Urteil vom 04.11.1097,-Az. VIZR 348/96 = NJW 1998; 377 • ••

Darüber hlnaus sind dürch Art. 8 GG nur solche Ve sammlungen, geschützt, wel¬
che friedlioh ünd waffenlos durchgeführt'werden Die „Aktivisten" agieren nicht '

' frie lich. Viel ehr gab es.aüs ihre  Kreis heraus bereits eine.Vielzahl'von ge¬
alttä igen. Übergriffen auf Mitarbeiter oder Beauftragte von RWE und Polizefbe-

• ' amte. , , ' ' ' . .     •
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Die Versammlungsfreiheit versc afft schließlich unstr itig kein Zutrittsrec t zu-'
beliebigen Orten; Insbeson ere zu Orten;, die der Öffentlichkeit nicht allgemein
zugänglich sind-oder zu denen schon den äußsren Umständen nach nur zu be- ..

. s stimmten Zwecken Zugang ge ährt Wir . ' <  

.• Deme tsprechend berechtigt die Versam lungsfreiheit nicht azu, eine Ver¬
sa mlung gegen  en Willen des Eigentü ers auf einem Privatgrundstück durc - '

• • zufü re . • .

Da die Besetzung der Baumhäuser näch allede .kelne-Versammlung därsteilt . ' -
i "  und folglich auch nic t dem-Schutz des. Art. 8 GG unterfäilt; ist  ie Polizei Im Fai- ,

le des Einsch eitens nicht auf  ie Re elungen des Versä mlungs esetzes'be-
. -schrä kt. . • ' , • •   • ' . ' •

(2) , Soncteror hungsreeht • • •• ¦   •
Auf etwaig© Zuständigkeiten von Sonderorcfnungsbehörden ist I  vorliegenden

usa me hang nicht weiten einzu e en. Der  olizei ist bekannt,  ass bereits im '
, '. . Jahre 2014 die in Frage  ommen en Behör en, unter Berufung auf durchaus

nac vollziehbare Sachar uthente un  teils auph  inisteriell bestätigt, ihre1 Unzu¬
ständigkeit festgesteilt.ha en.. Ersichtlich hat sich diese Auffassung bis Heute
nicht geän ert, zu äf seit e  eben,  eine Behör e tätig gewor en ist, u  die .

aldbesetzungen zu been en.

Es Ist es der  nträgstellerln auch nicht-zu utbar; die denkbaren Eingriffsbefug- •
, . .M nisse verschleden r Sonderordnungsbehörden zunächst auf ver altungsgerich -

llohe  Wege der Reihe nach prüfen zu lassen, zumal bereits aus  eitgründen
auszuschließen Ist,- dass auf diese Welse eine verbindliche Klärung d r Zustan-

,   dlgkalten rechtzeitig bis zum B  inn der Rodungssaison am 1. Oktober 2018 . -
erreicht werden könnte. : '

. j).   •
Je enfalls Ist  eine andere Behörde offensichtlich vorrangig zu tä dig. Die Ange-  
legenhe.lt Ist  aher nach allgemeinem Polizei- und Ordnungsrecht'zu lösen.

(3) Polizei-und Or hungsfecht
Als Ermächtigungsgrundlage für-ein Einschrelte' 'der Polizei- und Or nurigsbe-
hörderi-g'egenüber den „Aktivisten  steht.vorliegend § 84 Abs. 1 (Plölzyerwel-'.

'• sung) des Polizeigesetzes  es-Lahdes Nordrheiri-Westfäleh (PolG NRW) (i.V.m.'
' ¦ - § 24 Zlff. 13  es Gesetzes über Aufbau und Befu nisse,  er Öfdnungs ehörden .

, (OBG .NRW)) zu  Verfügun . • . -• . . ; ' \ .

. Längerfristige Aufenthaltsyerbote im Sinne des .§3(4 Abs. 2 PolG NRW können •
' unter Umstän en ebenfalls in Betracht kom en,-'.

Ziel eines Einschreitens durch-die Gefahrenabwehrbe örd n ist es,  en,, Aktivis- '
. ten" dös V rlassen der B un  e sowie  es .Grundstücks aufzugeben und dies ge¬

gebenenfalls z angs eise dürchzusei eri.- Da die. Polizei- un  Ordnurigsbehör-' -
den ge äß § 34 Abs. 1 PolG NRW (i.V.m.-§ 24 Zlff. 13 OBG NRW).eine Person
vorübergehend  on einem Ort  er eisen-oder ihr vorübergehend das Betreten   ..
eines Ortes Verbieten können, isf.dleses Ziel mittels einer Platz e,Weisung,
urchsetzbär. , ¦ . ' , • '

RWE
. * * •

. Seite 2  •
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. b) FormelleRechtmäftigkeitdesEinschreitens

' (1) Zuständigkeit •
Fraglich let zunäctist, ob die Polizei Im vorliegenden Fall aus originärer Zustän¬
igkeit heraus handeln kann, oder ob nicht vielmehr eine Z ständigkeit der all- '

gerneinen Or nungsbe &r en beste t.' benn slhd.für die Abwehr von Gefahren
für die öffentliche Sicherheit oder Or nun  neben der Polizei andere Behörden.
für die Gefahrenabwehr zustän ig, hat die Polizei gemäß § 1 S.'3 PolG NRW ¦
(entsprechend:,Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Ordnungsbehörden- •

...  esetzes.(W ÖBG  RW) zu § 1 OBG), In ei ener Zuständigkeit nür dann t tig    
.   zu werden , soweit ein Handeln  er anderen Behör en nicht oder nicht-rechtzeitig .
:   v möglich ersc eint.  Qamlt kommt poilzeiiic em Handeln grun sätzlic  Nachrang ’ ’
.   ; ge enüber.sönstl er  ordnungsbehördilc em Han eln zu. Ihi Verhältnis zu an e 

. ren Gefa renabwehrbehörden steht er Polizei damit eine so genannte Eilkom- • • '
, peten'zzu.    

• Möglich ist eine Gefahrenäbwehr durch andere Stellen dann,  e n sie sowohl- 
tatsächlich als auch rechtlich möglich ist;-mit anderen.  orten d(6 je eilige Steile ¦

.. faktisch zur Schadensabwehr In der Lage Ist.

- .   - Gusy/Worms In.BeckOK Polizei- und Örd.nungsrecht Nordrhetn-Westfalen, 5. Editl-
bn.-Stand20,05.2017, §1,Rz;205 '

Dies setzt ora us,'dass die vorrangi e Behörcie allgemein, wie auch im- könkreten. •
../ Fall, über ausreichende mobilisierbare personelle und sacK|ichs Ressource  für •

• ein effektives-Handeln  erfü t. .-   •   ' ’ i
r * •* ' .     * . * t    

! -   • Gusy/Wor. s, 'a.a.Ö„'   - ¦ ' . - ' . . .  •

..   Zur .Ab ehr  on Gefahren für di  öffe tliche' Sicherheit und Ordnung sind n ben -
der  olizei, gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über Auf au un ' Befu nisse der'
.Ordnungsbehörden (OBG) auch,  ie Or nun sbehö'rde  zuständi . Im Bereich ' •

. der Gefahrenab ehrsindgemäß'§ 5.OBG die örtlichen Ordnungsbehörderirmlt- '
. hin  ie Gemein'deh zuständig. Wie vergan ene Maßnahmen-'geZeigt haben; ist

bei  er Räumung derartiger Besetzun en mit erheblichem, teils  e altt ti em
• ' ' . Wi erstand zu rechnen. Dementsprechend  ann eine   um n  nur mit-erhebli¬

c e   ersonellen Aufw nd und unter ausre c ender Beac tung der Higerislche- •
. r n  durchgeführt werden. r

Die äiB-all emelne Ordnun sbehör en zuständigen  e einden verfügen' eder . ..
• . , über die-hierfüt erforderliche personelle noch sächliche Ausstattung. D  it sind t-

' sie zur effektiven Ab ehr der..dUrch  jQ Besetzer verursachten.Gefahren, nicht in
der Läge. Folglich kann die Polizei gemäß § '1 Abs, .1 S, 3 PolG NRW  orlie end
in.eigener Zuständigkeit,t tig werden. Dies gilt gemä   erwaltungsvorschrlft zur
Durchführung  es Ordnuhgsbehör eh esetzes (W OBG NRW) zu § 1 OBG, llf.
b)'insbesond re dann „wenn der Ordhun sbehörde die erforderlic en Mittel zur'
Durchsetzung der Maßnahme -.beispiels  ise Hilfsmittel des unmittelbaren
Zwanges-oder W ffen - fehlen". Dies Ist hier der Fall. .

Die,Zuständigkeit der Polizei bestehtnach Auffassung de Antragstellerln daher •
picht nür für den eigentlichen Akt  er  äumung (im'Sinne  er;An en un   on
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ünmittetbaretri Zwang heim Vollzug der Platzver eisung); sondern auch, für die '¦
vorangehende PlatzverWeisung selbst. Die Platz erweisuhg, von der sich die ' •'
„Aktivisten  aller Erf hrung nach nicht Im Min esten beein rucken lassen,  ient
ohnehin nur der Vo bereitung der Räu ung, die'soda n mit a Sicherheitgreri- ' •
zender Wahrscheinlichkeit mittels unmlttelbarem'Zwang von Poli eleinsatzkräften
durchgesetzt werden muss. : ' ' , ; ' ' > ....

Überdies haben  erschiedene in Frage ko mende Behör en wie  argelegt be¬
reits in der Vergan enheit ailgemeih i re Unzuständigkeit festgestejlt ofter sin 
jedenfalls damals mangels Anerkennu g einer Gefahrenlage nicht eingeschritten.
•Nach diesen .Erfahrun en Ist es für  ie  ntragsteilerln Weder  raktikabel, noch  
zumutbar, In Ei enre le noch rechtzeitig bis zu  B09inn der Rodungssaison eine.' '

.  erbindfiche Klä ung der Zuständig eit einer'oder mehrerer örtlicher Ordnungs- . .
bähörden bzw1. Sonderordhungsbehörden hsrbeizuführen, w enngleich sie sel s  ,
ers ändlich alles Er enklloha tun und dazu beitragen  ird, u  diese Klärung zu   . • ¦

fördern und zu.untefstützen. ' .

Erst recht ist es für die Antra stellerin nicht zumu bar,  or Ört .erst am Ta  des •. .
Beginns  er Ro un  bzw. je eils dann,  enn die Ro un smannschaften eine, • - ¦
Besetzung erreichen, erst einmal zu prüferi, welphe Behörde, unter Berücksichti¬
gung der indi iduellen'Ge ebenheite  für welche Maßnah e zuständig sein . '
.könnte. Vo  dem Umstand abgesehen, dass aufgrund der.Belegenhelt der Be- ; . ' .
Setzungen in verschiedenen. Kreisen bz . Gemein en, ggf. aüch ü er Gemein 

¦  egrenzen h.lnweg, mehrere Ordnuhgs ehörden (möglicher eise gleichz itig) •
örtlic  zuständi   wären, k  e es  omö lich noc  auf  ie  onkrete Ausgestaltung • •

er jeweils zu r umenden Besetzun  (Baumhaus ohne Verbind  g zu  Boden,,
(Baum-)Haus auf Stelzen, sonstige mehr öder weni er stabile Hütte, Zelt, Hän¬
gematte...) an, worüber der Äntragstelle in in es n.o ch:Hicht‘ein al beiästbate .•
.Informationen vorliegen und was sich ohnedies täglich und äuch spontan ändern

ann.,In jedem erdenklichen Szenarlb ist jedenfalls  le Zuständigkeit.der Polizei ¦
gegeben,; insbesondere gilt  ies für de  (wahrscheinlichen) Fall, dälss es zu Straf¬
taten kommt (dazu unten VI.'l.c) (1) (a)). ' ; ...

.Ein lüc enloser Schutz der öffentlichen Sic erheit ynd Ordnun  und der Schutz • .
er rechtsbetroffenen RWE darf unterZustäncfigkaitsabgrenzungen verschiede- •

' ner Behör en jedenfalls nic t leiden. Dä die je eili e Behörde überdies wegen
der zu befürchtenden Ausschreitungen in jedem Fäll die Mittel der Polizei in An-
spruch'ne me  müsste, steht ohnehin fest; däss  as Tätlgwefden  er Polizei,
uh eachtej der konkret zu räumenden Örtlich eit (auch unabh ng g von  en
Kreis renzen), letztlich das einzig, effektive und prakti  ble, Mittel zur Bes itigun 
der .Störun  darstellt und somit als' Sch er unkt  es Einschreitens zur Gefa ren¬
ab ehr anzusehen Ist. . ' i;

Jedenfalls  önnen mögliche Zuständi  eitsfragen nicht zulasten der Ahtr gstelle- ‘
rin un e lärt bleiben  it der Fol e, dass überhaupt nlcht eingeschrltten wir . Da
der Antragstellerin zivilrechtlicher.Schutz verwehrt Ist, Ist es Auf abe der Gefah- • '
renabwehrbehörden, ggf. In Abstimmung mit ihren jeweiligen Aufsichtsbehörden,
die richtige Vorgehe s eise für die vorliegende Gemengelage im Wald festzuie- • •   •

eh und e tsprechend umzusetzen.
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Selbstverständlich wäre es.denkbar, dass etwa. auerhaft Mitarbeiter der eben-
• falls für die Gefabrenabwehr 2uständig8n örtlichen Ordnungsbehörden  or Ort

kpmm.en und dort Platzverweise aussprechen,' die Im Anschluss von der Polizei •
umgesetzt werden (sofe n diese nicht.gegen Straftaten, ohnehin bereits selbst .
elnsohrelten muss). Unter Befücksichtigubg'der konkreten Umstände erscheint
dieses Vorgehen' indes nicht nur wenig sinnvoll un  in gewisser Weise willkürlich
und g'erä ezij künstlich aufgespalten, sondern womöglich sogar gefährlich für die-
betreffenden Mitarbeiter  er .Ordnungsbehörddn, . - • ' , •   .

, . Hinzu  ommt noch,  ass aiteln die-Roiizeij'nicht aber die Ordnungsbehefde, die
•   ' ' Möglichkeit hat, auch la'ngfrlstlge Aufenthaltsverb.ote im Sinne des § 34 Abs. 2 •

PoiG.NRWaüszusprechen.  olghe langfristigen Aufenthalts erbote-könnten zur ' ¦ . •
' • Umsetzung derRäümüng.d.es.Hambaöher.Forstes.durGhaus sinnvoll und

z eckm ßig sein, et a falls bekannte Personen, von denen Straftaten droHen,' ' • '.. '
im Rahmen  e  Rodun särbeiten mehrfach aüfgegfiffen werden. Ordnungsb'e-. .
hörd n dürfen indes keine langfristigen Aufenthaltsyerbote aussprechen,  dies ist .• •

f  er Polizei Vorbehalten. Auch  iese  Umstan  spricht vorlle end ür eine originä¬
re Eüstän i keit der Polizei. •   ...

. Schließlich wäre die Polizei, sollte  aus weichen-Gründön auch irnmer - keine . 1 -
ändere Behörde die notwendigen Platzverwefse ausspreeHen, aufgrund Ihre  -
Eilzüstähdigkeit wiederüm selbst dafür zuständig, die Verletzung der Rechte der .

, Antrggsfellerin zu be n en, da diese andernfalls g nzlich ohne Rec tsschutz. ' ¦; ¦
dastehen würde, • 

Die Polizei kann danach vorliegen  nicht hur Im We e der A tshiife einschrejten, ¦;
um etwa von andere  Stellen äusgespföchehe (kurzfristi e) Pfatz er eisürigen' •
urchzusetzen, sondern sie k nn  ie not en i en Platz er eisuhgen auch .•

selbst/aussprechen und so leich In einem Zuge durchsetzen. • . •,   .

im Folgen en wird daher grun s tzlic  yon der'ori inären.Zust ndigk it def Poll- -
zei äüsgegan en. Fü  den Fall, dass - et ä.duroh Aussprecheo von.(kurzfrlst|-
en  Platz erweisurigenOrdnungsbehörden zusätzlich ölnschrelterii 'gelten die ¦

nachfolgenden Ausfü rungen im Ergebnis entsprechend.

•  ust ndi  fürdie Geschehnisse Im u d um .den Ha bacher Forst ist.nach-dem :
•.erits rechenderi Erlass des Innenministeriums aus-20'1'6.das Polizeipr sidiu ''. • ;-
Aachen. . '

(2) Verfahren und Fp m
Da es sich vorlie end um mehrere Besetzer handelt, könnte die auf § 34'Abs. 1 - •'
PolG NRW gestützte Dul utigsverfü ung als A  emalnverfügung nach § 35
VwVfG NRW ergehen, so dass.eine vorherige Anhörung nach § 28 Abs. 2 Nr. 4

. V VfG fJ  y-entbehrlich ist. NaöH.§ 37 Abs..2. V  fG N W kan  diese Alige-.
meinverfügung formlos ergehen. ' . - '

Dä 'es sic  bei der Platzverwelsung- um. einen .Verwaltungsakt han elt, welcher' auf  ornahmä einer' Handlung gerichtet ist, sin  die „A ti isten  (mün lich) aufzu- "

fordern, das Grundstüc  un     it die Bäume zu veHässen. .Hier ei sollte auch *
deutlich gemacht wer en, dass sie sic  unbefugt auf dam Grundstück  on RWfe : - ; •
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aufhalteti und die Pl tzverwelsung aus diesem Grün e erfolgt. Gleichzeitig (§ 56
Abs. 2 S. 2 PolG.NRW) Ist anzuärohen' däss bei Nlohtbefolgung Zwangsmittel
zum Einsatz kommen, mithin das Grundstück und  a it die Bäume  urch An- . • .
Wendung unmittelbaren-Z angs geräumt werden. Aufgrund  er Charakterisle-   ,
rü.ns als Aligemeinverfi  ung muss keine Anhörung erfolgen. Da diese Verfügung

' zude  eine Maßnahme von Pollzelvdllzugsbea ten.ini Sinne des § 80.Abs. 2 " r
Nr. 2 V GO darstellt, sind hiergegen erhobene Ein ände und Widersprüche von
Seiten der „Akti isten  für- die Durchführung der Maßna me  zunächst unbeacht¬
lich. '

c) Materielle Recht äßigkeit des Einschreitens

.(1) -. Vorliegen einer Gefahr für die öffentliche Sic erheit oder
• Ordnung

•. Maßgebliche Voraussetzun  für ein polizeiliches Einschreiten auf Grundlage des.
§, 34 Abs. 1 PolG  NRW Is  das  orliegen einer konkreten Gefahr für die öffentji- •
che Sicherheit oder Ordnu g. - , ; •

(a) Öf e tliche Sicherheit ' .
„• Die öffentliche Sicherheit wird in  ie  rei jeilschutzgüter der Unveri’etzliohkeit der

Rechtsor nung, der Un ertetzlichkejt der subjektiven  echte un 'Rechtsgüter-'..
es Ei zel en sowie.des Bestandes des Staates un  seiner Einrichtungen unter¬
te lt. , , . • .   ' '

Eine Beeintr ch i un  .der Rechtsordnung ais eines  er Schütz üter  er öffentli- •
chen Sicherheit ist'irisbesondere b,e! Verletzu g öffentlich-rechtlicher Vorschrif-
,ten,'apezlelI Normen dfes Strafrechts gegeben. >' . • ; .

• Da der in Rede stehende-Befeich  es Ham acher Forstes derzeit nicht eingeffle-
det ist und vor Beginn der Rodung .auc  nicht eingefriedet werden darf, sondern
ge  . § 14 BWaldG frei zugänglich zu halten Ist,  aben je enfalls die derzeit an¬
wesenden Wald esetzer durch Betreten.des Waides und- Errichtun  der Beset¬
zungen nicht den Straftatbestand des Hausfrie ensbrüchs  erwirklicht; •

Ande es würde indes gelten, wenn zur Rodüngszeit einzelne Rö ungsbereTche
durchgängig äbgasperrt un -diese Bereiche   rin betreten würde . Die Antrag-.
stellerin   üft derzeit die  ra tische und tec nische .U setzbarkeit, einer solchen' aßnahme. Sofern u d so eit eine-Einfriedung elnzelner.Bau 'häuse  oder  gf,

buch größerer Areale  elingen sollte, wäre hinsichtlic   er bei Eirifria urig bereits
anwesenden Besatzer-nach Nichtbefo.lgen der Aufforderun , den Be  ich zu
verlassen - der Straftatbestand des § 12 3 StGB in der Variante des Nicht-  
Veriassens trotz Aufforderung verwirklicht.- Diese Tatbestandsvariante kann ge-,
ra e auch im Falle der-„Schließung  einer Zuvor Zu än lichen Räümilchkeit  er¬
wirklicht werd n. - '

• Tröndie/Fischer, Kommentar zurt) StGB, 61. Auflage 201,4v§ 123 Rn. 31:
- Daneben kann die, Aufforderung ,.), auch d rch konkludente.Er 
klärung erfolgen. Diese kä n sich aus tatsächliche)) Han lungen er*:
geben. Hie zu si dJq nach Umstän en auch Ha dlungen 'zu'zählen,'
welche auf eine „Schließung  der zuvo  zugänglichen Räumlichkeit
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gegen tyeiterps Beträten gerichtet sind, in de  (konkludenten) Erklä-
' rüng des Willens, weiter n Eintritt nicht zu erlauben, kann die AUffofr . '
, derurig ah-auch nicht Individ ell bekannte-eytl.  och anwesen e :    

Personön llege , sich aus derRäumllchkelt zu entfernen. Der Kon-
• strüktlori eine  Garantenpfllcht bedarf .es hier nicht.  ,

Es kan  derzeit aber nicht sicher davon ausgegangen werderi,  ass die vollst n-
. dlge Einfriedung durchgängig gelingt; bei  rrichtung und Aüfrechterhaltung einer,

solchen Einfriedung Wäre die Ahtragstellerln zudem sicher' iederum auf die Un- ¦
• terstützung durch  ie Polizei an ewiesen. ,. .

Unabhän ig  on  er Ver irklichung des § 123 StQB sind aus dem Spektrum dpr
Waldbesetzer trh Bereich des Hambacher Forstes allerdings bereits zahl eiche
Straftaten, begangen worden, vori Sachbeschädigun en an Fahrzeugen, Maschl-    .
nen, Gerätschaften urid Betriebsmitteln sowohl der  nt agstellerin als auch Dtit- ' •
ter bis hin zu gewalttätigen Angriffen  uf Personen. Diese dü ften als Eingriffs-: •
req tfert( un .bereits ausfeichen. ••• '

' Darüber hi aus sin  auch die e heblichen Gefahren zu'berücksichtigen,'die.Im- ' •
mef. ied.er von  e  Im Wald errichteten Barrikaden und „Faljeh" ausgehen, ins.-
besondere auch von Spreng-, Zfind- un  Brandvorrlchfurigeh aller Art. Züfefzt 1
noch am 28.06.2018  urden im'Zuge einer Barrikadenräumung, zahlreiche sol-
eher USBVen (S rengfalleh)  efunden: Auch soweit  iese bislang nach nä erer • •
Untersuc un   urch Kampfmittel-Speziailsteh regelm ßi  als Attrappen qualffi-,.
ziert  urden, Ist die erhebliche Gefähr un  von Personen,t die sich im Waid auf-- . - '

.  alten bz . slch-dort bewegen, je enfalls-nicht sicher auszuschließen. •

' Lediglich der Vollständigkeit halber sei darauf hlngewiesetl, da.ss darüber hinaus  

. auch die'Verletzung weiterer öffentlich-rechtlicher Vorschrlftehln Betracht
kom t; bspw. aus- dem 'Bäuordnungsrecht oder dem Natursdiutz-, Landsohafts-
schütz- un  Forstrecht, et a Im Hinblic  auf die verbots i ri e Errichtung  on .

. baulichen Anlagen und Zelten- der auch offenes Eeuer Im Wald. 

Je enfalls stelieh sowohl das Eigentum als auch das'Besitzrecht von RWE an
en besetzten• Grundstücken .subjektive Rechte und damit einen teil  er öfferttll- • • •

c e'n Sic erheit dar; Dane en ist  as Reo f-de  Anträ stellerin ah ihrem elnge-
' richteten und ausgeübten Gewerb betrieb "als subjektives Recht ve letzt, wenn - -
• die. Beset er dle'zur  ortführung,  es Ta ebau Hambach not endigen Rodun s- •  
arbeiten verhindern;; ' - ' . •   ....

(b) Kollektives Rechtsgut Energieversorgung
' .Unabhängig  on der el er dogmatischen Frage;, ob kollektive Rechtsgüter ebeh-

falis zuröffentlichen. Sicherheit zählen  sind diesejedenfalls Insoweit zu  berück- ' '' «.
. sichtigen,.als sie auch als- Bün elung'betroffenör-Indlvldualrechtsgütefanzuse- •

hen slnd.'. Bei der Sic e stellung der  nergieversorgung- handelt e s sich hach -
Feststellung des Bundesverfassungsgerichts'u.melnen Bestandteil des Allge- . . ' ' •
rpelnwohls und somit U  ein hoc rangiges kollektives Gut. Die Rodungen sin  .

•erforderlich, um.dle sichere Ener iever orgun  in N W:zu  e  hrleisten, an'.
elcher der Tagebau Hambac  einen Anteil  on r . 1ß% hat. . ¦
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(c) öffentliche Ordnung
Die Öffentliche.Ord üng umfasst alle ungeschriebenen, mit der Verfassung I  • .  
Einklang stehenden Sozlalnormen, deren Einhaltung n ch mehrheitlicher An- •

• schauung für ein geordnetes gesellschaftliches Zusa menleben unentbehrlich '
Ist.  

Insoweit'  ird 'mag  avon äus ehen müssen, dass die grundsätzliche Akzeptanz' behör lic e  und  amit letztendlich staatlicher Entsc eidungen für  eln  eordnetes

• .gesellschaftliches Zusammenleben innerhalb ejnes Staates unentbehrlich ist.
Wir   ie Legitimation solcher Enfsc eldüngert gruridsätzlich neglert u d deren '

• U setzung nicht mit den gesetzlich .vorgesehenen Instru ent n, sondern wi er  . r
rechtlich u d teils gewaltsam ver indert, ist ein geordnetes Zusam enleben- •
empfindlich  efährdet. Das Vor ehen der ,,Akti isten ' stellt die gesamte Öffentii- '
che Ordnung anslc  Ihfrage,'  a, hiermit subjektive  nsic ten einzelner über
staatlich legitimierte Ver aituhgsentsoheidungen gestellt und diese grundsätzlich
nicht anerkennt wer en. Vom Han eln der „Akti isten  ist da it sowohl die öffent-

, liehe Sicherheit alsauch die öffentliche Ordnun  betroffen. . • , •
*   • *  , . • • •   \j   t '

(dj  Gefahr : . -
Eine  onkrete G fahr für die vorstehend benannten Schutzgüter liegt Immer, dang
vor;  enn eine Sac lage ode  ein. Ver alten bei  ngehlndertem 'Ablauf des zu: •
erwartenden Geschehens  it hinreichen er Wahrsc einlichk it zu deren Schädi¬
gung führen wird* ¦ •'

Im Hinblick auf die subjektive . Rechte von   E und  a it auf die öffentliöhe '
Sicherheit Ist die Gafahrenschwölle bereits ü erschritten, da so ohl das Eigen¬
tums-  ie auch das Besitzrecht von RWfE beeinträchtigt un  damit verletzt sind.
Diesbezüglic   at sich .die Gefahr bereits verwirklicht.-Zudem droht deren fort«' . •   ,
dauern e und nachhalti e. Verletz ng,- wenn nlcht alsbald A wehrmälinahmen
e griffen  erden..

/m. Hinblick auf die öff ntliche Ordnung Ist Mit erheblichen Und gewalttätigen  Wi¬
derständen seitens def „Akti isten'1 zu rechn n, sobald die für eine Rodung erfor¬
derlichen Maschin n ln der Nähe der besetzten Flächen zum Einsatz  ommen  
Folglich lie t auch eine Gefahr füf  ie öffentliche Or nung vor..

Ferner  roht jedenfalls zu Beginn der Rqdungssalson di  Verletzung des Rechts
, am Gewerbebetrieb, da die Aritragstellerln gehin ert wird, Ihren geneh igten

. Gesch ftsbetrieb In dem Sinne-ordnungsgemäß fprtzuführen, dass sie von  en- •
Ihr zustehenden Bergbäubefechfigun en berechtigten Gebrauch mac t. Bef fort- . • ..

. dauernder Verhinderung der Ro ung Ist überdles.dle En rgieversör uriq. des •'   ¦ •
• Lan es NRW e  sthaft  ef hr et. . , , -

• (2) ' Subsidiaritätsprinzi . , • .
. Selbst wenn  an das'Vörllegen einer  onkreten Gefahr für  ie Öffentliche Ord-

' riung so le.für kollektive Rechtsgüter als Teil der öffentlichen Sicherheit gleich- ' '
wo l verneinen würde, verbleibt es in jedem Fall bei dar Verletzun .su jektiver.
Rechte  er Antragstellerin. ' , • "
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Im Falle der Verletzung rein.prlvaterRechteist die Subsidiarltätsklä.üseldes§ 1' ¦ , ¦
/ bs. 2 RolG NRW bea'chfeh. Demnach obliegt de  Polizei der Schutz privater • • ' .
Röchte nu  dann,- wenn gerichtlicher. Schutz nicht rechtzeitig ZU erlangen Ist und'
wenn ohne  olizeiliche Hilfe die1 Verwirklichung des Rechts' ve eiteit oderwesent-  ' ''

¦ lieh erschwert werden würde. Gleiches gilt ge  . WOBG 1.11 fü  die Ordnurigs-
behörden. Dlese'SubsidiaritätSklaueel Jst überhaupt nur dann von Bedeutung, ' •    '

' sowreit män.clas Vprliegen einer Gefahr für die öffentliche Ordnung ve tteint und . . '
die öffentliche Sicherheit nicht bereits'durch.die Beeint ächtigung ande er als rein ¦
pri ater Rechtsgütef  erletzt Ist • • .J     ' .' •

,  ) Hintergrund der Regelung Ist der Grundsatz, dass die; Geltendmachung und .
• Durchsetzung prlvatfechtlicher Ansprüche durch Art. 92 GG' er Rechtsprechiing

¦ . zugewieseri Ist  ies soll und darf grundsätzlich durch polizeil che Gefa renab- '
Wehrmaßnahmen nicht um angen  erden.urid wür e .einen Verstoß gegen das
Ge altenteilungsprinzip des Art. 20 Abs. 2 S.   Gß darstellen: Demnach darf die  

. Polizei die'gerichtliche Tätigkeit nicht übernehmen, sondern diese •„lediglich'' er- ;
• möglichenbz . unte stützen. Gleic wohl istdäs polizeiliche Einschreiten, zum1' •• 5
Sc utz privater Rechte, nic t gänzlich'ausgeschlossen. Ist die (rechtzeiti e) ge- . .   •
richtllche Geltehdmachungder prlvatrechtlicheh Aqsprüchß tatsächlic  nicht.oder.
nur u ter' erheblichen Schwieri keiten möglich, ist ein polizeiliches Einschreiten . 

.• zulässig, da der Vorrang des gerichtlichen Rechtsschutzes in diesen.Fälleri nicht ;
,u gangen wird. Andemfallsmüsste der Bürger rechtswidrige B ein rächtigungen ¦' ' '' •''<¦schutzloshinnehfnen. Im Bereich gründreohtlich geschützter Rec te, wie de  • ' • • ' '• •

Eigentum,' entfalten die Grundrechte jedoch nicht nur einen Abwehr-, sondern . '• -• ebenso einer) Schufeanspriic  gegenüber dem Staat. Dieser  äre veriefet,wenn '  

'. de  Bürger praktisch keine.Mö lichkeiten ver leiben, seihe Rechte effektiv zu
•. schüti:en uhd zu  erte digen. ¦   :   ' . •••

• - ' Voraussetzungen de  poliz iiichen Zuständigkeit zum Schutz privater Rechte ' ' • ¦ J
1 j)  sin  die'Offen undigkeit bz .Glaubhäftmachurig  es privatreohtliphen An- .:-

Spruchs; die Unmöglichkeit eines diesbezüglichen (rechtzeitigeri),. erichtlic en'  ,
Schutzes sowie dle Gefahr der Vereitelung oder  esentlichen Erschwerung der   •

.' Vbr lrkllchung des privaten Rechts ohne  olizeiliche Hilfe, . '''

Pläroth/Schllnk/Knlesej,Polizei-undi Ordnun'gsreoht,-9.Auflage2016,~§5,Rz.47   . •'

•DassRWE 'lmvorile ähäen Fall zivilrechtlic e Ansprüche auf-Räu ung der be- ' • ' '
. 'setzten Grun stücke gegen die „Akti isten  hat, w r e ausführlich dargestellt und'' ' •. ' -

ist zudem olfenkundi ; ' .• •• ' .•••..• . .   . '• . • .

Wie.ebenfalls vo stehend dafgestellt, Ist die gerichtliche .Geltendmachung dieser '
Ansprüche, nriit hoher 'Wahrseheinl.lchkeit nicht möglich; jedenfalls ist die Vqllstra- - "
ckung erwirkter Titel auf der Grundlage der aktuellen BGH-Rechtsp echung. ( a- •   '

• .. " -zu oben) nicht möglich."  

Ohne polizeiliches Einsc reiten hätten es.'dpnn alfeih die „A tivisten  in  er Harid .   .
die Verwirklichung der Rechte von RWE nach Bslleben zu verzögern bzw. gönz-'   •     '¦ lieh zu vereiteln. .Eine Beendigung dieses Zustan es ist nur mit polizeilic er Hilfe •

möglich. , . .. .

I

l
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Damit liegen die maßgeblichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit des pplizel-
lichen Einschreitens zum Schutz privater Rechte vor. Vergleichbar mit dem  or¬
liegen en Sachverhalt wird ein Einschreiten  er Polizei ge en unbekannte Haus-'

¦ besetzer  emge äß sowohl von der Rechtsprechung, als' auch  on der Literatur
einhellig für zulässig, bz . not endig  rachtet, auch  enn, dies ausschließlich
zu  Schutz pri ater Rephte-erfol t. ' v .

• Würtenberger/Heckmann,. Pollzelrec t In Baden-Wü ttemberg, 6. Aufl. 2005, § 4, Rz.'
58; GötZ,'Allgemeines Polizei- und Qrdnurigsreoht, 13. Aufl. 2001, Rz. 102; Becker-:'

• Eberhard In Mürtc ener Kömmeritar zur ZPO, 5. Aufl. 2016, § 253, Rz, 50 unter
Ver eis auf Chrlsthia h ln DG Z1984,'Seite 101; OLG oidenlpurg, Beschluss vom . •
4.02.1995, Az. 5 W 2495,  G.Beriin, Besöhluss vom 06.04,1981, Az. 1 A 87/81; -

• OVG Freibur , Urteil  om 26.03.1987, Az. 4 Ke/8ß).

Zuletzt  ürde dies  ie oben dafgestellt Vom BGH I   eschluss vom 13.07.2017
nochmals ausd ücklich bestätigt. .

Effe tive Maßnahme zum Sc ütz der verletzten Rechte Ist Wie darg legt die •
PlatzVer elsung gemä  § 34 Abs..1 PolG. NRW. Die Platzver eisung Ist nic t
n r a.uf „öffentl chen  Fläche , sondern auch .auf privaten Betriebsflächen, die 

¦'. iderrech lich besetzt sind, rechtlich zulässi . Die Plä z erwelsung ist unabhän¬
gig davon auszus rephen, In welcher Welse die Besetzung stattfindet (Baum¬
häuser, Zeile, Hängerhatten, Sitzblockaüeri, u terirdische, Bauwerke...). Sie ufn- •
fasst Insbesondere den unberechtigten Aufenthalt in Baumh use n, aber auch' an
an eren Stellen des Betri bs elä'ndes  on R E. Zwar entspricht el,ne Räumun 
der  esetzten Flächen dem Rechtsschützziel eines gerichtlic en Verfahrens,.,
geht Je och nicht  arüber hinaus;- Inso eit unterlie t die Polizei auch  eine 
Verbot  er "Vorwegnahme der Hauptsache". • • ' .

. , Gusy/Worms ln Beck-OK, Polizei- und Ordnungsreoht Nordfhein-Weatfälen, 6. Hdltl-

. on, Stand: 10.08.2017,§,1 Po!G  RW; Rz: 2-14 • 

Seibst erin durch die vorliegende Besetzung ledi lic   erSchutz privater.
Rechtspositionen betroffen   re, scheitert ein polizeiliches. Einschreiten fol lich
nicht an de  Subsidiaritäts lausel des § 1 Abs. 2 PolG   W.

2. ¦ Pofizeipflichtlgkelt der „Aktivisten  ;
' An der Pbllzei fllohtigkelLder „Akti isten  bestehen keine Zweifel. Diese best ht •'
,gemäß §' 4 Abs.  PolG NRW, da  ie Persorien dle le eiltge Gefahr fürdie poli¬
zeilich geschützten Rechtsgüter  erursacht haben (so genannte Handlun sstö¬
rer). Verursacherin  iesem Sinne ist'derjenige,  elcher die Gefa rensohwelie.
bz . -greilze, selbst überschreitet Wer hingegen ledlgllch rechtllch.erlaubte' ' ,
Handlungen vornimmt, kann  ein  erursacher selm. , . •

RWE führt so ohl den Ro stoffabbäü als auch d e vorbereitende Rodun  aus¬
schließlich auf der Grundlage von und'Im Rahmen behördllohef Genehmigungen
bz .  ulassungen aus. Erst  as Hän eln  er „Aktivisten , na entlich  ereri  ..
rechtswidrige Grundstüc s,besetzungen,  überBclireiten .unmittelbar die Gefahren- •
schwelle, so  ass; die Besatzer als Han lungsstörer von der Polizei In Anspruch
geno men werden  önnen  ' . . , ,
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Auch soweit sich unter den „Aktivisten'' minderjährige .personeri befinden - was ' '
: • • ' sich .der Kenntnis von RWE entzieht - steht  dies einem' polizeilichen Einschreiten

• nicht entgegen, da die Volljährigkeit des Störers hierfür keine Voraussetzung ist.

. 3. . Fehlerfreie Ausübung des Ermessens  •
Maßnahmen.nach de  Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen trifft die

• Polizei gemäß § 3 Po|G Nf V nach pflichtgemäßem Ermesse  (Für   messens- >
• entscheidungen der Ordnungsbehör e ge  . § 16 OBG gelten  ie nachfol en en
Erwä ungen entsprechen ).- Das Ermessen bezieht sich sowohl auf die. Frage, • •

• ¦ ob'efrtg'eschritteii  erden soll (Entsphließungsermesseh), sowie  arauf; wie -
, also .mit welchem Mitteln-,einges'oh itten wer en soll (Äuswahierm'essen),. -'

Die Grenze der Ausübun , des Entsohlie un s- wie auch des Auswahier essens
setzt  er. verfassungsrechtliche Gru dsatz der Verhäitnismäßig eit, elp er In ' •

• den§§2und'3 PolGNRW seinen einfachgesetzlichen Niederschlag gefunden .
hat. Ein polizeiliches Einsc reiten muss  emnac  einen legitimen Zweck verfol¬
en, Zur Erfeidhung  ieses Zwecks grundsätzlich-geei net u d erforderlich so ie

- angemessen sein. Liegen  iese Voraussetzungen vor, Ist ein polizeiliches Pin-  
¦ schreiten  egen die Personen-grun sätzlich recht äßig upd daher möglich, - '

' Dle Beendigung der Verletzung  von Eigentums- und, Besitzrechten sowie des

echts am Ge erbebetrieb von RWE so ie  ie Beseitigung von Gefah en für die
öffentliche Ordnung sowie das höh  G t der sicheren Energieversor ung in NhW
stellen einen le itlifienZvVeck polizölllc en Einschreitens dar. Insbesondere das '

. Einschreiten zur Sicherung der Eigentumsrec te von RWE ents richt  em aus
Art.-14 GQ folgenden staatlichen Schutzauftrag. •' • -

Eine' Platzverwelsung ist auch geeignet, diese Ziel  zu erreichen. Mit  e  Ver- •
• • • lassen  er Bäume bz . des Befriebsgeländ s von RWE.kann  i se ihre'Elgep- 

tunterechte wieder volltimfärigllö . ausüberi: Auch verhllft dj es der grundsätzlichen  
' • Geltung yoh Verwaftungs ntscheidun en zur effekti en Öürchsetzung und steift .

.  amit die öffentliche Ordnung wie er her.-NIcht zületzter ö licht dieRöduhg •
•  en geordneten Foftbetrleb des Tage au Hambach un  trägt'so zu. einer siche- • ••
ren Energieversorgung In NRW maßgeblich bei, •  ..

Eifpr erllch ist  ie Platz erwelsun  dann,  enn sie unter gleich  eei neten Mlt-
• s fein dasjeni e Ist, welches die „Aktivisten  am wenigsten .belastet. Ein gleich ge-

. • eignetes Mittel- Ist vorlie end nic t ersichtlich.- Das .bisherige' Han eln der „Aktivis-
• ten" Und ihre offen nach, außen getragene. Einstellung gegenüber staatliphei: Ge-

..   Walt-/assen-es als äußerst unwahrscheinlich erscheine , eine Erreichung  er
benannten Ziele mittels Verhari liingeh zu erreichen. Auf- ildere Mittel, welc e - - •
nicht gleich effekti  sin , muss sich die Polizei im Rahmen der Erfor erlichkeit •
nicht verweisen lassen.-Demnach ist eine Platzverwe suhg  orliegend auoh er- '

•   .forderlich. . .. ' • ' ' ;

Die Platzver elsu g ist auch an emessen, well sie zum  erfolgten Zweck- nicht-
• außer Verhältnis steht. Dies ergibt eine Güterab ägung z ischen den mit  er

• • . Ma nahme,  erfolgten Zleleh und den Inte essen der von der "Maßnah e beei -
. • . trächtigten Störer. • • , • ' - .
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Die durch die. Besetzung, beeinträchtigten Ei entumsrechte von RWE  nde ' ihren
verfassungsrechtlichen.Schutz in Art. 14GG,  ie ungehinderte Ausübung ihres
Ge erbebetriebs in  Art 12 GG. Darüber hinaus ist z  •berücksichtigen,  ass der "
Rohstoffabbau nicht le iglich den Privatinteressfen der RWE dient,- sondern hier-
ryiit auch eine Aufg be der öffentlichen Daseipövorsofge vi ahrgenommen wird- ,
und fol lich .auch Gerheinvi/ohlinteress.en betroffen sind. Ge a e die Sicherung .'  er Energieversorgung ist von überra endem Interesse für das Gemeinwohl-.

Dies Ist durch höc strichterliche Verfassungsrephtsp echun  anerkannt: -

Die Sicherstellung der Energteversorguhg durch geeignete Maßnahmen,.
wI&zB: Erricht ng und Erw ite ung von Energleaniagen; ist eine öffentli¬
ch  A fgab  von größter Bedeutu g. Die Energieversorgung gehö t zum   '
Bereich der Daselnsyorsorge; sie ist eine Leistung,  eren der: Bü ger zur'
Sicherung einer merischenwü ciigen Existenz unumgänglich bedarf'."

Bundes erfassungsgericht, Beschluss. om 20.03.1984, Az. 1 Bvl 26/82, Hz. 37

Diesb züglich  at das Bun es erfassungsgericht'zudem klargestellt, ddss auc 
-u d g rade der durch RWE betriebene Braunköhleabbau der Erfüllun  dieser •
öffentliche  Auf a e dient.

" in'Üb reinstimmung hiermit hat  as Bun esverwaltu gsgericht ln-seiner
Leitenischei ung vom 14, Dez mber 1990 z r Enteignu g im Bergräöht.
ausgefü rt, wenn eln Bergbau ntemehmer zur-SIcherung der Rohstoffver- .-'. sorgung Bo enschätzd'a  suche undgew/nhe, erfülle er dßinit - wen  a c '

mit dem Motiv des Erwirtschaftens ei  s Gewinn  - unmittelba  den Zw ck,
• .d n das Bundesbergges tz al .d m öffentlic  n Nutzen dienend bestimme.

(vgl. BV rwGE. 87,241 <249>)-. Damit kommt auch ein privates Bergbauun- - • .
tefneh e  der Art vön Unternäh en nah ,  ie be eits-ihrem Gesohäfisger

... .gensta dhach der Däselnsvbrsörge z geordnet we den mit(  r Folge, ,' ..
, dass es genügt, we n hinreichend  Vorkehrunge  dafü  getroff n sind,    " .

dass die Selbstgestellte "öffentliche" Aufgabe or nungsgemäß erfüllt M d
(vgl: BVerfGE 74', 2 64<286> unt r Hinweis auf BVerfGE 66,.  48 <25fi>):" ,.

. .Bundesverfassungsgericht,-Urteil vom 17.12.2013,1 B R 3139/08,1 B   3886/08, ' '
" Rz;io7 • • , ' '

Mit Welchen .Energieträgem und In- elcher Kombination der verfüg aren Ener-.   '-  
gleträger eir e zuverlässige. Energie ersorgung sichergestellt werden soll, Ist Im!   • , '
Übri en eine ene gi pölitisc e Entscheidun  des: Bundes und der Länder.'Hier- .
bei stellt ihnen ein weiter Gestaitungs-- und Elnschätzuh ss ielrau  zur Verfü- / ' • •
gung'.-Hierunt r.fällt a ch  ie Entsc eidung, die .Braühko iege irihung und - .  ,
vefströmung mittelfristig aufrechtzuer alteriun förtzuführen. !'- •
• , -.   '

' • Bundesverfassungsgericht,-Urteil vom 17.12,2013, Az. 1 BvR 3139 08,1 Bv  . . - *
'-3386/08,  z '287 ff. . ' ' ; . -

Die Landesregierung NRW  at in ihrer . eitentscheid ng Zur. Braun ohle  om
06.07,2016 Im Entscheidun ssatz 1 klargestell , dass  ie Grenzen des Tagebäus
Hämbach unverändert bleibert un  be ennt sich weiterhin zur Erforderlichkeit des
Braiinkohlenabbaus.lm Rheinischen'Re ier .(dazu oben IV.4.). •
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er Tagebau Hambach Ist einer von drei Tagebauen Ir rFiheinlschen Braunkoh¬
lenrevier; Die Im  agebau ge onnene Braunkohle wird zur Stro erzeugung und.
Weiter erarbeitung zu Veredlungsprodukten (u.a. Briketts, Brali köhlenataub un 
t bks) verwendet. Im Jahr 2017 wurden im Tagebau Ha bach rund 39 Mio.,
Tonnen Braunkohle gefördert, von denen 27 Mio. Tonnen zur allgemeinen •
Stromerzeugun  eingesetzt  ur en. Der Tagebau Harnbach Ist der leistun sfä¬
higste Tagebau irh Rheinischen Braunkohlenrevier. Br leistet einen maß ebli¬
chen Beltra zu'dem vom Land Nprdrh'eln- estfalen angastrebten Energiemix
und zu einer sicheren Stromversorgung. E 'sichert  ie Stromversorgung in NRW.'
zurd. 15%. • :

Damit  l mt 'RWE auch un ittelbar Auf aben der staatlichen Daselnsvorsör e
wahr. ' * • • . ' - i ' .

Neben  en Eigentumsint ressen  on RWE  estehen  urch die Wahrnehmung
von elementaren Aufgaben  er Daseinsvorsorge auch seiche der'Allge einheit
.Beide sin  ge en dje Interessen der „Akti is'teffabzuwägen, \ .

• Da die Besetzun  der Bäu e und Grundstücke nicht unter die Versätrimlungs- '
- frgiheit des Art. 8 Abs. 1 GG fällt, ka n dieser Inso eit außer Betracht bleiben. .

Die grundrechtlich'.geschützte M el üngöfreihelt nach Art. 5 Abs, 1 GG ist nur' ''
danrt vom pollzetllchQn Eingriff.betroffen, wenn  erade  le.Besetzun  der Bäume
und Grundstücke von  eren Schützbereich umfasst ist. Zwar'sehützt Art, 5 Abs..1'
GG  as Äu ern und Verbreiten ,yon Mei ungen auf unterschie liche Art und • • •
•Weise.  usgeno men hier on.sind Jedoch  einungsäuße u gen, mit denen,' •
physischer, psychischer, wlrtsohaftüchar oder  ergleichbarer Druck'ausgeübt ' , .

ird. Auch die Stärkung der bez eckten Wir ung einer Meinungsäußerung mit-v ' ,
telsGewaitfällt aus dem Schutzbereich  er' einungsfreiheit heraus  . •• ,

Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar , 79. Ergänzungsiteferung.Dezember 20'16,’ Art.;,5, Rz. 85;    

Darüber hinaus verschafft d s Grundrecht der Meinungsfreiheit dem Einzelnen
keinen Anspruch. auf-Z trltt-zu Orten,  zu denen Ihm sonst kein  ugan   ewährt
ist. Da it Ist,die Meihuhgsäuße üngsfreiheit hur  ortge ährlelstet, wo  er Ein- .
zelne tatsächlich Zugang findet, . . .  ,; , ¦ •.  . * •

. Schemmer In Beck-OK Gründgesetz, 33. Edition, Stand 01.06.2017, Art. .6, Rz'. G un¬
ter Verweis auf Bun esverfassungsgericht, NJW 2011,1201' . . . '

De nach ist die Kundgabe von  einungen  urch, öle „Akti isten  auf .Gründstü- • •
Qken von RWE nicht vo  Schutzbereich  es Art. 5 Abs. 1 GG umfasst. Soweit.
man der Besetzun  der Bäu e Und Grundstücke dle Funktlon einer Meinungs-
kuhd abe u te stellt, wird hier it gege über RWE zu em ein psychischer, phy- •
sisc er und  irtsc aftlicher Druck aufgebäut., Den „Aktivisten'“ geht es gerade '
nicht u  einen mit  eistigen Mltteln geführteri Meinungska pf, sondern um eine' .
efnseltige un  eigenmächtig,e gewaltsame Durchsetzung Ihrerlnteressen und,
Ansichten.- Hierauf erstreckt sic  der Schutzbereich des Art. 5 Abs.. 1 G  Jedoch
nicht.; •   ' • ' •
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Dass Störungen des Geschäftsbetriebs der Antrags elfe'rin bereits nicht den
Schützbereichen  er Art. 5 un  8 GG untetfallen, wurde bereits  urch Urteil des
LG Köln 24 O 392/12 vom 16,08,2013 gegen einen an einer Gleleblockade betel-

.ligten Störer, festgestellt  nd seit em regelmäßig von verschi denen Gericht n
der Zlvllgerlbhtsbarkeit in Prozessen  egen Störer bestätigt. ¦

Durch den Umstand,, dass sich einzelne Percohen für.längere'Zeit in den Baum»
. Häuse   aufhalten, wird schließlich auch die Unve letzlichkeit der Wohnung nach

Art. 13 QG nicht berührt. Die fraglichen Bau h user unterfäll.en nicht dem .•
Schutz  es Aft. .13 GG. Zwar sin  grunds tzlich alle Rahme'erfasst, die der all¬
ge einen Zugänglichkeit durch eine räumllche Abs'chottung entzogen find zur
.Stätte pri aten Lebens und Wirkens  emacht sind.

. - BGH, Urte« vom 24.07.1998,• Az.' 3 StR 78/98, Rz. 14 unter Ver eis auf BVerfGE 89,
1,12.’ >

Elnmal da otl abgesehen,  ass es pra tisch gar nicht möglich ist, Ini Vorfeld zu
untersiic en,  elche der zahlreichen Bau häuser oder sonstigen „Bau erke : ••

• über aupt die •Kriterien einer Wo nung erfüllen könnten, gelan tder Schutzbe¬
reich des Art.  3 GG jedenfalls dort an seine Grenzen, wo a  In Besitz geno - 1

enen Raum evidente .Vorrechte Dritter bestehen.’ ’ :
'     . . 1 * - * » *

¦Saphs, Grundgesetz-Komme tar, 3. Aüfl. 2008', Art, 13, Rz: 19; Saohs, Verfassungs¬
recht jirGrundrechte, B13, Rz. 4' , •  , • t

. Solche eyldenten Vorrechte Drifter bestehen Insbesondere Im Falle von Hausbe¬
setzungen, .welche,  |t dem' vorliegenden Fall vergleichbar sind. I   eiden Fällen.

esetzen Dritte ein Gebäude  z . ein Grun stück, von  elchem sie zweifelsfrei
issen,   ass es im Ei entum eines .Dritten steht lind sie daher zur I besitznah e

unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt berechti t 'sind. De entsprechend kahn
Art. 13 nicht als Rechtferti’gun sgrund für solche Besetzungen herarigezogen •
werden, da es ah einer entsprechend n Berechti ung     Besetzer fehlt. ; ¦

Hömlg/Wolff, Grundgesetz füt die Bundesrepubli  Deutschlan , 11. Auf!.- 2016, A t.' •
13, Rz. 7r Maun.z/Dürlg, Gttihdgesefz-Kgmmertfar, 79. Ergßnzungsllefeiung, Stand;.' ' DeZember  016,-Art; 13, Rz. 12; Würtenberger/Heckmann/Tahn.ebarger, PoII elrecht

In Baden-Württembbrg, 7;¦Auflage 2017, § f , Rz. 204; Nachbaur In Beok O.K Polizei-
recht Ba eh-Württemberg, 8. Edition, Stan : 15. Au ust 2017,- § 31 PolG, Rz. 20 ..

Gegen die Grun rechtsber chtlgun  in’solchen Fällen spricht zudem, dass Art.
13 Abs. 1 GG sonst der' Durchsetz ng berechti ter RäumuhgsansprÜche des,
Elgentümers:aus Art. 14 GG ent ögenstehen würde. , ,  ' . ' '

• Fink In Beck-OK, Grundgesetz, 30.. E ition', Stand 01.03.20,15, Art. 13, Rz. A

Könnte sich ein (Haus)Besetzer auf  en Schutz des Art. 13 GG berufen,  ürde •
dessen, grundrechtlicher Schutz zu Lasten des Ei entümers er eitert,-  lcher
sieh rechtmäßig verhält und lediglich von den. Ihm zustehendön Rechten Ge¬
brauch  ac t. Es wäre verfassun srechtlich nioht.hinriehmbar; wenn die .offen¬
sichtlich und  e ussf rechts i ri e In esitznah e fre  en'Elgentums unter .
Missachtung des Art. 14 GG gleic sam' azu führen wür e,  ass sich der jeweifi-.
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. ge.Störer ßelbst auf grurtdrephtllchen Schutz, namentlich den desArt. 13 GG
berufen könnte. Da dem bewusst rechtswidrigen Verhalten sonst der Vorzug  e-

• g'enüber der berechtlgten lnansp iJchnahme von Grundrechten'eingeräumt wer-
• •' , d n wlirde, muss es dem Besetzer '/erwehrt sein, sich auf den Schütz des Art.  13' GG zu;berufen. Eine solche Berufung auf den Schutz der Wohnupg wäre.evident

•• rechfsmissbräucblteb. ; .   5 .' • ' ¦ ¦

• Demgemäß kenn ein (HaUs)Besetzer nicht geltend hiachen, dass  in riffe  e en
ihn ledl iich Im Rüh en der durch Art. 13 GG  esetzten Schfankep mögiich sei-

So  egen die Dinge auch hier, Die Besetzerhabeh die Baumhäuser unter offen¬
sichtlicher und  issentlicher Missachtung der entgegenstehenden'Eigentums- .• • -
'rechte von RWE errichtet und sind daher auch rilcht schutz ürdig, bä  er Beset-

. zun  des Grundstücks  olglich evi ei te Drlttrephte in Fqrm des Art. 14 GG eni-
gegenötehen, können sich die „Aktivisten 'auf die Unverletzlichkeit der Wohnung
hach Art. 1.3 GG nicht börüfen. . •. '• , ' • ' . • .

Folglich bleibt guf Seiten der „Akti isten   ediglich die gr n fechtllch geschützte .
ällge elne Han lungsfreiheit hach Ärt..,2 Abs. 1 GG. •• • .'••••

Auch deränsonsten in Fällen der.Hausbasetzurtg zu 'berücj<sichtigen.de'Belang •
der drohen en Obdachlosig eit ist vorliegend - wehh’überhäüpt - nur mit äußerst

- . geringem Gewicht'zu berüc sichtigen. Dies beruht bereits darauf, dass die Un-
. ter unft in Bretter erschläge  in Wälder  nach all emein r Ansicht be eits selbst

• • • unter  e  Begriff der Obdachlosigkeit fällt. ¦

. • N(ach alledem stehen den grundrechtlic  geschützten Priyatinteresösn  on RWE,
.' . sowie dem überragenden öffentlichen Interesse an der  ohstoffversorgung ledljg-

( f)   lieh geringfügige Inferessen er „  tivisten  entgegen,  eic e hier o ne weiteres'
- r' •. ¦ zurücktreten, Ein  Einschreiten  er Polizei  egen die-„AktIvlsten1' steht.fol lich-

• nicht außer  erhältnis zu dem da it verfolgten Ziel und stellt sich Insgesamt als •
¦ verhältnis ä i  und damit auc  rechtm ßig dar  Dem steht aud  nicht  ie not¬

endige Über in ung von VVIderstanddef „Aktivisten“ entgegen. Eine  olche ¦
. Überwindung von Widerstan  ist dem Bereich,  er- Gefahrehabweh'r gerade irq- -

. .. ma ent und macht diesbezügliche Maßnahmen nicht unver ältnismäßig. Ander -
falis könnten Störer durch Er eiterung und Verfestigung eines polizei idrigen
Zustan es diesen auffechterhalten. Auch zu er artender Wi erstand, stpht einer' Räum n  folglic  nicht entgegen, spnde n Ist vielmehr  it sltuationsängemesse-

neh pol zeilichen Mitteln wirksam zu bekämpfen;'

. VG preiburg, L/rteil  om 26.03.1987,  z. 4.K..6/86 - VBIBW 9/1987, S. 349 (351). •

Demnach- ist die Polizei, befugt, gegen  ie „'Aktivisten  eine Plätzverwejs.ung zu
¦ ' erteilen und diese entsprechend durohzusetzen.  . : •

. ä). Anspruch auf pol zeiliches Einschreiten (Ve pflichtung).
I  vorliegend n Fall besteht auch eine über die Befugnis hlnausgehende Ver- ¦
pflichtung der Polizei zum Einschreiten  ; !
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(1) Grundsatz; Anspruch auf örmessensfehlerfreie Entscheidung
Die einzelnen Normen des Polizei-und Ordnungsrec ts stellen so genannte sub-

- JektlVroffentlicHe-Rechte dar, da sie unter ariderem dazu bestimmt sind, dem- ,' Schutz des Einzelnen zu  ienen. Dies gilt sowohl für  ie' Spezialbefugnisse, als. •

auch für die polizeiliche Generalklausel, •

P!eroth/Schllnk/Knles.eI,.PoIizei-.und Qrdnungsrecht, 9 ,.Aufl. 2016,§ 6,'Rz.'60; Müh
•' ler-Franken, Beck-OK P.ollzel-'und Ordnungsrebht Hessen, 8. Edition, Stand-
' 10.08.2017, §*5, Rz, 56 ' . •

Solche subjekti -öffentlichen Rechte .vefmltteln dem Bürger grundsätzlich einen
Anspruch auf hoheitliches Handeln. Da ein Einschreiten sowohl auf Grundla e

er Gpneralklausel als auch der einschlägi en Speziaibefugnisse jeöopb Im Er- >
rhesse|n der Poiizel steht, .folgt hieraus im Grundsatz  ledlgllQ " ein Anspruc  de?
Bürge s auf ermessensfehlerfreie Entscheidung  er Polizei.  

VGH Kassel, Beschluss vdm'Ö4.10,1983, Az  8 TG 48/83

. Stellt sich demnac  Im kon reten Fall sbwohl ein. Einschreiten als auch das Untä-
, . tl bleibeh der Polize) als ermessensfehlerfrel heraus, sin  böi e Alternativen •

rechtm ßig. Ein Anspruch des Bürgers auf Einschreiten besteht ln diesen Fällen
niö t. Gleichwohl mdss  ie Entschei un   er Polizeifür o ergegenain Ein4-'
schreiten, stets fraiyon Ermessensfehierri sein.

(2) Anspruch das Bür ers aufEirischreiteri
.im Eihzelfail kann sich der Anspruch des Bürger auf er essensfehierfreie. Ent-

' Scheidun  Jedoch zu einem Anspruch, auf Einschreiten  erdichten. Dies is  immer
, danp der Fall,  enn ein Einschreiten aus tats chlichen oder rechtlichen G ünden •' •  ie einzige ef essensfehlerfreie up d damit recht äßi e Maßnahme darstelit. In

,  ¦ diesen Fällen ist die  olizei bz . O dnun sbehörde zum Einschreiten v rpflichtet.
v . Man spricht von der so genannten "Ermessensreduzlerung auf Null". Diese kann

¦ sowohl' das Entschließung,serme'ssen als auch  as Auswahlermessen betreffen...'

• •*' . . ' vgL hierzu BVervi/G, Urteil vom 18.08 1960, Az; 1 CA2/S9   NJW 196 1, Vö3; VGH
' Kassel, Beschluss vom 07,12.1093, Az. 3 TG. 2347/93 = NJW '1994,1750.

• Sp elt eine solche Ermessensreduzlerung vorllegt, besteht eine objektlve Hand- ¦ •
\ lun spflteht der Behörde. Da es sich bei den Elrigriffsbefugnissen der Polizei um

subje ti -öffentliche Rechte han elt, hat  er Bür er einen Rechtsanspruc   a-4
rpuf,  ass die Polizei dieser Han lüngspflicht-auch nachkommt.

(a) Anforderungen der Ermesserisreduzierung auf Null
' 4 Eine Ermessensreduzierung auf Null und damit ein Ansp uc   es Bürgers auf "

Einschreiten ko mt Ihi erdann ln Betrac t,  enn Rechtsgüterh von bedeuten- •' de  Weit erhebliche Gefahren drohen urid keine anderen, vorrangigen polizeili¬

chen Maßnahmenbestehen.1 ¦ ¦ •. • ;

¦ . Kugelmann in Bec -OK Polizei-Und Ordnungsrebht Nord heln-Westfalen, 6. Editie t,
Stand 20.05.2017, § :3,- Rz. 38 unter Verweis auf Bundesverwaltungsgericht 11, 95; "

_. Pleroth/Schllnk/Knlesel, Polizei-und Ordnungsrecht, 9. Auf]. Mie.f   O, Rz.39
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Als ' Reohtsgüter vön,bedeutendem Wert  gelten unter anderem Leben, Gesund- •
Heit, Freiheit sowie Eigentum des Bürgers. •    

• • . Mölier/Wilhelm, Allgemeines Polizei- un  Ordnungsreqbt, 5. Aufl. -2Ö03, Rz. 156;
• Goldhamrner In Beck-ÖK Polizei- und, Sicherheitsrecht Bayern, 5. Edition, Stand
01.07.2017, Art. 5 Rz; 40i explizit zum Eigentum pLG Ha m, Urteil vom
13.03.1998, Az. 1.1 U 186-97 sNJW RR 1999,  55>;  ¦ , ' . '•

(b) Ermessdnsreduzierung im Hinblick aüf das E tschlleßungsermessen
Vor dem Hintergrund .der  orstehehden Ausführun en .besteht im vorliegenden

• .Fall- eine Ermessensreduzierung auf Null zunächst Im Hihb.lick auf das Entsc tle- *
1 ßungsermesseni Das  on der Störun  betroffene Eigentum von RW.E stellt ein

Reohtsgutvon bedeutendem Wert dar. Das  igentum Ist e n elementares Grund-.  
• recht Und sein Schutz von besonderer Bedeutun  für den soziale  Rechtsstaat.

•• Bundesverfassungsgericht, Besohluss vom 16.02:2000, Az. 1BvR 242/9 ; Bun-, ¦
desverfassyngsgerlcht, Urteil vom 17.12.2013, Az. 1 BvR.3139/08, '1 BvR 3386/08

Die Eigentumsgarantie' steHt Im .inneren Zusammenhang  it der Garantie jper-
1 sönlfcher Frei eit. Ihr kommt Im Gesamtgefüge der Grundrechte die Aufgabe zu,

'  em Trä er des Grundrechts einen Freiheltsray  Im vermögensrechtllc eh Be-
• l reich slc erzustellen und ihm  a it eine ei enverantwortlich  Gestaltung  es • .,
¦  •' ebens zu en ögllc en. . .   ••

' • Bunde&verfassungsgerlchl, Urtellvom  8.12 .1968, Az. 1 BvR'638,673/64,200,238,
’ . 249 66)   • • , • ' .

•   » . • t , * t

. Damit stellt das Eigentum’ein elementares.'Grundrecht.Von bedeutendem Rang . 1
• dar, in welches durc 'die Bese zun   der „Aktivisten11 t achhaltl 'urid dauerhaft

. ein egriffen-wird, amit'ist die Schwelle .einer  ro enden Gefahr bereits überr.’ .•
schritten un  in eine Störung umgesohlagen. Diese Ist zudem'vorv erheblic em .
Gewicht, da sie der.  WE d|e ihr zustehenden Eigentü erbefugnisse v lfetändjg
entzieht. Auc  andere, vorrangige Maßnahmen der Polizei', stehen einen  Ein- •'
, sd reiten nicht ent e en. ,

Dass RWE, wie oben  argelegt,..nicht uhelngeso räiikt .Ei entü erin, sondern
• • teil eise (Im Wesentlichen i  Bereich .der ehemals, öffentlic en Straßen) äof- .

rund ber baulicher Überlassungsverträge „nur  berechtigte Besitzerin der zu   . >
rodenden Flächen ist, , (st uner eblic . Da auf rund der Vereinbarungeri dle uh- .

. ein eschränkte jahrzehntelange bergbaullche Nützung ges attet ist,. Ist die berg¬
bauliche Überlassung Im vprllegenclen Kontext dem. Eigentum  leich zu stell n.

Nebep dem bereits ein etretenen Schaderi für ein gruhdrechtlich geschütztes
• Reo tsgutvon besonderer Bedeutung ko mt bei elnerHaus- od.er  ru dstücks-

'  esetzun  hinzu, dass sich.der Eigentümer, anders; als mit polizeilicher Hilfe nicht,
wehren,  it in die Verfügun sgewalt über sein, Eigentum zurückerla  eh 'kann.' .
Da it ist der Ei entümer ln; diesen Fällen.zwingen  auf polizeiliches Einschreiten ., ¦

- .ange  esen. .- , . • • . . ' . .

, Becker-Eberhard ln Münchner Kommentar zur ZPO; 6. Auflage 2016, § 263, Rz. 56

l
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Vor diesem Hintergrund hat der Eigentümer b i einer ,Besetzung, seines Hauses
oder Grun stüo s einen Anspruch auf polizeiliches Einschreiten. . ' • ,

.   . • »J

. •' VG  Freiburg,. Urteil vom ,26.03.1987, Az. .4 K 6/86 = VBIBW 9/1987, S.',349 (360); •.
Müller-Franken in BeckOK, Pqlize und OrdnungsrechtHesgen, 8. E ition, Stand:
1.0.08,2017, § 5 HSOG, Rz. 61';'Erbgutb, Ällge elhes Vemallu gs echt, 7. Auflage
201 , S. 122; Sphooh/ B sonderes Verwaltungsrecht, -1S. Auflage 2013, Polizei- und' Ordnqrigsreö| t, Rz. 161; Schenke; Polizei- und O dnungsrecht, 9. Auflage 2015, § 3,

. "Rz.  64.   ...

Im Unterschied z'u'bestlmmten Hausbesetzungsfällen, in denen potentieller •
Wohnrau i etwa zu .S ekulationsz ecken genutzt wir ,  orin u ter Umständen

. ein Verstoß gegen die Sozlalbindung des Efgentums verllegen  anri, der ggf. bei 
der  rmessensausübiihg berücksichtigt wer en könnte, verhält die Äntragst lle.-'
rin sich in jeder Hinsicht redlich uhd nützt die überlassenen Fl chen ausschließ¬
lich im.gesetzllc -und Ihr behördlich erlaubten Rah en 

n der Räumung, besteht auc  ein, ewichti es öffentliches Interesse. Dies liegt
zum einen darin, durc  die. Räumun 'einen polizeilich praktisch unkontrollierten

•.„rechtsfreien  Raum zu beseitigen Und da it fechtsätaatliche   rhältnisse wie-
defherzus ellen; -

VG Freiburg, Urteil yoln 26.03.1987,' Az. 4 K 6/86 « VBIBW 9/1987; S. 349 (360)., •

Darüber. inaus Ist zus tzlic   ie  urc  RWE übernommehe,.staatllohe  ufgabe •
der Öffentlichen Daseinsvo sorge i  Bereich der Energieversor un  zu beac ten.
Bedingt, durch t chnische Not endigkeiten erfolgt'der Abba .von B aun ohle in
bestimmten Abbauschritten/welche zeitlich inelnän'dergreifen und aufeinander  
abgestimmt sind.; Dem eigentlichen Ro stoffabbaü slp  hierbei verschiedene
Tätigkeiten zeitlich un  flächenm  ig vorgelagert. Wa ren   es ei entlichen Ab¬
baus erfolgen auf den  ünftigen A  aufeldern  ereits die Ro ung von B umen •
sowie  je Vorfeldberäu 'un  und die A raum eseiti ung. Diese Arbeiten stellen •
zusammen  it.dem eigentlichen Abbäu.so ie auch der Wiederhersfellung'.und •'Rekultivierung ei en kpntihulerlicl  fortschreitenden akribisch geplanten Prozess .

' dar, sodass sich Verzögerungen In eine  Bereich'aüf das gesamte Vorhaben ' .
/ aaswir en. Soweit eine Rodung der Bäume auf dem künfti en Äbba fel  nicht
erfolgen ka h; können.fol llch auch die übri en Ar eiten, einschließlich des ei-. .   •
gentlichen Rohstoffabbaus wenn überhaupt nur sehr eingeschr nkt weiter eführt
werden. Da ein „Aufrücken , er übrigen Maßnahmen, Insbesonde e   s eige itli-
chen Ab aus nur In e  en Grenzen (technisch)'möglich Ist  gerät durch die Ver¬
hinderung der Rodung das  eäamte Vorhaben, mithin auc  der Abbau selbst ins'
Stocken. Der. seitens darBergverwaltung zugelässene Hau tbetriebspian bestä¬
tigt dle'Ordnungsmäßlgkeif des B triebes f  Einklan  niit de  Bundesb rgge-:

• setz (BBer G) und'anderen öffentlichen. Interessen (§48  bs. 2 BB r G). • ' .

Da Braunkohle Im derzeiti en Energiemix bundesweit einen Anteil  on ca. 24 %
der gesa ten  eutsche  Stromerzeu ung  at, in NRW.'rund.AO %, hiervon der
Tagebau Ha bach  iederum ca. 40ist  eren köntlnülerlieher Abbau für  ie •
Aufrechterhaltung der Stromversorgung von  esentlicher Be eutun .' Kurzzeitige
En'gpässe' können z ar Über Vorräte aus bereits frelgelegter kqhle.lm Ta ebau
über üriden werden,  ies jedoch nur In sehr be renztem Maße, zumal danach
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der Ausfall der Kohlefreilegung erst wiedör :„aufgeholf'  werden mus3,.'nAufgeh6lt' 
werden fnuss zu em auch die in der letzten Rgdungsperiode aus efallene Ro~

. düng. Da der Tagebau Hambach der größte Sei er Art I  Deutschland ist,- leistet.   .
er einen erheblichen  nteil an der nationalen Stromerzeugun . Da it steljt  er 7
ungehin erte und kontinuierliche Abbati-von Braunkohle innerhalb dieses Tage-•
bausein erhebliches G'emelnwöhlinteresse von überragender Bedeutung dar. ' • <

• Die dufch  ie  esetzung  urch die „Aktivisten* bedingte Verhin erung derweite-
rqn Rodung.führt.zü einer Gefahr für dieses Gemeinwohlinteresse. Diese- Ist aupfi' •
dringend, well sie aufgrund der. beschriebenen technischen Abläufe den komplet¬
ten Ausfall de  Rohstoffve so gung aus  em Tagebau Hämbach und- damit Ein¬
schrän ungen in  er Stromversor ung zur Folge haben kann. t • ' . '

• Gerade di  sichere und-von den Jeweili en . Wetterverhältnissen .Unabhängige . , ¦
Stro versorgung, für private als auch industrielle Verbraucher-ist ein hohes • .
schützenswertes Gut. •   ,  

• De ge enüber ist die eigenmächti e Durchsetzung eigener politischer oder ge-
sellschaftllcher Anschauungen unter Inkaufnahme offenkundiger Ffechtsverlöt-
-zungen,'anstatt die vorhandenen rechtsstaatlichen-Instr mente zu nutzen, nic t -
sc utz ürdi . '• ' . • '• .

. LG Köln 24 Ö 392/12, ürtelfvom 16M.2013- .' • ; ' .  
_ (Blockade der Hambaahbahh): " '   ' • ,
„Wegen  es Gew.alimqhoppts des Staates Ist  s dem Beklagt n nicht   ..
ge tattet, „sßin Recht sel st In die Hand zu nehmen . Würde m n  

. dem 'B klagten In 's iner Argum ntation folgen, dann wäre, es dem
Beklagten ebenso erlaubt, jedes Kraftfahrzeug, Flugzeugpd r j de

,, emitti rende Anlage zu z  stö en oder  eren Nutzung zu unterbin~ . 1  
den. Dässdle  nicht sein'kann und därf,liegt,auf der Hand. 

> LG Köln 26 0 151/15, Urteil vom 00:01.2017 - ,
, -' (Absellaktlorj'Hambachba n)  1

..  ' ' le Bee digu g der staatlich genehmigten Kghleförderüng und Ver~ ...
• brenn ng durch die Klägerin -kann der Beklagte, ange ichts des Ge-'

waltnionopol  des Staates nur  u ch eine: ge ichtliche Geltendma-- ' •
chung seines Anlie en  bzw. politisches Engagement erreiche , ple   .   ¦
eigen ächtige Verfeizupg 'der genannten Rechtsposltlpnen der Klä- . ' .
gerlnist  agegen von Sämtlichen In Erage kom ende  Rechtfertl- .  

. güng gründen nicht erfasst" . • ' • . ' ,

OLG Köln 20 W io/16, Beschluss vom,30.03,2016
(Äbsellaktipn Hambachba n):   •. • .
„Da   oliti che. Anlieg n des Beklagten st ht hi r nicht zur Entschei¬
dung. Selbst wenn seine B dehken.geg n den Abbau und die Ver~ , ' ' .

- bre n ng von Braunkohle In der Sache  neingesp ränkt zu billigen
wär n,-würde daraus'nic t ein Recht zu Selbsthilfe oder Notwehr fol- -
gen.  . ' : .

Im Rah en der  on der Polizei anzüstellenden Ermess nserwägungen tritt die
. Gef hrdung  ieses überragenden Gerfielnwohlinteresses'und des öffentlichen '
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Interesses an der Herstellung rechtmäßiger, Zust nde selbstständig neben di   .
bereits ein etreten  Schädigung  es privatrecfitlloheh Ei entums  Bel dieser.
Sachla e, Insbesondere vor dem Hintergrürtd des evident rechtswidrigen Verhal-

. tens der„Akti isten , ist.eln polizeiliches Einschreiten die einzi  rechtm  ige Ent¬
scheidung. Fojgllch ist bei einer solchen lan anhaltenden, besonders sohwerwle-

. genden Störung der öffentlichen Sicherheit die Wiederherstellu g rechtsstaatli-..
eher Verhältnisse für die durch Art. 20 Abs.. 3 GG an das Gesetz  ebun e e

. Verwaltung unausweichlich. . • / •     . '

' • VGFreiburg, Urteil vom 26.03.1987, Az. 4'K 6/86 « VBIBW 0/19,87, S. 349 (351).' •, * .

. Hinzu ko  t', dass anderweitiger Rechtsschutz gegen die vorlie enden Beelh-..
trä'chtigungen nicht möglich,:aber  eboten Ist; vgl. auch Leitsatz 2 des B H-
; Beschlusses  om 13.07.2017 ( azu oben). • • ;

' Demnach  e t ejne Ermessensreduzierung ayf Null dahingehend.vor,  ass ein
polizeiliches Einschreiten ge en  ie „Aktivisten  die einzige recht|näßige Hand-
iungsalternativQ d.arsfellt  . * ¦ ' . •

Auch  ie Tatsache, dass die Besetzun  schon l ngere Zeitanhätt, spricht nic t
gegen eine Ermessehsreduzieruhg auf N ll, da nur eine unmittelbar Im Vo feld
derj odur   stattfindende Räumung In Betracht kommt, Zeitlich frü ere  äu un-

• gen  ätten den rechtswidrigen Zustand nur kurzeitig Unterbroc  n und wären
nicht effe tiv geyyesen, da eine erneute Besetzung sofort  ieder sfettgefun en
h tte.  Diese kann nu  durch die unmittelbar Im Ansc |uss an die Räum ng vor-
ehorrimeneRodungyerhin ert erde . ••• . r '

Schließlich führt auch der Umständ, dass die Rodung letztlich vollandete Tatsa¬
chen Insofern sc afft, als dass'sie nicht mehr'rückgängig  emacht we den kann,
•nieht zu einer anderen Beurteilun . .. ' •

einen werden  urch die polizeil chen Maßnahmen selbst (Räumun ) noch
keine'voilendeteh Tatsachen  eschaffen, sondern diese, nur er öglic t. Die' Ror
dung'seibst erfolgt dann durch'die Antragstellerln, und z ar auf der Basis von  

. Recht u   Gesetz. So wurde im Rahmen  iverser behördlteher und  eric tlicher ••  
Verfafireh festgestelit, dass der Tagebau Ha bach- ies auch unter Be ücksich-
tigurig.'der umfassenden.RekuItivier ngslelstun en, Artenschutz- un  sonstigen

• Ausgleichs aßnahmen - fortgeführt werden darf. Dabei  urden gerade auc 
on. Kohle egnern vor ebrachte Asp kte im Zusam enhang mit dem' Um elt-

und Naturschutz bereits ein ehend untersucht, Ohne dass es hierdurch zu elner •
anderen Beurteilun  geko men vyäre. .. 

Zür  arideren wäre insbesondere  ie  ntragstellerln bei Verweigern des Ein¬
schreitens ebe so  nwiederbringlich in ihren Rechten (Eigentum, Besitz, Vermö-

¦ gen, Ge erbebetrieb) verletzt. Da bereits Im vergan ene  Jahr.keine Rodyngs-
. maßnah en durchgeführt werden konnten, ist die Antragstellerin 'dringend darauf •.

' angewiesen, nunmehr die für den  ag'ebaüfortsohrltt not endigen Rodungen'' . ...
durchzuführen. Es liegt aüf der Hand, dass ein Braun ohlentagebau nicht ein al'
eben - erst recht nicht für' l ngere;Zelt - „angehalten“  erden ka n, ohne  aäs •
es zu ganz erheblichen oder sbga'rzu überhaupt nicht mehr zu heilenden 'Beelnr-
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trächtlgunger  des Geschäftsbetriebs und-(auch finanziellen) Einbußen,  mit er-  
heblichen  Folgen für dle Beschäftigten.und die gesamte Röglon, kommt. '

Im Hinblick auf die.Frage, zu welchem Zeitpunkt eingeschritten werden solii.vef 
bleibt der Polizei zwar regelmäßig ein (eihgeschränkte'lr) Ermesse sspielfau .

. Dieser Errnesserisspielraum wir  aber eingeschränkt durch  die gegeneinander  
.abzuwägenden Interessen: Die Polizei kann wegen der gesetzlichen Notwen i ¬

eit, die Ro ungen im eggen Zeitfenster,von Oktober bis Fe ruar durchzuführen,
Ihr Einschreiten nicht Zurückstellen. Insbesondere.fet es RWE  e en drohen er
irreve sible  Nachteile und;$chweref Schäden, nicht zumutbar, auf unabsehbare -
Zeit zuzuwai eh,  is auch sämtliche  nhängigen Klageverfahr n,im Zusammen  ¦ „
hang mit dem  agebau Hambach endgültig und rechtskräftig abgeschlossen • •
feind. Dabei Ist auch zu berücksIphtigen   ass gerade die  esonderen natür- '
sctiutzrechtllchen Fragestellungen, dle jn 2017 zu einem vorläufi en Rod n s--
stopp  eführt hatten, mittlerweile von der zust n igen  ehörde   fassen  ge-. '

rüft wurden un   er Zulas ung  es 3.- Räh enbetriebs lans für den Tagebau- •
Ham ach-gerade hjcht entgegeristanden.' Dabei ist auch zu.berüpksichtlgen,
dass für alle, rele anten'Geneh igungen nach'eing hender behördlich r Prüfung
die soforti   Vollziehung ahgeördhet  urde und somit,  eine der nöch an ängi-
.geri Reöhtsbehelfe aufschiebende Wir ung hat. . - • ' • ,  

Das weitere Er essen ka n sich dann nur noch, auf das  enaue. Datum des Efn-
sghreltens (etwa auc  unter Berücksichti un  der notwendigen Perspnaieinsatz-" plahun ) und die kon rete Tageszeit bezi  en und bedarf einer Entscheidung In'

einem überschaubaren Zeitraum. Ein Rechtauf Zuwarteh.äus  olizeitaktischen
Grün en, dem  eine zeitlichen Grenzen.gesetzt wären, ist nlchtgegeben.- . .

. Müller-Franken, BepfcQK Polizei-  nd Ordnungsreoht Hessen, 8. Edition, Stand:''
• . ..•'1Ö.0&.20i7l§ 5HSOG,Rz.61. , .•

•' Dies gilt erst reoftt bet  ner so frühzeitigen Antragsteljung.' - - . ‘

Ein  Beschränkung des  rmessens besteht zudem inso eit,' ajs'd ss  ie pollzel-
. liehe Maßnahme auch effektiv seinmuss., ‘ , . V • ,

Vor dlesem HIntergrund ist das  r essen auch Zeitlich dahin, beschränkt, dass
elm Einsch eiten nur unmlttelbar im Zusammenhang  it  en- RddLingsmaßnäh- .

1  en stattfinden kanfi. Nu  das unmittelbare Fällen der Bäume Im Anschluss an :‘
. deren Räumung kann eine Neubesetzung effektiv verhinde  . v

(c) Ermessensreduzierungjm Hlnbllckauf dasA swahler essen
• (vleben dör'Fräge, ob .die Polizei einschreitet, ist ihr auch beider Frage,  lt.Wei-.

chem Mittel sie .einschreitet, grundsätzlich ein Er essen elngeräumt. Auch  ier¬
bei-kommt eine Ermess'ensreduzlerung auf Null und damit ein Anspruch auf eip‘ ¦'
besti mtes Mittel dann, in Betracht, wenn nur dieses geeignet ist, die Gefahr zu

• beseiti en, also effe tiv ist • •• ' ' . - •

• Dass eine.ideritltätsfeststellung öder erkennungs lenstliohe. aßnahmen im vor-
; liegenden Fall nicht in Betracht kommen, W rde bereits dargelegt, Zur-Abwehr ‘
' der Gefahr bleibt daher lediglich die Möglichkeit,  ie Personen zü   -Verlassen -.

-i
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des Grun stücks aufzufor ern und diese Aufforderung ggf. zwan sweise  urch¬
zusetzen.  olglich ist im Palle von Grundstücks- un  Hausbesetzun en auch das-
Auswahlermessen auf Nulj reduziert. :' ;  

Müller-Franken In Bec rOK,'Polizei- und Ordnungsrecht Hessen, 8; Edition, Stand:
• 10.06.2017, § 5 HSOG, Rz. 61; Erbguth, All  meines Verwaltüngsrecht, 7. Aufla e , ¦
' 2014, S.-122) ' . 1 1 . ' .. •- • '

. Damit. Ist das Aus ahlermessen im Ergebnis auf eine Platz erweisung nach § 34

. Abs. 1 fPoIG'NRW.und deren  gf.   angs eise beschränkt, so daSs ein .An-
Spruch auf diese .konkrete Maßnahme besteht,

b) Ergebnis •' Als Ergebnlsjst festzuhalte i, dass die Polizei Im vorliegenden Fall sowohl zum •

..Einschreiten gegen die »Akti isten  berechtigt,- als auch verpflichtet ist. Entspte-
. chendes gilt für die Ordnu'ngsbehör en. Dies  ilt auch im'. Hin lfck auf  ie Aus-.

ähl des Mittels, Auf die Umsetzung dieser obje tiv-rechtlichen Verpflichtung hat
RWE einen Rechtsanspruch. ..-

D„ Zusammenfassung

Zusarhmenfasse d bleibt Folgendes festzustellen:

.   Die Besetzung von Grundstüc en und Bäumen von RWE stellt;eine rechts-
wldrige. Störung  bz . einen 'teilweisen  ntzug sowohl des Besitzes als auch

• des Eigentums sowie eine Störung des Gewerbebetri bs  ar un  muss da-
. her nicht geduldet werden. Daneben besteht eine-  efä   ung der öffentli-
eben Ener ieversor un . • - ' • - '

2. RWE stehen g  en .die „Akti isten11 zivilrechtliche Ansprüche auf Herausga-
be des. Grundstücks,bz . Beseiti ung dieser Störung zu. • '

3. Die. erlchtllphe Durchsetzung dieser'Ansprüche Ist nicht möglich. Jedenfalls '¦
wären gerjchtllch titulierte Ansprüche nicht vollstreckbar,(BGH-
RechtsprecHung).' '

4. Da von- den „Aktivisten  eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit un  Qrd-
nUng ausgeht, sind  ie Gefahrenabwehrbehörden zum Einschreiten befugt. .
Dies gilt selbst dann-, wenn nur  rivate Rechtsgüter von RWE betroffen   -
ren. a gerichtlicher Schutz nicht zu erlahgenist..

5. Aufgrund  ar vorlie en e  Pallgestaltung ist neben den örtlichen Ordnun s¬
behörden, die Indes picht über die pötlgen Mittel verfügen,  ie' Polizei für dis'

, gesamte Räumung {Platzver eisun  un  Durchsetzun  mittels ünmlttelba- •
rem Zwang)ofi inärzuständig.' ' ,'

RWE
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6.   Der icomplette EnfeuQ der durch Art. 14 GQ garantierten Rechte von R E
• sowie das.überragend wichtige Interesse der Allgemeinheit an einer fläohen-

deckend.en und kontinuierlichen Stromversorgung über ie en bei der vbrzu»
nehmendön Abwä ung gegenüber den Interessen  är „Akti isten  derart,¦
dass ein Einschreiten die einzig rechtmäßige Alte  ative darstellt;' Das Er-

; messen de  Poljfcsei'(und Ordnung'sbehörden) ist Insoweit auf Null reduziert,'

BGH-Beschiüss vom 13.07.2017).

7. Da ein Verweis, der „Akti isten  vom.Gru dstüc  und ggf. dessen z ängs-
• • weise Durchsetzun  unmittelbar Ith Vorfeld der  odung die einzlg'ln Betracht'
1 . 'kommende effe tive Ma nahme zur'Gefahrehabwehr  arstellt, ist das Er-'

messen auch  iesbezüglich auf Null reduziert..'   ,

8. Die Polizei (upd Ordriungsbehörden)'sind  um Einschreiten verpflichtet.

|E.  bschließende Hinweise

1. '  Kartenmaterial ' »••' ' . ' ¦ ' ' •

• Karten aterlai, ip. welc e  die zu .rodenden Bereic e dargestelft sin  ;  ur¬
e der Polizei bereits überlassen. Diesem Antrag werden aus Sioherheits-

. und Vertraulichkeitsgründen'keine weiteren .bil lich n Darstellungen der'
R dun sizone bei efügt. Die weitere D täihAbstimniung über das'Vo  e- ¦

< be'rt bei  er Räum ng und Rodung sollte bilaterial unter Berücksichti ung' '
der konkreten Umstände erfolgen.-Weiteres Karten-Material wird bel'Bedarf  
zur Verfügung gestellt.  • . • . .. . • , • -  

'2, Personal und Gerät für  odung

RWE Po er bereitet sich bereits Intensiv auf  ie Rodungssaison vor. Ent¬
sprechende Aufträge und  Bestellun en bezüglich Personal,. Mate ial und
Maschinen, welche die beabsichtigte Rodung durchführen soller ,.sind er-

, . • folgt. Es  erden  enü end RÖdüngs ersdhal und  aschinen Im Einsatz
. • sein, so dassgeräumte Bereichs jeweils umgehend gerodet  er en kön-  

. •. nen un  eine emeute Besetzung somit unmöglich wir . ..
¦ ' •   ¦ i i , , . ¦ • ¦ •• •• • 1 ' . , •

• 3.. Personal und Gefät für Räu un  ;

Ferner  ird RWE Power neben  erkschutz-Personal zur Bewachung der
Rodungsarbeiten in erheblicher personeller Stärke jegliche ihr mögliche ¦
technische Unterstützung.für die Polizei zur Räumung .der Besetzungen
üncf Barrikaden-bereitstellen. Insbesondere  ird RWE Po er nac  näherer
Bedarfsbestimmung  urch  ie Polizei, technische Gerätschaften,- ie Hüb-

••• 1 • • 1 bühnen o er Rau enbagger, bereithalten, au erdem frühzeitig  ie Unter-  
, .Stützung der Gruben ehr für die et a erforderliche Räumung von Erdbau-

werken organisieren, so dass die Polizei auch hierauf bei Bedarfzugreifen '
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• M>i fr undlichen Grüßen   ' ' - . '
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